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Heinz Grohmann

Wozu brauchen Staat und Öffentlichkeit Daten?

I. Einleitung

Fast fünf Jahre lang ist in der Bundesrepublik
Deutschland heftig und kontrovers eine öffent-
liche Diskussion über Nutzen und Risiken einer
Volkszählung geführt worden, die teilweise irra-
tionale Züge angenommen hatte. Sie fand schlag-
artig ein Ende, als die Zählung vorüber und da-
mit das Ausmaß der gestellten Fragen jeder-
mann unmittelbar einsichtig geworden war. Als
18 Monate später die ersten Ergebnisse verlau-
teten, wurden diese mit Interesse, aber ohne
besondere Emotionen zur Kenntnis genommen.
Die Frage nach dem Datenbedarf des Staates
sowie den Methoden und Risiken der Bedarfs-
deckung bleibt gleichwohl relevant und gewinnt
eher noch an Bedeutung. Sie kann nun wieder

mit mehr Nüchternheit diskutiert werden. Da-
zu sollen in diesem Beitrag zunächst einige grund-
sätzliche Gedanken vorgetragen und dann durch
eine systematische Auswahl von Beispielen staatli-
chen Datenbedarfs konkretisiert und illustriert wer-
den.

Die Beispiele werden sich weitgehend auf den Be-
darf an personenbezogenen Daten beziehen. Be-
sondere Beachtung soll der Frage gewidmet wer-
den, ob in einem freiheitlich-demokratischen
Rechts- und Sozialstaat mit marktwirtschaftlicher
Ordnung der Datenbedarf tendenziell reduziert
werden kann oder ob er im Gegenteil sogar perma-
nent wächst.

II. Gesellschaftliche Entwicklung und Datenbedarf

Fast alles Leben auf der Erde ist gekennzeichnet
durch eine beinahe unablässige Aufnahme und Ver-
wertung von Informationen. Auf diese Weise wird
eine ständige — passive oder aktive — Anpassung
an die jeweilige Umwelt ermöglicht. Nur so ist Le-
ben erhaltbar und entwicklungsfähig. Das läßt sich 
über die gesamte Entwicklungsgeschichte des Le-
bens auf der Erde verfolgen. Dabei sind die Fähig-
keiten zur Informationsaufnahme und diejenigen
zur verhaltenssteuemden Informationsverwertung
in der Regel kunstvoll aufeinander abgestimmt.
Das einzellige Augentierchen Euglena besitzt
nichts als einen Pigmentfleck, der einen Schatten
durch den winzigen Körper wirft (Informationsauf-
nahme) und eine Geißel, deren permanente Bewe-
gungen von jenem Schatten so beeinflußt werden,
daß sich das Tierchen zum Sonnenlicht hin ein we-
nig vorteilhafter bewegt als bei reinen Zufallsbewe-
gungen (Informationsverwertung) ). Je höher ein
Organismus entwickelt ist, desto differ
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enzierter ist
seine Fähigkeit zur Informationsaufnahme einer-
seits und zur lebenserhaltenden oder lebensför-
dernden Reaktion darauf andererseits. Die schar-
fen Adleraugen korrespondieren genau mit der Fä-
higkeit des rasanten Sturzfluges auf ein Beutetier.
Das eine wäre ohne das andere nutzlos. Bei höhe-
ren Tieren sorgt ein kompliziertes ererbtes oder
durch erste Lebenseindrücke geprägtes Programm

lebenszeitlich dafür, daß bestimmte Formen von
komplexen Sinnesreizen bestimmte lebenswich-
tige Reaktionen auslösen; wir bezeichnen das
als intuitives Verhalten. Auch hier entsprechen
sich Sinnesorgane und Verhaltensfähigkeiten in 
ihrem Komplexheitsgrad wechselseitig. Der
Mensch schließlich als das am höchsten ent-
wickelte Lebewesen ist nicht nur auf besonders
feinsinnige Weise imstande zu sehen, zu hören,
zu fühlen usw.; Sprache und Verstand versetzen
ihn in die Lage. Informationen auch in höchst
vielfältiger Weise überindividuell zu vermitteln, zu
verarbeiten und durch entsprechend differenziertes
Handeln zu verwerten. .

Dieser Zusammenhang gilt noch mehr für mensch-
liche Gemeinschaften: Familie, gesellschaftliche
Gruppen, Unternehmen, Staat. Hier sind Informa-
tionsaufnahme- und Informationsverwertungsor-
gane nicht mehr ererbt oder durch Erziehung und
Erfahrung erworben; sie müssen in ganz bestimm-
ter, dem jeweiligen Komplexheitsgrad der Gemein-
schaft entsprechender Weise organisiert werden.
Die Sammlung, die Verarbeitung und die Verwer-
tung von Informationen wird zu einer eigenständi-
gen Funktion der Gemeinschaft, die für deren Er-
haltung und Weiterentwicklung eine fundamentale
Bedeutung hat. ja lebensnotwendig ist. Diese Be-
deutung wächst folglich im Entwicklungsprozeß mit
fortschreitendem Komplexheitsgrad der Gesell-
schaft. So gesehen ist das Schlagwort von der Infor-



mationsgesellschaft — wenngleich etwas überpoin-
tierend — keineswegs unbegründet.

Das Anwachsen einer kaum noch überschaubaren
Informationsfülle, das durch die rasanten Fort-
schritte der Informations- und Kommunikations-
technik gerade gegenwärtig enorm gefördert wird,
birgt freilich auch Risiken. Dabei ist das Daten-
schutzrisiko noch nicht einmal das größte. Viel be-
deutsamer ist die Gefahr irrationaler Auswahl, irr-
tümlicher oder gezielt falscher Verwertung und
Verbreitung und das Ziehen fehlerhafter Schlußfol-
gerungen. Die Furcht scheint nicht unbegründet,
daß eine Überfülle von Informationen die notwen-
dige Abstimmung von Informationsgewinnung und
Informationsverwertung mehr behindert als er-
leichtert. Deshalb bedarf es einer rationalen und
sinnvollen Organisation, um diese Funktion opti-
mal zu erfüllen. Es bedarf einer institutionalisier-
ten, zugleich aber auch kontrollierten und auf per-
manente Verbesserung angelegten Informations-
Infrastruktur, die nicht minder wichtig ist als die
Verkehrs- oder die Energieversorgungs-Infrastruk-
tur.

Nun ist der Informationsbegriff sehr umfassend und
vielschichtig. In diesem Beitrag geht es nur um eine
bestimmte, gesellschaftlich freilich besonders wich-

, tige Art von Informationen, nämlich um Daten im
Sinne von Angaben über Personen, Sachen, Insti-
tutionen, Ereignisse oder dergleichen, die sich als
solche erfassen, speichern und weiterverarbeiten
lassen, einschließlich der Ergebnisse solcher Wei-
terverarbeitungen. Das bisher allgemein über In-
formationen Gesagte gilt jedoch auch hier.

Daß ein modernes Gemeinwesen, das aus bloßer
Lebenserfahrung heraus nicht mehr überschaubar
ist, der systematischen Datensammlung und -aus-
Wertung bedarf, wird kaum jemand bestreiten.
Noch vor einer näheren Konkretisierung des Da-
tenbedarfs (darum wird es in den Abschnitten III
und IV gehen) lassen sich schon im vorhinein einige
allgemeine Aussagen — oder zumindest nicht un-
begründete Vermutungen — über die Beziehungen
zwischen Freiheit, Demokratie, Rechts- und Sozial-
staatlichkeit sowie Wettbewerbswirtschaft einer-
seits und Datenbedarf andererseits formulieren.

Umfang und Differenzierungsgrad des Datenbe-
darfs hängen, wie gesagt, vom Komplexheitsgrad
einer Gesellschaft und deren natürlicher, sozialer
und ökonomischer Umwelt ab. Dieser aber wächst
ganz offensichtlich in einer auf Freiheit und Demo-
kratie angelegten Gesellschaftsform besonders
stark. Die Freiheit der persönlichen Lebensgestal-
tung, die Ausbildung partikularer Interessen und
Interessenvertretungen und die Einwirkung der
Bürger und der sozialen Gruppen auf die staatliche
Entwicklung eröffnen fortwährend mehr Hand-
lungsmöglichkeiten des einzelnen, der Gruppe und

auch des Staates2). Das beginnt bei der zeitlichen
und räumlichen Planung und Gestaltung von Part-
nerschaftsbeziehungen und Familien. Individuelle
Freiheit führt hier zu immer neuen und differenzier-
teren Partnerschafts- und Familienstrukturen. Die
Freiheit bei der Wahl der Ausbildung und der Er-
werbstätigkeit führt zu einer zunehmenden Diffe-
renzierung von Ausbildungsmöglichkeiten und Er-
werbstätigkeitsformen mit immer variantenreiche-
ren Übergangswegen. Alte Berufsbilder lösen sich
auf, und ein häufiger Wechsel von Tätigkeitsfeldern
wird teils durch den technischen Fortschritt erzwun-
gen, teils durch Aus- und Weiterbildung ermög-
licht. Steigende Realeinkommen fördern die Flexi-
bilität und damit den Variantenreichtum von Ent-
scheidungen in bezug auf Wohnung, Arbeitsstät-
te, Vermögensbildung, ja die Lebensgestaltung
schlechthin. Damit wächst das Bedürfnis nach im-
mer mehr und verschiedenartigeren Gütern und
Dienstleistungen und entsprechenden Produktions-
anlagen und -prozessen.

Das alles verlangt nach Orientierung, macht diese
aber zugleich immer aufwendiger und schwieriger.
Orientierung in komplexen Gesellschaften bieten
vor allem allgemeine Wertvorstellungen und soziale
Normen, an deren Ausbildung die sozialen Grup-
pen, nicht zuletzt die Parteien, maßgeblich beteiligt
sind, sowie Einsichten in bestehende demographi-
sche, ökonomische und soziale Gesetzmäßigkeiten
und Zusammenhänge (Theorien), die zu gewinnen
und ständig zu überprüfen vor allem Aufgabe der
Wissenschaft ist. Aufjeden Fall bedarfes der objek-
tiven umfassenden und hinreichend differenzierten
Daten über die bestehenden Verhältnisse und de-
ren Entwicklung. Ohne diese geraten Wertvorstel-
lungen nur allzu leicht zu Utopien, und Theorien
bleiben realitätsferne Hypothesen. Erst recht setzt
konkretes Handeln nach allgemeinen Wertvorstel-
lungen und unter Nutzung der gewonnenen Ein-
sichten und Erkenntnisse immer die Kenntnis der
jeweils gerade gegebenen relevanten Fakten, also
Daten, voraus.

Darum bemüht sich schon der private Haushalt,
soweit es seine persönlichen Verhältnisse angeht.
Soziale Gruppen, Vereine, Kirchen und Gewerk-
schaften schaffen sich ihr eigenes Registrierungs-
und Rechnungslegungssystem. Von nicht zu über-
schätzender Bedeutung sind die Informationssy-
steme der Unternehmen. Dann aber fehlt es noch
immer an Daten über die Gesamtbevölkerung, die
Gesamtwirtschaft, die gesellschaftlichen Lebensbe-
dingungen und Lebensverhältnisse. Selbst wenn
dem freiheitlich-demokratischen Staat gar keine ei-
genständigen Gestaltungsfunktionen zugewiesen



wären, hätte er zumindest die Aufgabe einer gesell-
schaftlichen Datengrundversorgung für die Bürger,
für die von diesen gebildeten sozialen Gruppen, für
die wirtschaftlichen Institutionen sowie für die, die
als Mittler zwischen Bürger, Gruppen und Staat
fungieren, die Medien, und nicht zuletzt für die zum
Nutzen aller tätige Wissenschaft.
Tatsächlich hat aber gerade der freiheitlich-demo-
kratische Rechtsstaat moderner Prägung eine ganze
Menge eigener Gestaltungsfunktionen. Sie lassen
sich an der Bezeichnung aller Bundes- und Landes-
ministerien und zahlreicher anderer Behörden und
Verwaltungen ablesen. Es geht um äußere und in-
nere Sicherheit, um Wirtschaft und Finanzen, um
die Beziehungen zu anderen Staaten und suprana-
tionalen Organisationen, um Verkehr und Woh-
nungsbau, um Familie und Gesundheit, um Arbeit
und soziale Sicherung, um Wissenschaft und Bil-
dung, um die Erhaltung des Geldwertes und der
Umwelt und vieles andere. Auf die starke Kompe-
tenzverteilung bei einem föderativen Staatsaufbau
wie dem der Bundesrepublik Deutschland muß be-
sonders hingewiesen werden. Hierzu gehören nicht
nur die besonders ausgeprägten Länderzuständig-
keiten und die erforderliche Abstimmung zwischen
Bund und Ländern, sondern auch die den Gemein-
den vom Grundgesetz zugewiesenen Rechte und
Pflichten. Zu beachten ist ferner, daß zum Staat
nicht nur die Gebietskörperschaften, sondern auch
die Deutsche Bundesbank, die Bundesanstalt für
Arbeit, sämtliche Zweige der Sozialversicherung
und alle diejenigen öffentlichen Einrichtungen zäh-
len, deren Träger staatliche Institutionen sind, wie
Schulen, Krankenhäuser, Verkehrs- und Versor-
gungseinrichtungen. Daran wird deutlich, wie viel-
schichtig der staatliche Datenbedarf in einem Ge-
meinwesen wie dem unseren ist.
Das alles gilt erst recht, wenn man bedenkt, daß in 
einem solchen Staat alle wesentlichen Entscheidun-
gen in einem oftmals langwierigen Prozeß entwik-
kelt und begründet werden und nach ihrer Realisie-
rung kontrollierbar sein müssen. Daraus resultiert
die Verpflichtung des Staates, die zu eben solchen
Zwecken notwendigen Daten nicht nur für sich
selbst, sondern für die gesamte Öffentlichkeit be-
reitzustellen.
Was aber sind das für Daten, die Staat und Öffent-
lichkeit brauchen? Das Bundesdatenschutzgesetz,
das sich allerdings nur mit personenbezogenen Da-
ten befaßt, definiert diese als „Einzelangaben über
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-

stimmten oder bestimmbaren natürlichen Per-
son“3). Für juristische Personen, Sachen oder Er-
eignisse könnte man sie analog definieren als Merk-
male solcher Objekte oder Ereignisse. Entschei-
dend bliebe dabei zunächst einmal der Bezug je-
weils auf ein ganz bestimmtes Individuum, Objekt
oder Ereignis. Wie der Begriff der Daten schon
besagt handelt es sich jeweils um eine Mehrzahl
davon, möglicherweise sogar eine große Vielzahl.
In Begriffen wie Datenverarbeitung und Daten-
übertragung sind ganz schlicht Gesamtheiten von
gleichartigen, aber dennoch individuell unterschie-
denen Informationen gemeint.

Für Datenbedarf, Datennutzung und Datensiche-
rung ist es von ganz zentraler Bedeutung, ob der
individuelle Bezug für die Zweckerfüllung notwen-
dig ist oder nicht. Das erste trifft bei jeder Art von
Verwaltungsmaßnahmen zu, die sich gerade auf das
betreffende Individuum, Objekt oder Ereignis be-
ziehen. Die Erhebung personenbezogener Daten,
die stets einen Eingriff in das informationeile
Selbstbestimmungsrecht bedeuten, für solche
Zwecke ist deswegen auch einer strengen Zweck-
bindung unterworfen. Das heißt, sie darf nicht auf
Vorrat vorgenommen und dann nach Bedarf für
beliebige Zwecke personenbezogen benutzt wer-
den4). Hier stellt sich also das Problem der Daten-
sicherheit in voller Schärfe; denn der Individualbe-
zug muß notwendigerweise erhalten bleiben, so-
lange der Zweck nicht endgültig erfüllt ist. Dem
diesbezüglichen Datenbedarf ist Abschnitt III ge-
widmet.

Völlig anders liegen die Dinge, wenn es um sum-
menhafte, aggregierte Informationen über die je-
weiligen Gesamtheiten geht, insbesondere deren
zahlenmäßigen Umfang und deren Zusammenset-
zung nach vielerlei Merkmalen sowie um die viel-
fältigsten Beziehungen zueinander. Auch hierbei
erfolgt die Erhebung zwar stets individuell bzw.
fallbezogen. Das Individuum wird aber sogleich
zum bloßen Merkmalsträger ohne eigene Identität.
Diese ist für die Zweckerfüllung irrelevant. Selbst
wenn es nur eine einzige Person einer bestimmten
Kategorie gibt (z. B. einen hundertjährigen Mann
in einem bestimmten Gebiet), interessiert nicht
mehr das Individuum als solches, sondern nur noch
die Tatsache, daß es gerade eine Einheit in dieser
Kategorie gibt. Hier geht es also um Statistik. Sol-
che Datenerhebungen sind Gegenstand des Ab-
schnitts IV.



III. Datenbedarf für den personenbezogenen Verwaltungsvollzug

Ein solcher staatlicher Datenbedarf bestünde gar
nicht, wenn sich der Staat ganz auf die Setzung von
Rahmenregeln des Gesellschaftslebens beschrän-
ken würde. Das ist jedoch selbst bei äußerster Libe-
ralität kaum denkbar. Schon die Durchführung von
Wahlen, die Förderung von Familien, die Verfol-
gung von Straftaten und vieles andere verlangen
Maßnahmen, die jeweils ganz bestimmte Personen
oder Familien betreffen. Zwar gehört es durchaus
in die öffentliche Auseinandersetzung, ob und in 
welchem Maße auf diese Weise in die individuellen
Lebensläufe einzugreifen ist; dennoch gibt es in die-
ser Hinsicht kaum öffentliche Diskussionen oder
ein erkennbares Akzeptanzproblem. In bezug auf
die Datenerfassung könnte freilich ohnehin nur
strittig sein, welche individuellen Daten für den
jeweiligen Zweck erforderlich und wie lange sie
dafür aufzubewahren sind. Aber auch darüber wird
kaum öffentlich gestritten. Das hat einen einfachen
Grund: Die meisten der staatlichen Maßnahmen
begünstigen die jeweils Betroffenen, und wo das
nicht zutrifft, wie bei der Besteuerung, ist die Ein-
sicht in die Notwendigkeit fest etabliert. Eine Aus-
nahme bildet die Datenbeschaffung und Datenspei-
cherung zum Zwecke polizeilicher Ermittlungen;
darüber gibt es sogar ganz heftige Auseinanderset-
zungen.

An einigen Beispielen soll dieser Datenbedarf et-
was näher veranschaulicht werden. Von zentraler
Bedeutung ist hier das staatliche Meldewesen. Es
unterliegt einer bundeseinheitlichen Rahmenrege-
lung, wird durch Landesgesetze genauer bestimmt
und ist stark dezentral organisiert. Auf der Ebene
der Gemeinden wird jeder Einwohner mit Name,
Anschrift, Geschlecht, Geburtstag und -ort, Fami-
lienstand, gegebenenfalls früherer Anschrift und
einigen weiteren Merkmalen registriert. Dieses
Meldewesen entspringt nicht nur einem allgemei-
nen Bedürfnis des Staates, zu wissen, welcher Per-
sonenkreis ihm mit ganz bestimmten Rechten und
Pflichten zugeordnet ist — und für den er eine
bestimmte Verantwortung übernommen hat —, son-
dern ganz konkreten staatlichen und öffentlichen
Einzelaufgaben. Es bildet die Grundlage für die
Ausstellung von Personaldokumenten, die Erstel-
lung von Wahlunterlagen, die Organisation der
Einschulung der Schulpflichtigen und der Kontrolle
der Schulpflicht, der Einberufung zu Bundeswehr
oder Zivildienst, der Versendung der Lohnsteuer-
karten und anderem mehr. Es ist zugleich ein In-
strument zur Auffindung gesuchter Personen (etwa
nach einem Unfall oder einem Verbrechen) oder
zur Bestätigung der Fortdauer eines Pensionsan-
spruchs. In allen Fällen, in denen Rechtsfolgen an
die Existenz eines Wohnsitzes geknüpft sind (Ver-
gabe von Studienplätzen, Bestimmung der Aufent-
haltsdauer bei Ausländern, insbesondere bei Ein-
bürgerungen), ist die melderechtliche Registrie-

rung unverzichtbar. Es gibt sogar ein öffentliches
Interesse daran, daß Privatpersonen bei Vorliegen
eines berechtigten Interesses über das Meldewesen
die Anschrift einer gesuchten anderen Privatperson
ausfindig machen können. Hier besteht ein konkre-
ter, für den Verwaltungsvollzug notwendiger Be-
darf an Einzeldaten.

Die im Meldewesen erfaßten Einzeldaten sind ganz
auf die genannten Zwecke beschränkt. Angaben
etwa über den erlernten Beruf oder die ausgeübte
Erwerbstätigkeit fehlen völlig. Nicht einmal der
Haushalts- und Familienzusammenhang ist aus den
Melderegisterdaten ableitbar, sofern er nicht für die
Ausstellung der Lohnsteuerkarten erforderlich
ist.

Die Daten des Meldewesens bilden zugleich eine
wichtige Grundlage für andere Verwaltungsstellen
und -maßnahmen. So sind z. B. schon innerhalb der
Gemeinden sowohl die Wohnungs- als auch die
Sozialämter darauf angewiesen. Vor allem die letz-
teren brauchen darüber hinaus noch eine ganze
Menge weiterer Daten, wenn sie ihrer Aufgabe ge-
recht werden wollen. Die Gewährung von Sozial-
hilfe setzt voraus, daß zuvor die Art der Anspruchs-
berechtigung (Hilfe zum Lebensunterhalt, Hilfe in
besonderen Lebenslagen) geprüft und gegebenen-
falls die Höhe der Leistung festgesetzt wird. Sozial-
hilfe ist weder eine festbezifferte Leistung, die stets
unbesehen gezahlt wird, noch unterliegt sie einer
freien Ermessensentscheidung. Deshalb sind eine
ganze Reihe von Informationen laufend notwendig,
die sich nicht nur auf die antragstellende Person,
sondern den ganzen Haushalt und möglicherwei-
se andere unterhaltsverpflichtete Personen bezie-
hen.

Hier wird ein für den staatlichen Datenbedarf über-
aus wichtiger Aspekt deutlich: Je mehr Gesetzgeber
und/oder Verwaltung bemüht sind, Einzelfallge-
rechtigkeit, Vermeidung von Willkür und Schutz
vor ungerechtfertigter Inanspruchnahme sozialer
Leistungen miteinander zu verbinden, desto mehr
individuelle Informationen — eben Daten — sind
für den Verwaltungsvollzug notwendig.

Ein geradezu klassisches Beispiel dafür liefert die
gesetzliche Rentenversicherung. Die Realisierung
des Versicherungsprinzips in einer dynamischen
Wirtschaft als primäres und die des sozialen Aus-
gleichs als sekundäres Ziel verlangen eine Fülle von
Lebensdaten zur Feststellung von Rentenansprü-
hen. Sie beziehen sich praktisch auf das gesamte
Erwerbsleben vorn 16. Lebensjahr an bis zum Ein-
tritt des Versicherungsfalles. Monat für Monat oder
Jahr für Jahr sind die Ausübung einer versiche-
rungspflichtigen Beschäftigung, der erzielte Brutto-
lohn, empfangene Sachzuwendungen, bestimmte
Arten von im Ausland ausgeübten Tätigkeiten.



Ausbildungs- und Arbeitslosigkeitszeiten, abge-
legte Prüfungen und anderes mehr festzuhalten.
Um zu vermeiden, daß dies alles erst beim Eintritt
eines Versicherungsfalles erhoben und nachgewie-
sen wird, was dann oftmals gar nicht mehr in vollem
Umfang möglich ist, gilt es heute als außerordentli-
cher Fortschritt, daß alle diese rentenversiche-
rungsrelevanten Daten soweit wie möglich laufend
nachgewiesen und bei den Versicherungsträgern
gespeichert werden. Soweit das in der Vergangen-
heit noch nicht geschehen ist. wird es Zug um Zug
nachgeholt, bis für alle aktiven Versicherten eine
vollständige Rentenbiographie gespeichert ist. Da-
bei ist das Rentenversicherungsrecht keineswegs
auf Dauer festgeschrieben. Kommen neue techni-
sche oder wirtschaftliche Entwicklungen oder ver-
änderte sozialpolitische Wertvorstellungen ins
Spiel, dann werden neue Regelungen kodifiziert,
die wiederum neue oder andere Daten über die
Versicherten oder ihre Ehepartner oder Kinder ver-
langen. Ein Beispiel dafür war die Neuregelung des
Hinterbliebenenrentenrechts im Jahre 1985 mit der
Neueinführung von Anrechnungsvorschriften, ein
anderes die Einführung von Kindererziehungszei-
ten. Da Rentenrechtsänderungen zudem in aller
Regel Übergangszeiten notwendig machen, in de-
nen teils frühere Regelungen, teils die neuen zur
Anwendung kommen, läßt sich erahnen, welche
Informationsfülle für die Gestaltung und Erhaltung
eines ökonomisch ausgewogenen und sozial gerech-
ten Rentenversicherungsrechts nötig sind. Hierbei
hat es noch nie ein Akzeptanzproblem in bezug auf
die Berechtigung des Staates zur Datenerfassung
gegeben.

Unbestritten ist ferner der Datenbedarf für die Ar-
beitsvermittlung. Arbeitslose lassen sich nur ver-
mitteln, wenn ihre Personalien und eine Reihe wei-
terer individueller Daten dem Arbeitsamt zur Ver-
fügung stehen. Ganz besonders datenintensiv ist die
Erhebung der Lohn- und Einkommensteuer. Auch

für diesen Zweck wird eine Vielzahl von personen-
bezogenen Daten keineswegs aus Neugier oder
überkommener Routine verlangt, sondern aus dem
Bestreben des Gesetzgebers heraus, individuell
nach der Leistungsfähigkeit zu besteuern und dabei
zusätzlich eine Reihe politischer, ökonomischer
oder sozialer Nebenziele mit zu verwirklichen und
überdies nach Möglichkeit Mißbrauch zu verhin-
dern.
Die Reihe der Beispiele ließe sich fortsetzen. Zu
verweisen ist etwa auf die Standesämter, die Ge-
richte, die Schulen, die Krankenkassen, die Kran-
kenhäuser, die Gas- und Elektrizitätswerke und
viele andere staatliche oder halbstaatliche Stellen
mit einem Bedarf an Daten zur Erfüllung ihrer
Funktionen.
In allen genannten Beispielen handelt es sich um
personenbezogene Daten. Der Bedarf an Daten
über Betriebe und Unternehmen für den Verwal-
tungsvollzug ist ebenfalls groß. Zu einem erhebli-
chen Teil ergibt er sich aus bestimmten Schutzbe-
dürfnissen heraus. Beispiele sind die Gewerbeauf-
sicht, die Bankenaufsicht, die Versicherungsauf-
sicht. Aber auch die Förderung bestimmter Wirt-
schaftszweige, etwa der Landwirtschaft, des Berg-
baus oder der Stahlindustrie läßt sich oftmals nicht
ohne individuelle Daten über die betroffenen Un-
ternehmen erreichen. Dabei ist der Datenbedarf
um so größer, je mehr Einzelfallgerechtigkeit und
Effizienz der Maßnahmen angestrebt werden.

Alle diese Betrachtungen sollten nicht nur zeigen,
aus welchen konkreten Anlässen heraus für den
Verwaltungsvollzug eine Erhebung von Daten und
deren laufende Aktualisierung notwendig sind. Es
sollte darüber hinaus deutlich werden, daß das Ver-
fügen über Daten erst die Chance eröffnet, die all-
gemeinen staatlichen Ziele so in die Tat umzuset-
zen. daß die individuellen Verhältnisse möglichst
sachgerecht berücksichtigt werden können.

IV. Der Bedarf an statistischen Daten zur Erklärung und Gestaltung
der gesellschaftlichen Wirklichkeit

1. Zielsetzungen der Statistik

Vom Bedarf für den auf den Einzelfall abgestellten
Verwaltungsvollzug grundsätzlich zu unterscheiden

ist der Bedarf an statistischen Daten zur Beschrei-
bung, Erklärung, Planung und Gestaltung der ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit. Hier interessieren
nicht mehr die Einzeldaten für bestimmte Perso-
nen, Objekte oder Ereignisse als solche, obwohl sie
ür die statistischen Zwecke durchaus erst einmal
erhoben werden müssen. Das Ziel sind vielmehr

summenhafte, aggregierte und nach vielerlei Merk-
malen differenzierte Aussagen, und selbst da richtet
sich das Interesse nur selten auf eine einzelne Zahl,
sondern mehr auf Einsichten, die erst eine Vielzahl
solcher Daten nach mehr oder weniger intensiver
methodischer Auswertung vermitteln. Mit dem
Verzicht auf den Einzelfall, auf das Individuelle
einer Person, eines Objekts oder eines Ereignisses
wird aber etwas ganz Wesentliches gewonnen: ein
(wenngleich nur zahlenmäßiger) Überblick über die
Gesamtheit einer Bevölkerung, einer Wirtschaft,
einer Gesellschaft, deren Zusammensetzung nach



einer Vielzahl relevanter sachlicher und regionaler
Merkmale und ihrer Veränderungen im Zeitablauf.
Und mehr noch: Durch geeignete methodische
Auswertungen werden Zusammenhänge und Ab-
hängigkeiten, Gesetz- oder Regelmäßigkeiten des
wirtschaftlichen und sozialen Geschehens sichtbar,
die am Einzelfall nie erkennbar sind. Damit sind
zugleich die beiden grundlegenden Zielsetzungen
der Statistik angesprochen: die Beschreibung von
Zuständen und Abläufen (z. B. einer Bevölkerung
und ihrer laufenden Veränderungen) und die Ge-
winnung und Überprüfung von Gesetz- oder Regel-
mäßigkeiten (z. B. über die Geburtenhäufigkeit,
die Sterblichkeit und die regionale Mobilität).

Schon die Beschreibung von Zuständen und Abläu-
fen in Wirtschaft und Gesellschaft ist in einer hoch-
entwickelten freiheitlich-pluralistischen Gesell-
schaft alles andere als eine einfache Aufgabe ). Die
dafür benötigten Begriffe müssen sinnvoll gebildet
und gleichwohl
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statistisch operational sein, sie sol-
len modernen Entwicklungen Rechnung tragen und
gleichwohl über die Zeit hinweg vergleichbar sein.
Sie müssen in ihrem sachlichen, regionalen und
zeitlichen Differenzierungsgrad um so weiter ge-
hen, je verschiedenartiger die tatsächlichen Lebens-
verhältnisse sind, je mehr Eigenverantwortlichkei-
ten den regionalen Untergliederungen — wie Län-
dern und Gemeinden — zugewiesen sind und je
rascher sich die Verhältnisse verändern. Und je
mehr vom Staat erwartet wird, auf einen Ausgleich
unterschiedlicher Lebensbedingungen von sozialen
Schichten oder weniger entwickelten Regionen hin-
zuwirken, desto anspruchsvoller ist der statistische
Datenbedarf. Die Grenzen liegen freilich dort, wo
durch eine zu weit gehende Differenzierung die
Fallzahlen zu klein werden.

Die Gewinnung und Überprüfung statistischer Ge-
setz- oder Regelmäßigkeiten als zweite Zielsetzung
dient nicht nur einem allgemeinen Erkenntnisinte-
resse. Sie ist notwendig zur Erklärung bemerkens-
werter, insbesondere unerwarteter Vorgänge, zur
Vorausschätzung künftiger Entwicklungen und zur
zielgerichteten Einflußnahme auf diese Entwick-
lung, also generell zur politischen Gestaltung des
Gemeinwesens. Wenn es hier an hinreichend diffe-
renzierten Daten mangelt, sind Fehleinschätzungen
und Fehlurteile und damit auch Fehlentscheidun-
gen unvermeidlich. Die Folgekosten sind dann oft-
mals weit höher als die der Datenbeschaffung. In 
vielen Fällen lassen sich Ursache-Wirkungs-Zusam-
menhänge sogar nur durch einen Rückgriff auf die
Individualebene, d. h. auf Daten, die sich auf Ein-
zelpersonen oder Haushalte beziehen (Mikroda-
ten), befriedigend aufklären. Auch dann ist aber
nicht die Identität dieser Personen oder Haushalte

von Interesse, sondern allein, daß sie Träger be-
stimmter Merkmale sind, die sich in bestimmten
Situationen in bestimmter Weise verhalten6).

2. Demographische Veränderungen und ihre ge-
sellschaftlichen Auswirkungen

Im folgenden werden einige konkrete Aufgaben-
stellungen und der damit verbundene Datenbedarf
von Staat und Öffentlichkeit näher betrachtet. Im
Zentrum aller staatlichen Aktivitäten steht die Be-
völkerung. Sie ist Kultur-, Wirtschafts-, Siedlungs-,
Rechts- und politische Gemeinschaft. Es besteht
deswegen ein geradezu elementarer Bedarf an Da-
ten über die Größe und Struktur der Bevölkerung
und der sie bildenden Familien und Haushalte, ihre
laufenden Veränderungen durch Geburten, Sterbe-
fälle, Wanderungen, Eheschließungen und Ehelö-
sungen sowie über die Faktoren, die diese Verän-
derungen bestimmen. Da solche Veränderungen im
allgemeinen nur langsam vor sich gehen und nur
allmähliche Veränderungen der Bevölkerungs-
struktur bewirken, finden sie oft nicht das ihnen
gebührende Interesse. Der scharfe Geburtenrück-
gang seit Mitte der sechziger Jahre, dessen Auswir-
kungen zuerst in den Kindergärten und Schulen
deutlich erkennbar wurden und dessen langfristige
Folgen für die spätere Alterssicherung seit über
zehn Jahren mit Sorgen diskutiert werden, hat die
Bedeutung demographischer Veränderungen für
die gesamte Gesellschaft aber wieder einmal stärker
ins öffentliche Bewußtsein gebracht. Gewiß ist es
keine staatliche Aufgabe, in den Bevölkerungspro-
zeß regulierend einzugreifen, doch gehen von die-
sem so vielfältige mittel- und langfristige Wirkun-
gen auf viele Lebensbereiche aus, daß seine einge-
hende Beobachtung und Analyse allein notwendig
ist, um unerwünschte Folgen abzumildern oder eine
frühzeitige Anpassung herbeizuführen.
Zwei Abbildungen mögen die Bedeutung dieses
Vorgangs veranschaulichen. Abbildung 1 (äußere
Linien) zeigt den Altersaufbau der Bevölkerung der
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1986. Wie
man sieht, steht die sogenannte Alterspyramide auf
einem überaus schmalen Sockel. Selbst der sehr
schwache Jahrgang 1945 ist heute noch stärker als
jeder einzelne Jahrgang der jetzt unter 14jährigen
Kinder. Die heute 20- bis 25jährigen entstammen
dagegen den starken Geburtsjahrgängen um 1964.
Allein daraus wird unmittelbar einsichtig, warum
wir vor wenigen Jahren noch eine exorbitante,
kaum zu befriedigende Lehrstellennachfrage hatten
und warum sich diese inzwischen fast in ihr Gegen-
teil verkehrt hat. Wir finden ferner eine Erklärung
für die seit einigen Jahren anhaltende Überfüllung



der Universitäten, stellen aber auch — vielleicht
mit Verwunderung — fest, daß sich die Rentenver-
sicherung aus demographischer Sicht zur Zeit in 
einer relativ günstigen Lage befindet: Die Gruppe
der über 65jährigen Männer ist überaus schwach
vertreten; die Zahl der Frauen im Rentenalter ist 
zwar weit größer, der Geburtenausfall des ersten
Weltkrieges entlastet aber, und im übrigen sind die
Rentenansprüche dieser Frauen wegen ihrer frühe-
ren geringeren Erwerbstätigkeit verhältnismäßig
niedrig.

Daß die demographische Entwicklung allein für
solche Betrachtungen nicht ausreichend ist, zeigt
gegenwärtig die Tatsache, daß die Überfüllung

an den Universitäten noch nicht, wie man hätte
erwarten können, abnimmt, sondern sich sogar
verstärkt hat. Es sind dafür eben noch weitere Da-
ten heranzuziehen, besonders über das Über-
gangsverhalten der nachwachsenden Generation
von der Ausbildung in den Beruf. Wiederum ist 
auf die Tatsache zu verweisen, daß die wach-
sende Entscheidungsfreiheit und die Diversifizie-
rung von Ausbildungsmöglichkeiten die Ein-
sicht in die Zusammenhänge erschwert und
zusätzliche Daten zur Erklärung notwendig
macht.
Die aktuelle Altersstruktur bietet zugleich einen
Ansatz für demographische Prognose- oder Modell-



rechnungen7). Da jeder Jahrgang jährlich ein Jahr
älter wird, rückt die Alterspyramide Schritt für
Schritt nach oben, so daß sich die künftige Alters-
struktur recht gut abschätzen läßt. Abbildung 2
(äußere Linien) zeigt das Ergebnis einer solchen
Vorausrechnung bis zum Jahre 2000 ). Die Univer8 -
sitäten werden bis dahin schließlich doch wesentlich
entlastet werden. Auf dem Arbeitsmarkt rücken die
sehr schwach besetzten Jahrgänge nach, und etwa
ab 1995 überschreiten jene Jahrgänge die Alters-
grenze, die aufgrund der Bevölkerungspolitik der
dreißiger Jahre von Jahrgang zu Jahrgang stärker
geworden sind. Von daher läßt sich eine Entlastung
auf dem Arbeitsmarkt erwarten. Sie ist aber mit
einer zunehmenden Belastung der Rentenversiche-
rung, ja der Alterssicherung überhaupt, verbunden.
Hier sind natürlich weitere Faktoren in Rechnung
zu stellen: Zuwanderungen aus dem Ausland, Ver-
änderungen im Ausbildungs- und Erwerbsverhal-
ten, Arbeitszeitverkürzungen, technische Entwick-
lungen usw. Sie lassen sich aber aufgrund weiterer
Daten beobachten und bei Erklärungen. Voraus-
rechnungen und beim politischen Handeln berück-
sichtigen.

Unabhängig von allen Arbeitsmarkt- und Versiche-
rungsfragen läßt sich aus dem gegenwärtigen Al-
tersaufbau ersehen, daß schon in den neunziger
Jahren die Zahl der hochbetagten und damit oft
pflegebedürftigen Frauen zunehmen wird. Diese
Erwartung wird noch verstärkt, wenn man die ge-
genwärtige stetige Erhöhung der Lebenserwartung
berücksichtigt. Seit 1970 sinkt nämlich, was wieder
anhand statistischer Zahlen nachweisbar ist. die
Sterblichkeit in allen Altersjahren und vor allem im
Rentenalter in einem ganz beachtlichen Ausmaß.

3. Die Notwendigkeit erwerbsbezogener Daten

Wie man sieht, ist allein der Altersaufbau einer
Bevölkerung von außerordentlicher Bedeutung für
deren in nächster und in fernerer Zukunft zu erwar-
tende Chancen und Risiken. Er reicht dafür aber
bei weitem nicht aus. Schon eine genauere Analyse
der Geburten- und der Sterblichkeitsentwicklung
verlangt darüber hinaus nicht nur eine jährliche
Registrierung von Geburten und Sterbefällen, son-
dern deren Differenzierung nach erklärenden
Merkmalen — wie Geschlecht, Alter, Familien-
stand, Ehedauer, Todesursache und anderes mehr
— und darüber hinaus noch in entsprechender
Weise gegliederte Bevölkerungsbestandszahlen.
Zu einer tiefgründigeren Analyse würden u. a. zu-
sätzlich noch erwerbsbezogene Merkmale gehören.
Das adäquate Verfahren sind zudem nicht Quer-

Schnitts-, sondern Längsschnittsanalysen, bei denen
der ganze Lebenszyklus von Frauenjahrgängen un-
tersucht wird9). Soll dies gar auf der Basis von
Mikrodaten geschehen, dann sind sie überhaupt nur
durchführbar, wenn die Daten jeweils für ein und
dieselbe Frau oder Familie über die Zeit hinweg
zusammenführbar sind. Sollen dann noch die so-
ziale Lage und die Lebenseinstellung der Personen
oder Familien als Bestimmungsfaktoren berück-
sichtigt werden, wächst der Datenbedarf exorbi-
tant.

Nun ist die demographische Entwicklung, wie
schon angedeutet, für andere Lebensvorgänge -
etwa Schulbesuch, Arbeitsmarkt und Alterssiche-
rung — immer nur eine Determinante. Gehen wir
nur einen Schritt weiter und fügen in den Altersauf-
bau von Abbildung 1 zusätzlich für jeden Alters-
jahrgang die Erwerbsbeteiligung, gemessen am An-
teil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige + Er-
werbslose), an der Gesamtpersonenzahl — die so-
genannte Erwerbsquote — ein, so wird die Alters-
struktur des Erwerbspersonenpotentials (ohne
stille Reserve) sichtbar (siehe die schwarze Fläche
in Abbildung 1). Stellen wir dieser Graphik die ent-
sprechende für das Jahr 2000 gegenüber, wobei die
altersspezifischen Erwerbsquoten der Einfachheit
halber unverändert angenommen sind (siehe Abbil-
dung 2), dann ergibt sich ein ganz anderer Alters-
aufbau des Erwerbspersonenpotentials, was wie-
derum nicht ohne Folgen bleiben kann, ). Domi10 -
nieren heute die 45- bis 50jährigen zahlenmäßig
stark, während die ebenfalls stark besetzten Alters-
gruppen zwischen 20 und 25 Jahren noch auf ihre
Berufschancen warten, so werden um das Jahr 2000
die 30- bis 40jährigen ein überaus starkes zahlenmä-
ßiges Gewicht haben, wohingegen es an Nachwuchs
in vielen Berufen fehlen dürfte.

Ein nächster Schritt müßte die eingehendere Unter-
suchung der Determinanten der Erwerbsbeteili-
gung sein, um zum einen soziale Problemlagen
sichtbar zu machen und zum anderen Ansatzpunkte
für eine Verbesserung der zunächst sehr einfachen
Modellrechnung über das künftige Erwerbsperso-
nenpotential zu gewinnen. So wären besonders bei
den nachrückenden und den ausscheidenden Jahr-
gängen die vorhandenen Qualifikationen und Be-
rufe zu berücksichtigen. Bei den Frauen verlangt
die Analyse eine Verknüpfung der erwerbswirt-



schaftlichen Daten mit solchen der Familie oder des
Haushalts. Man sieht, wie rasch dann der Datenbe-
darf wächst, um wieviel informativer die Ergebnisse
dann aber auch werden.

4. Probleme der sozialen Wohlfahrt

Am letzten Beispiel erkennt man noch eine andere
Eigenart des Datenbedarfs. Es genügt nicht, einmal
die erwerbsstatistischen Daten zu erheben und ein
andermal die familiären; erst die Kombination bei-
der Arten erlaubt die erforderlichen Einsichten in

die sozialen Problemlagen und ihre Hintergründe.
Die künftigen Probleme der Alterssicherung lassen
sich ebenfalls nicht allein aufgrund weniger demo-
graphischer und erwerbswirtschaftlicher Merkmale
hinreichend analysieren oder gar einer sachgerech-
ten Lösung zuführen. Wie kompliziert die Ermitt-
lung von Rentenansprüchen im Einzelfall ist. wurde
schon in Abschnitt III gezeigt. Zwar müssen nicht
alle Details auch bei Vorausrechnungen und Pro-
blemlösungsansätzen berücksichtigt werden. Aber
einige davon dürfen doch nicht vernachlässigt wer-
den. z. B. die von den aktiven Versicherten bisher



schon erworbenen Rentenanwartschaften und die
entsprechenden beiderseitigen Anwartschaften bei
Ehepaaren sowie die Anrechnung von Kindererzie-
hungszeiten. Vor allem aber darf nicht übersehen
werden, daß ein durchaus vergleichbares demo-
graphisch bedingtes Problem auch bei der Be-
amtenversorgung zu erwarten ist, über das bis-
her noch kaum in der Öffentlichkeit disku-
tiert wurde. Schließlich sind die betrieblichen
und die privaten Altersversorgungssysteme zu
berücksichtigen, wenn man sich ein Urteil über
die künftige Belastung der nachwachsenden
Generation und die Versorgungsstruktur der äl-
teren Menschen verschaffen will. Abermals zeigt
sich, daß ein freiheitliches, vielgestaltiges System
nicht weniger, sondern mehr Daten braucht
als ein schematisierendes Plansystem, und
zwar gerade dann, wenn es zugleich sozial
ausgewogen und finanziell tragbar gestaltet sein
soll.

Von wesentlich anderer Art sind die Datenpro-
bleme im Bereich des Gesundheitswesens. Zu-
nächst einmal gehört die Gesundheit zu den sensi-
belsten Bereichen individueller Lebensbedingun-
gen. Man könnte sich fragen, ob sie einer statisti-
schen Erfassung überhaupt zugänglich sein sollte.
Bei näherer Betrachtung kommt man jedoch bald
zu einem anderen Urteil. Im Hinblick auf anstek-
kende Krankheiten mag ein öffentliches Interesse
noch am ehesten einsichtig sein. Da Arbeitsausfall
infolge Krankheit, Frühinvalidität, physische und
psychische Behinderung und vor allem die ärztliche
Versorgung selbst außerordentliche, vom einzelnen
kaum tragbare Kosten verursachen, gehört es zu
den Aufgaben des Staates, nicht nur diese Kosten-
übernahme auf eine sozial tragbare Weise zu re-
geln, sondern sich auch ein Bild über die Entwick-
lung dieser Kosten und ihrer Determinanten zu ver-
schaffen. Ebenso sind das Ausmaß medizinischer
Versorgung (Ärzte nach Facharztgruppen, Apothe-
ken, Arzneimittelmarkt) Lebensbedingungen, über
deren Stand und Entwicklung Staat und Öffentlich-
keit einer regelmäßigen Berichterstattung bedür-
fen, um Überkapazitäten oder Versorgungslücken
frühzeitig erkennbar zu machen. Es ist zu beklagen,
daß die Reform des Gesundheitswesens in jüngster
Zeit, die vor allem der Kostendämpfung dienen
sollte, fast ausschließlich an ganz bestimmten Ein-
zelregelungen diskutiert worden ist, ohne die ge-
samtgesellschaftlichen quantitativen Zusammen-
hänge dabei besonders zu beachten. Wenig Beach-
tung hat eine Neuregelung gefunden, die unmittel-
bar mit statistischem Datenbedarf zu tun hat. Um
die Verschreibungshäufigkeiten der Kassenärzte
überschaubar zu machen und gegebenenfalls in 
Grenzen zu halten, werden künftig Stichprobener-
hebungen bei zwei Prozent der Ärzte in jedem
Quartal durchgeführt, bei denen die ärztlichen und
die ärztlich verordneten Leistungen arzt- und versi-

chertenbezogen erfaßt und ausgewertet werden11’),
Eine Art ganz besonders sensiblen Datenbedarfs ist
schließlich die für die epidemiologische Forschung.
Hier geht es darum, Diagnosen und Therapien ein-
schließlich ihrer Wirkungen im Kontext mit ande-
ren Merkmalen von Patienten individuell über die
Zeit hinweg zu verfolgen. Das könnte bisher kaum
bekannte Zusammenhänge über individuelle Ein-
flußfaktoren von Krankheiten und Therapiewir-
kungen, über Langzeit- und Nebenwirkungen von
Medikamenten und anderes erforschbar machen.
Auf diesem Gebiet steht die Bundesrepublik hinter
anderen hochentwickelten Ländern allerdings deut-
lich zurück.

Ein weiteres Feld staatlichen und öffentlichen In-
teresses sind Einkommens- und Vermögensvertei-
lung. Auch hier ist die Sensibilität gegenüber stati-
stischen Erhebungen groß; zur Beurteilung der Le-
bensverhältnisse und ihres Wandels sind sie aber
nun einmal unentbehrlich. Es ist nicht einzusehen,
warum eine Gesellschaft nicht ebensowohl eine po-
sitive Entwicklung der allgemeinen materiellen
Wohlfahrt dokumentieren wie soziale Ungleichhei-
ten und relative oder gar absolute Notlagen aufzei-
gen sollte. Weder die „neue Armut“ noch die Zu-
mutbarkeit von Eigenvorsorge für Alter und
Krankheit werden ohne Einkommensdaten sicht-
bar. Im übrigen darf man nicht übersehen, daß
immer mehr staatliche Begünstigungen (Kinder-
geld, Sparförderung, Bafög usw.) an Einkommens-
grenzen gebunden sind — und um deren finanzielle
und soziale Bedeutung abzuschätzen, sind Daten
über Einkommens- und Vermögensverteilungen er-
forderlich.

Mit einer bloßen Einkommenserhebung ist es je-
doch nicht getan. Einkommensdaten sind nur im
Zusammenhang mit zahlreichen anderen Merkma-
len aussagefähig. Insbesondere hat die Armutsfor-
schung gezeigt, daß nur durch eine Kombination
einer ganzen Reihe von Kriterien Armut definiert
und analysiert werden kann, was nicht nur die Er-
fassung dieser Kriterien in einer Erhebung, sondern
auch die Verfügbarkeit anonymisierter Einzeldaten
voraussetzt ) . An diesem Beispiel wird sichtbar,
daß ein bestimmter Datenkomplex nicht notwendig
nur ein einziges Bedürfnis befriedigen muß. Ein
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sichten in bestimmte Aspekte der Einkommensver-
teilung braucht der Finanzminister zur Voraus-
schätzung des Steueraufkommens und zur Vorbe-
reitung einer Steuerreform, der Arbeitsminister zur
Neugestaltung des Hinterbliebenenrentenrechts,



der Wirtschaftsminister zur Beurteilung der wirt-
schaftlichen Lage und Aussichten, der Innenmini-
ster zur Regelung von Bafög und Sozialhilfe, die
Wissenschaft zur Untersuchung von Wohlfahrtsla-
gen und Wohlfahrtsdefiziten sowie zur Untersu-
chung von Transfersystemen und Transferwirkun-
gen. was wiederum der Beurteilung der gesell-
schaftlichen Entwicklung durch Staat und Öffent-
lichkeit dient.

Nehmen wir einen letzten Bereich eines personen-
oder haushaltsbezogenen Datenbedarfs: das Woh-
nungswesen. Daß eine staatliche Wohnungsbauför-
derungspolitik Daten über Wohnungsbestände und
Wohnungsbedarf benötigt, braucht keine nähere
Begründung. Globaldaten reichen dafür nicht aus;
Neubau- und noch mehr Sanierungsförderungs-
maßnahmen können ohne sehr differenzierte Daten
über Wohnungsstrukturen und Wohnungsstruktur-
bedarf zu immensen Fehlinvestitionen verleiten.

Gerade dieses Beispiel verdeutlicht noch eine ganz
andere wesentliche Besonderheit des Datenbedarfs
für Staat und Öffentlichkeit: Eine Gegenüberstel-
lung von Wohnungsbestand und Wohnungsbedarf
macht überhaupt nur in regionaler Differenzierung
einen Sinn, und zwar bis hinunter zumindest auf die
Gemeindeebene. Ähnliches gilt für den Arbeits-
markt, für die Gesundheitsversorgung, für Schul-
und Hochschulbauten usw. Fast alle benötigten Da-
ten werden in starker regionaler Differenzierung
gebraucht, wenn sie ihren Zweck voll erfüllen sol-
len. Das gilt in einem föderalistischen Staat noch
viel mehr als in einem stärker zentralistisch ausge-
richteten Staatswesen.

Stark regionalisierte Daten haben auch eine ge-
samtwirtschaftliche Bedeutung. Raumordnungspo-
litik sucht nach sozio-ökonomisch bedeutsameren
Einteilungen, als es die administrativen sind: Stadt-
regionen, Raumordnungsregionen, siedlungsstruk-
turelle Kreistypen. Diese lassen sich nur durch stark
differenzierte Regionaldaten bilden. Und wenn

Raumordnungspolitik darauf gerichtet sein soll, auf
gleichwertige Lebensbedingungen in den Regionen
hinzuwirken, ist ein Indikatorensystem notwendig,
das für jede Region in vergleichbarer Weise die
Lage auf dem Arbeitsmarkt, die Verdienstmöglich-
keiten. die Wohnungsverhältnisse, die medizini-
sche Versorgung, die Umweltbedingungen und an-
deres mehr beschreibt.

Mit dem hier aufgeführten Datenbedarf ist immer
noch nur ein Teil dessen, was Staat und Öffentlich-
keit brauchen, angesprochen, nämlich der perso-
nen-, familien- oder haushaltsbezogene Bedarf.
Der darüber hinausgehende Datenbedarf sei nur
mit einigen Stichworten erwähnt. Er bezieht sich 
vor allem auf wirtschaftliche Vorgänge, wie Pro-
duktion und Investition, auf Güter-, Geld- und Ka-
pitalmärkte, auf die außenwirtschaftlichen Ver-
flechtungen und auf die Unternehmen aller Wirt-
schaftszweige sowie die wirtschaftlichen Verbände.
Aber auch Wahlen, Rechtspflege, Bildung und Kul-
tur sind Bereiche mit einem gesamtgesellschaftli-
chen Datenbedarf. Umweltgefährdung und Um-
weltschutz kommen hinzu. Selbst wenn der Staat
sich in allen diesen Bereichen mit Eingriffen in die
freie Entwicklung weitgehend zurückhalten wollte,
wird er es teils aus sozialen, teils aus rechtsstaatli-
chen Gründen oder aufgrund internationaler Rah-
menbedingungen oder um der Erhaltung eines
freien Wettbewerbs oder der Umwelt willen nicht
tun können. Im übrigen besteht dieser Bedarf nicht
nur als Voraussetzung staatlicher Planung und Ge-
staltung. sondern eben auch als Voraussetzung ei-
ner freien Urteilsbildung auf Seiten der Bürger. Die
häufige Verwendung globaler Indikatoren — wie
der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate, der In-
flationsrate oder des Leistungsbilanzsaldos — darf
nicht darüber hinwegtäuschen, daß diese sich auf
eine Vielzahl von Daten unterschiedlichster Art
stützen und nur unter Berücksichtigung der sekto-
ralen, funktionalen und regionalen Zusammen-
hänge sachgerecht interpretiert werden können.

V, Wege zur Deckung des

Auf die Datenbeschaffung für den personen- oder
einzelfallbezogenen Verwaltungsvollzug braucht
hier nicht eingegangen zu werden. Sie wird von den
jeweiligen Verwaltungsstellen selbst vorgenom-
men. Die Datenspeicherung erfolgt zunehmend in
zentralen Rechenzentren. Über die Datensicher-
heit wachen die Datenschutzbeauftragten des Bun-
des und der Länder. Solche Verwaltungsstellen be-
sorgen in aller Regel die Aufbereitung und Auswer-
tung ihrer Daten für statistische Zwecke. Soweit ein
öffentliches Interesse daran besteht, wird es durch
Veröffentlichung der Ergebnisse befriedigt.

statistischen Datenbedarfs

Angesichts des großen und ständig wachsenden Da-
tenbedarfs und seiner gesamtgesellschaftlichen Be-
deutung reicht das jedoch bei weitem nicht aus. Es
bedarfeiner systematischen und effizienten Organi-
sation, die eine dauerhafte Datenbeschaffung, eine
hohe Dualität und Verläßlichkeit, regionale und
zeitliche Vergleichbarkeit der Daten, gleichwohl
Anpassungsfähigkeit an neuere Entwicklungen und
nicht zuletzt eine systematische Abstimmung zwi-
schen den Begriffen und Verfahrensweisen der ver-
schiedenen Statistikbereiche gewährleistet. Wäh-
rend in anderen Ländern wesentliche Teile der Da-



tenbeschaffung von den sachlich zuständigen Mini-
sterien oder Behörden wahrgenommen werden,
liegt diese Aufgabe in der Bundesrepublik Deutsch-
land weitgehend in den Händen der amtlichen Sta-
tistik, bestehend aus dem Statistischen Bundesamt
und den Statistischen Ämtern der Länder, ergänzt
durch die statistischen Ämter vieler großer Ge-
meinden. Als staatliche Einrichtungen mit der
Funktion gesamtgesellschaftlicher Datenversor-
gung sind daneben vor allem die Deutsche Bundes-
bank und die Bundesanstalt für Arbeit zu nen-
nen.

Die amtliche Statistik hat aber auch ihre Grenzen.
Allein die Bindung aller ihrer Erhebungen an qua-
lifizierte Rechtsgrundlagen (Gesetze oder eigens
durch Gesetz zugelassene Rechtsverordnungen)
und die neuerdings stark zunehmende Reglemen-
tierung ihrer Erhebungsmodalitäten schränken ihre
Flexibilität stark ein. Hinzu kommt, daß sie zur
Wahrung der Amtlichkeit ihrer Ergebnisse tun-
lichst die Beschaffung von Informationen über Ein-
stellungen und Meinungen vermeidet. Solche wei-
chen Daten gehören jedoch ebenfalls zur umfassen-
den Informationsversorgung.

Neben der amtlichen Statistik hat sich deswegen
eine Vielzahl von anderen, teils staatlich, teils pri-
vat finanzierten Datenproduzenten etabliert, die
mittlerweile einen beträchtlichen Teil des gesell-
schaftlichen Datenbedarfs decken. Sie ergänzen die
Datenbereitstellung durch die amtliche Statistik,
stützen sich zum Teil auf deren Ergebnisse bei der
Anlage oder Adjustierung ihrer Stichproben und
übernehmen in methodischer Hinsicht oftmals eine
Vorreiterrolle, aus der auch die amtliche Statistik
Nutzen zieht. Alle zusammen stellen eine statisti-

sche Informations-Infrastruktur dar, die zu den be-
deutsamsten Lebensgrundlagen der Gesellschaft
gehört ).13

Sie wird von dieser heute allerdings nicht in ihrem
vollen Wert geschätzt. Das mag zum einen daran
liegen, daß ihre Produkte als öffentliche Güter je-
dermann zur Verfügung stehen und scheinbar
nichts kosten. Es liegt zum zweiten wohl auch
daran, daß sich bei der Datennutzung jedermann
für sachkundig hält, obwohl dazu nicht nur statisti-
sche Begriffs- und Methodenkenntnisse, sondern
ebenso Erfahrung im Umgang mit statistischen
Zahlen und Sachkunde auf dem jeweiligen Anwen-
dungsgebiet gehören. Ebenso spielt es wohl eine
Rolle, daß die subjektive Orientierung an Einzelfäl-
len, seien sie nun selbst erlebt oder durch Medien
verbreitet, in Verbindung mit eigenen Vor- und
Werturteilen das Bemühen um objektive, umfas-
sende und zugleich hinreichend differenzierte
Wirklichkeitserkenntnis nur allzu leicht verdrängt.
Es könnte sich auf die Dauer als fatal erweisen,
wenn die Fülle der täglich auf uns einströmenden
Informationen unterschiedlichster Art und zudem
die Furcht vor den neuen, letztlich ja effizienteren
Informationsverarbeitungstechniken den Blick für
eine realistische Beurteilung und Gestaltung der
gesellschaftlichen Wirklichkeit verzerren oder ver-
schleiern würden.
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Der Einsatz von Computern in der Demokratie
Informationsprobleme von Parlament und Regierung

Die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politi-
schen Folgen der Mikroelektronik sind seit lan-
gem Gegenstand einer breiten öffentlichen Dis-
kussion. So werden die Auswirkungen der neuen
Informations- und Kommunikationstechniken
auf den politischen Prozeß und die politischen
Institutionen ausgesprochen unterschiedlich be-
urteilt1)- Die einen schreiben dem Einsatz der
neuen Technologien eine höhere Effektivität
staatlichen Handelns, eine bessere Transparenz
politischer Abläufe und eine breitere Konsensbil-
dung zu, die durch eine stärkere Rückkopplung

zwischen dem politischen System und der Wäh-
lerschaft ermöglicht werden. Andere dagegen
rechnen mit einer weiteren Stärkung der Stel-
lung von Verwaltung und Experten (Technokra-
tie), mit einer Beeinträchtigung der Gewaltentei-
lung als Folge der Stärkung der Exekutive und
schließlich mit einer zugleich intensiveren und
breiteren Kontrolle des einzelnen Bürgers durch die
Bürokratie. Beide Argumentationsstränge deuten
darauf hin, daß sich das Verhältnis von Regierung
und Parlament in Zukunft nachhaltig ändern
wird.

I. Das elektronische Zeitalter: Anforderungen an Politik und Verwaltung

Die dritte industrielle Revolution richtet derart
neue Anforderungen an Politik und Verwaltung,
daß diese ihre Fähigkeit zur Informationsaufnahme
und Informationsverarbeitung verbessern müssen.
Die politischen Institutionen sind auf leistungsfä-
hige Systeme der Informationsverarbeitung und Po-
litikberatung angewiesen. Dies gilt um so mehr, als
durch zunehmende Arbeitsteilung der Verwaltung
und wachsende Spezialisierung der Wissenschaften
eine wissenschaftlich-bürokratische Vorformulie-
rung politischer Probleme begünstigt und geradezu
gefördert wird. Diese Vorprägung ist insoweit wis-
senschaftlich, als sich die fachliche Untermauerung
politischer Entscheidungen durch die Verwaltung
auf eine Indienstnahme der Wissenschaft stützt; sie
ist insofern bürokratisch, als wissenschaftlich be-
gründbare Entscheidungsalternativen aus dem
Kontext wissenschaftlicher Politikberatung frühzei-
tig ausgeblendet werden müssen. Die Rezeption
des Expertenwissens durch die Verwaltung ermög-
licht einen Gewinn an politisch-administrativer
Orientierung, führt aber zugleich auch einen Ver-
lust an politischer Kontrolle herbei. Politische Rich-
tungsmaßstäbe, die der Legitimation politischer

Entscheidungen — des Parlaments wie der Wähler-
schaft — dienen, werden durch Regeln arbeitsteili-
ger, bürokratischer Informationsverarbeitung, ver-
bunden mit wissenschaftlichen Erkenntnis- und
Verwertungskriterien, in den Hintergrund ge-
drängt.

Die Dynamik der Wissensausweitung und die Lei-
stungsexplosion der neuen Kommunikationstechni-
ken stellen an Politik und Verwaltung höhere An-
forderungen bei der Festlegung des eigenen Infor-
mationsbedarfs und der Informationsverarbei-
tung2).

Eine systematischere Informationsauswahl ist ge-
boten und damit zugleich auch eine frühzeitige Of-
fenlegung der Auswahlkriterien. Wenn dies unter-
bleibt, sind politische Orientierungsverluste unver-
meidbar, weil unklar bleibt, welche Informations-
basis und welche Wertmaßstäbe politischen Ent-
scheidungen jeweils zugrunde liegen. Hier zeigt sich 
ein grundsätzliches politisches Dilemma; denn bei
öffentlicher Diskussion der Informationsgrundla-
gen besteht die Gefahr, daß Grundsatzentscheidun-
gen unter Hinweis auf noch fehlende Informatio-
nen, Gutachten und Gegengutachten immer wieder
hinausgezögert werden, damit unter Umständen
ganz unterbleiben und durch nur kurzfristig ver-
bindliche Ad-hoc-Lösungen ersetzt werden. Unter
diesen Voraussetzungen können Handlungsbereit-
schaft und Handlungsfähigkeit der politischen Ent-
scheidungsträger abnehmen, wie insbesondere die
Diskussionen um Energiepolitik, Umweltschutz



und Technologiefolgenabschätzung in den letzten
Jahren immer wieder vor Augen geführt haben.

Wenn Richtung und Gehalt politischer Entschei-
dungen nicht durch Maßstäbe der Informationsaus-
wahl und Informationsverarbeitung bestimmt wer-
den sollen, die der öffentlichen politischen Kon-
trolle weitgehend entzogen sind, und wenn die da-
mit verbundene Gefahr der Datenherrschaft ge-
bannt werden soll, muß der demokratische Staat
Offenheit, Dezentralisierung und Pluralität der
Kommunikationsnetze gewährleisten. Politische
Entscheidungsspielräume offenzuhalten und politi-
sche Orientierungsverluste zu vermeiden, bedeutet
unter diesen Bedingungen, das informationstechni-

sche Wissen breit zu streuen. Andernfalls besteht
die Gefahr, daß durch den Einsatz der neuen Infor
mations- und Kommunikationstechniken solche
Handlungsfelder der Wirtschafts- und Sozialpolitik
bevorzugt werden, bei denen auf vorhandene Da-
tenbestände zurückgegriffen werden kann. Auf
diese Weise können die neuen Techniken lediglich
als negative Argumentationshilfe wirken. Datenbe-
stände würden vor allem aufgrund der Filter ihrer
Selektion und der Kriterien ihrer Verarbeitung, zu
Innovationsbremsen: Es würden bereits in der Kon-
zeptionsphase von Gesetzesentwürfen nur solche
Vorhaben zugelassen, die mit den bisherigen Infor-
mationsbeständen und im Rahmen der bisherigen
Kalkulationsmuster interpretiert werden können.

II. Neue Chancen der Objektivierung

Besteht aufgrund dieses Wirkungszusammenhangs
die Gefahr einer einseitigen, durch Datenherrschaft
bedingten Auswahl von Entscheidungsalternativen,
so wird der politische Handlungsspielraum durch
andere Wirkungen der neuen Informations- und
Kommunikationstechniken teilweise qualitativ ver-
ändert, teilweise aber auch erweitert. Die häufigere
und weitere Konfrontation mit Daten begründet
einen „psychologischen Zwang zur Sachlichkeit“ )
und zur Offenlegung von Vorurteilen sowie interes
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senbedingter Standpunkte; dadurch eröffnen sich 
neue Chancen der Objektivierung politischer Ent-
scheidungen, wird das politische Kalkül durch Ein
beziehung neuer Optionen erweitert und die syste-
matische politische Planung erleichtert.

Der politischen Führung stellt die Anwendung der
neuen Informations- und Kommunikationstechni-
ken systematische Verbundinformationen zur Ver-
fügung, die für strukturpolitische Konzeptionen der
Raumordnung, für sektorale Bilanzen der Roh-
stoff- und Energieversorgung, für Bilanzen der Um-
weltbelastung sowie für Forschung, Entwicklung
und Technologie in unterschiedlichen wirtschaftli-
chen Bereichen genutzt werden können. Dieser
Ausweis von Querschnittsaspekten fördert die im
allgemeinen ohnehin nur schwach entwickelte
„positive Koordination“ zwischen den Ressorts und
ermöglicht zumindest in Ansätzen fachübergrei-
fende politische Planung.

Die Parlamente stehen schon allein deshalb vor
neuen Anforderungen an ihre Kapazität zur Infor-
mationsaufnahme und Informationsverarbeitung,
weil sich die zunehmende Automatisierung des
Verwaltungshandelns und der Gesetzesplanung in
mehrfacher Hinsicht auf die Qualität von Gesetzge-
bung und Verwaltung auswirkt4): Formale Pro-
gramme werden bevorzugt; mehr und mehr Sach-
verhalte werden automatisiert; die Programmset-
zung verlagert sich in der Verwaltungshierarchie
nach oben; die koordinierte Standardisierung glei-
cher Programme und Datenformate erfordert eine
Zentralisierung der Verwaltungsorganisation. Die
Ebenen der politischen Programmsetzung und der
Datenverarbeitung rücken unter den Bedingungen
der Verwaltungsautomation immer weiter auseinan-
der; politische Programme müssen zunächst einmal
in Verwaltungsprogramme und diese dann wie-
derum in Programme der Datenverarbeitung umge-
setzt werden. Zwischen politische Vorgaben und
Verwaltungshandeln schiebt sich eine weitere In-
stanz.
Die Folge ist, daß sich der automatisierte Verwal-
tungsapparat verselbständigt. Es drohen Flexibili-
tätsverluste von Politik und Verwaltung. Mit zuneh-
mender Formalisierung der Informationsaufnahme
und Informationsverarbeitung wächst die Gefahr,
daß sich die Verwaltungsorganisation versteinert.



III. Der Informationsvorsprung der Regierung: ein Strukturproblem
parlamentarischer Demokratie

Unter den Bedingungen der Leistungsexplosion des
modernen Wohlfahrtsstaates und der Automation
des Verwaltungshandelns vergrößert sich der In-
formationsvorsprung der Regierung gegenüber
dem Parlament. Mit zunehmender Spezialisie-
rung der Politik und wachsender Interdependenz
der politischen Entscheidungsfelder verlagert
sich das Arbeitsfeld der Verwaltung von der Er-
arbeitung von Lösungsvorschlägen für Einzelfra-
gen zu langfristigen Arbeits- und Ausführungs-
programmen komplexer Sachgebiete. Auf diese
Weise festigt die Regierung ihr Informations- und
Planungsmonopol5). Die staatliche Leistungsver-
waltung in all ihren Einsatzbereichen umfassend
zu kontrollieren, sind die Abgeordneten daher
immer weniger in der Lage. Damit ist ein zen-
trales Strukturproblem moderner Demokratien
aufgeworfen: die Diskrepanz zwischen admini-
strativer Kompetenz und parlamentarischer Kon-
trolle.

Die zunehmende Spezialisierung der Verwaltungs-
organisation verleitet diese zu einer technischen
und ökonomischen Rechtfertigung bereits einge-
spielter und bewährter Verfahren der Verwaltungs-
automation und verhärtet ihre Strukturen. Der po-
litische Handlungsspielraum wird eingeengt6). Die
Verwaltung verfügt über die Datenbestände und
stärkt ihre Stellung gegenüber Parlament, Medien
und Wählerschaft. Verbände mit leistungsfähigen
Informationssystemen werden ihren Konkurrenz-
vorsprung gegenüber durchsetzungsschwächeren
Verbänden sowie nicht organisierten Interessen
weiter ausbauen, ebenso Beamte mit unmittelba-
rem Zugang zu Informationssystemen zu Lasten
ihrer Kollegen ohne einen solchen Zugang und
technisch ausgebildete Experten zu Lasten konven-
tionell geschulter Mitarbeiter — ein Vorgang, der
schon heute zu beobachten ist. Es ist deshalb nicht
verwunderlich, daß insbesondere im Bereich der
Sozialpolitik als Folge der zunehmenden Anwen-
dungsbreite der Informations- und Kommunika-
tionstechniken die Instrumentalisierbarkeit der
Verwaltungsarbeit für artikulations- und organisa-
tionsstarke Interessen zunimmt7). Sozialpolitische
Maßnahmen werden stärker standardisiert, und die
Wahrnehmung neuer sozialer Probleme eher behin-
dert.*

Im Verhältnis von Regierung und Parlament zeigt
sich die Ambivalenz der Wirkungen der neuen In-
formations- und Kommunikationstechniken. Einer-
seits wird das Handeln von Regierung und Verwal-
tung durchsichtiger; die Regierung kann langfristig
planen und aufgrund eines verbesserten Berichtwe-
sens die Tätigkeiten der Ressorts und nachgeordne-
ten Behörden wirksamer koordinieren und steuern.
Andererseits schafft der Einsatz der neuen Techno-
logien nicht direkte, sondern synthetische Informa-
tion — die Welt existiert in Zahlenkolonnen. Im
allgemeinen ist es dann nur den Experten und in 
den wenigsten Fällen den Gesetzplanern selbst
möglich, diese Informationen zu prüfen. Im moder-
nen Wohlfahrtsstaat, der durch ein rapides Wachs-
tum der staatlichen Leistungen und durch eine Ex-
plosion der zu ihrer Bearbeitung erforderlichen Da-
ten gekennzeichnet ist, machen die Politiker immer
mehr Daten zur Grundlage ihrer Entscheidungen,
deren Informationsgehalt sie nicht überprüfen kön-
nen. Dadurch nimmt die Gefahr zu, daß politisch
nicht verantwortliche, aber mit dem Datenmaterial
wie seiner Verarbeitung vertraute Experten einen
immer größeren Einfluß gewinnen, während die
politische Führung in Regierung und Parlament die
Orientierung verliert. Wollen sich aber die politisch
Verantwortlichen der drohenden „Herrschaft der
Experten“ von vornherein widersetzen, so laufen
sie Gefahr, das Instrumentarium der neuen Infor-
mations- und Kommunikationstechniken gleich-
wohl einseitig im Sinne vorgefaßter Meinungen und
Erwartungen zu gebrauchen und dabei Daten falsch
zu interpretieren.

Die politische Wirklichkeit der Bundesrepublik
Deutschland scheint dadurch gekennzeichnet zu
sein, daß Regierung und Verwaltung eine „Infor-
mationsdiät“ betreiben, die die Gefahren politischer
Orientierungsverluste auf Seiten des Parlaments
weiter verstärkt. Denn Informationen, die dem Par-
lament Ansätze zur Kritik bieten könnten, werden,
wenn möglich, nicht weitergegeben, und die Parla-
ment und Medien zufließenden Informationen wer-
den so gefiltert, daß sie die Politik der Regierung
rechtfertigen. Die demokratische Ordnung kann
sich jedoch nur legitimieren, wenn strukturelle Un-
gleichgewichte der Informationsversorgung zwi-
schen den politischen Institutionen vermieden wer-
den und zudem jeder die Chance hat, sich frei und
gründlich zu informieren. Die einem Gesetzesent-
wurf zugrundeliegenden Informationen müssen da-
her dem Bundestag in jedem Fall zur Verfügung
stehen.

An der Schnittstelle Regierung/Parlament zeigt sich 
besonders eindrucksvoll, daß die zentrale Steue-
rung der Informationsverarbeitung kein technologi-



scher Imperativ sein kann8). Das Postulat der Plu-
ralität der Technologieanwendung gilt für die politi-
schen Institutionen selbst. Diese Pluralität ist unab-
dingbare Voraussetzung des Wettbewerbs um In-
formation und damit zugleich der politischen Kon-
trolle des Informationsmißbrauchs.
Nicht ein Mangel an verfügbarer, sondern an pro-
blemorientierter. verarbeiteter Information kenn-
zeichnet die parlamentarische Informationslücke.
Unstrittig ist. daß die Informationsmöglichkeiten
der Abgeordneten des Deutschen Bundestages in
den letzten Jahrzehnten erheblich verbessert wor-
den sind — durch den Ausbau der wissenschaftli-
chen Dienste, den Aufbau des parlamentarischen
Informationssystems und weitere Maßnahmen. Das
Informationsangebot ist daher keineswegs insge-
samt unzureichend, wohl aber unzureichend prä-
sentiert. zugänglich und aufbereitet. Die Abgeord-
neten. vor allem von der Informationsverarbeitung
der Ministerialbürokratie und der Verbände abhän-
gig. befinden nicht über Ziele und Alternativen der
Gesetzgebungsarbeit, sondern widmen sich De-
tails. Die internen Informationsquellen des Parla-
ments (Ausschußdienst. Wissenschaftlicher Dienst,
Stäbe der Fraktionen) reichen in ihrer gegenwärti-
gen Form und Nutzung ebensowenig wie die exter-
nen Informationsquellen aus, die alte und neue In-
formationslücke des Parlaments aufzufüllen.
Besteht schon im Bereich der Exekutive eine offen-
sichtliche Kluft zwischen der interdependenten Pro-
blemstruktur und der segmentierten Entschei-
dungsstruktur politischen Handelns9), so ist diese
Diskrepanz im Verhältnis zwischen Regierung und
Parlament noch weitaus größer. Hier stellt sie sich 
als Kluft zwischen komplexer Entscheidungsstruk-
tur und segmentierter parlamentarischer Detailkon-
trolle dar. Unter diesen Bedingungen ist der Bun-
destag nur punktuell in der Lage, exekutive Ent-
scheidungen nachzuvollziehen und daraufhin seine
Kontrollfunktion auszuüben. Durch den bloßen
Nachvollzug einzelner Regierungsvorhaben geht
der Blick für Interdependenzen verloren, deren
Erkennung für die parlamentarische Kontrolle.

Kritik und Alternativenfindung notwendig wäre.
Auch exekutive Zuständigkeitsprobleme — „Kom-
petenzen-Wirrwarr" und „Ressortimperialis-
mus“ — tragen dazu bei, Handlungsinterde-
pendenzen und Handlungsalternativen für Parla-
ment und Wählerschaft unsichtbar werden zu
lassen.

Zu Nervensträngen des elektronischen Zeitalters
sind computergestützte Informationsnetze gewor-
den. die in der Regel der Verwaltung zugeordnet
sind ). Dies gilt für Datenbanken, die als „elektro10 -
nische Karteikästen“ zur Verfügung stehen, wie
zum Beispiel das Spurendokumentationssystem
(SPUDOK) des Bundeskriminalamtes, das Aus-
kunftssystem über Personen, Institutionen, Ob-
jekte und Sachen (PIOS) und das Ausländerzentral-
register; es gilt aber auch für die anspruchsvolleren
Informationsnetze, die das bundesweit vorhandene
Sachwissen zentral zusammenfügen wie das Zen-
trale Verkehrsinformationssystem (ZEVIS), das
Zentrale Dokumentationssystem des Bundespres-
seamtes (BPA-Dok) oder das neue Datennetz der
Bundesanstalt für Arbeit. Auf dieser Datengrund-
lage werden weitere analytische Anwendungen des
Computereinsatzes möglich — etwa Simulations-
modelle zur Analyse von Entscheidungssituationen
und zur Ermittlung optimaler Lösungsvorschläge.
Das hierdurch verfügbare, neue Herrschaftswissen
(Max Weber) wird im allgemeinen nach den Vorga-
ben der Verwaltung aufgebaut und steht ausschließ-
lich zu ihrer Disposition. „Wirtschaft, Regierung
und Verwaltung haben sich im Laufe der letzten
beiden Jahrzehnte eine Reihe von Datenbanken
aufgebaut, auf die sie ohne große Zeitverzögerung
unmittelbaren Zugriff haben. Im Gegensatz dazu
wirkt der Umgang der einzelnen Abgeordneten mit
Informationen nahezu archaisch.“ ) Die Abgeord11 -
neten des Deutschen Bundestages stellen vor die-
sem Hintergrund vor allem Mängel an technischer
und sachlicher Amtsausstattung, an fachlicher Zu-
arbeit, an Informationsdiensten und Dokumenta-
tionsdienstleistungen sowie an schneller Kommuni-
kation fest.

IV. Die Informationskrise des Parlaments

Die fehlende Nachprüfbarkeit und mangelnde Ver-
arbeitung der parlamentarischen Informationen be-
wirken die fachliche, informatorische und damit
auch die politische Überlegenheit von Regierung

und Verwaltung gegenüber dem Parlament. Die
klassischen Informationsrechte des Parlaments hel-
fen hier nicht weiter — weder Budgetrecht noch
Haushaltskontrolle, weder das Auskunfts- und Be-
richtsverlangen an die Regierung noch die Einset-
zung von Untersuchungsausschüssen, weder parla-
mentarische Anfragen noch die Vergabe von Gut-
achten. Alternativen politischer Optionen aber müs-
sen bereits zu Beginn der Gesetzesberatungen ent-
wickelt werden.

Der zwischen den Ressorts praktizierte Abstim-
mungsprozeß beruht im allgemeinen auf der Ver



ständigung über eine bestimmte Option und der
schrittweisen Ausblendung aller anderen, nicht
konsensfähigen Alternativen (negative Koordina-
tion). Diese Alternativen aber sind nachträglich für
das Parlament nicht mehr verfügbar, denn die Bü-
rokratie wird die dem Parlament zufließenden In-
formationen so filtern, daß diese den eigenen Rege-
lungsvorschlag begründen und rechtfertigen. Diese
bürokratische Informationsdiät, die im Interesse
von Regierung und Verwaltung liegt, soll der Mini-
sterialverwaltung einen Informationsvorsprung ge-
genüber dem Parlament verschaffen und kritische
Informationen zur Sicherung des eigenen Einfluß-
und Ermessensspielraums zurückhalten. Die Aus-
weitung der Staatsaufgaben und ihre zunehmende
Komplexität bauen diesen Informationsvorsprung
des Regierungsapparats gegenüber dem Parlament
noch weiter aus; denn dieser Expansion steht keine
vergleichbare Leistungssteigerung des parlamenta-
rischen Kontrollapparats gegenüber. Das Autono-
miestreben der Verwaltung und die Ausweitung der
staatlichen Leistungen, verursacht durch wach-
sende Versorgungs- und Leistungserwartungen von
Interessengruppen und Wählern, haben Staats-
haushalte und Verwaltungsapparate aufgebläht,
und diese Expansion allein gilt bereits vielfach als
ein augenfälliger Leistungsnachweis des Staates ge-
genüber der Öffentlichkeit. Wie immer die Lei-
stungsfähigkeit eines stetig expandierenden Ver-
waltungsapparates einzuschätzen sein mag — die
parlamentarische Informationslücke dürfte sich 
durch diese Ausweitung noch mehr vergrößert ha-
ben.
Die neuen Informations- und Kommunikations-
techniken tragen zu einer erheblichen Verbesse-
rung der Informationsversorgung des Regierungs-
apparats bei. Dies erfolgt durch die größeren Ver-
arbeitungsmöglichkeiten und die bessere Qualität
der Daten in rechnergestützten Informationssyste-
men. Ein Zugriffsrecht des Parlaments auf die Da-
tenbanken der Regierung allein wird seine Analy-
sekapazität nicht vergrößern und die parlamentari-
sche Informationslücke nicht schließen. Ein solcher
Zugriff würde das Parlament noch mehr auf die
informatorischen Grundlagen des Regierungshan-

delns fixieren und zu einer schrittweisen Ausblen-
dung politischer Alternativen aus der öffentlichen
Auseinandersetzung führen. Denn jedes zur Ge-
setzesplanung verwendete Analysemodell der In-
formationsverarbeitung ist in hohem Maße politik-
bestimmt und damit von politischen Prioritäten so-
wie finanziellen und technischen Engpässen abhän-
gig ).12 Es erlaubt daher vielfach nicht die Analyse
von Alternativen, die von ganz anderen Überlegun-
gen ausgehen. Die Alternativfunktion der parla-
mentarischen Opposition macht aber gerade diese
Analyse zu einem zentralen Punkt des parlamenta-
rischen Selbstverständnisses. Ohne Alternativana-
lysen sind wirksame Kritik und wirksame Kontrolle
nicht vorstellbar ).13

Zwar verfügt der Bundestag über vielfältige Mög-
lichkeiten, die Bundesregierung zu Auskünften zu
veranlassen, aber er ist nur begrenzt in der Lage,
Vollständigkeit und Richtigkeit dieser Informatio-
nen zu überprüfen. Denn der Bundestag wird nur
mit dem Ergebnis der Meinungsbildung innerhalb
der Exekutive konfrontiert und kann die unter-
schiedlichen Informations- und Bewertungsgrund-
lagen nachträglich nicht mehr im Detail verwer-
ten ).14 So müssen Gesetzesvorlagen der Regierung
auch dann geschlossen im Parlament vertreten wer-
den, wenn zwischen den beteiligten Ressorts Mei-
nungsverschiedenheiten bestanden haben. Der
Bundestag verfügt weder über die den Regierungs-
initiativen zugrundeliegenden informatorischen
Voraussetzungen, noch kennt er mögliche Ent-
scheidungsalternativen. Er hat sich in seiner Orga-
nisations- und Entscheidungsstruktur den Verände-
rungen der Exekutive nicht ausreichend angepaßt
und vermag diese folglich auch nicht wirksam zu
kontrollieren. Der Bundestag benötigt daher ein
auf seine Funktionen abgestimmtes Informations-
und Beratungssystem, um auch die Planungskon-
trolle durch den Nachweis alternativer Politikoptio-
nen wirksam ausüben zu können. Dazu ist der Aus-
bau des Wissenschaftlichen Dienstes zu einem Ge-
setzgebungshilfsdienst erforderlich, des weiteren
der Aufbau einer leistungsfähigen Institution der
Technologiefolgen-Abschätzung und -Bewertung.

V. PARLAKOM — ein Weg aus der Krise

Die Verfügung über neue Informationstechniken
und ihre Nutzung sind Voraussetzungen eigenstän-
diger Urteilsbildung und Gegensteuerung des Par-
laments gegenüber den vielbeschworenen Gefah-
ren einer Verwissenschaftlichung der Politik, der

Expertokratie sowie der Verlagerung politischer
Entscheidungen auf Experten und Datenbanken.
Die Computerisierung der Politik beschwört neue
Gefahren für die demokratische Richtungsbestim-
mung einer Politik herauf, die nicht zum Anhängsel
der Modernisierung werden darf.

Vordringlich ist eine bessere Informationsausstat-
tung und Beratung des Deutschen Bundestages
auch deshalb, weil es gilt, die parlamentarische Al-
ternativ-, Kritik- und Kontrollfunktion dadurch zu

12) Vgl. Peter Hoschka/Uwe Kalbhen (Hrsg.), Datenverar-
h97ung in der politischen Planung. Frankfurt-New York

1 Vgl. p. Kevenhörster (Anm. 1), S. 116 ff.
14)Vgl. Deutscher Bundestag. Drucksache VI/3826 (1972),

Anhang, Das Informationsrecht des Parlaments, S. 172.



stützen, daß das Parlament über ein breiteres Spek-
trum politischer Optionen verfügen kann und nicht
von vornherein auf die Vorgaben der Ministerien
eingeengt wird. Erfahrungen mit der sozialpoliti-
schen Verwertung sozialwissenschaftlicher Infor-
mationen sollten eine Warnung sein: Empirische
Untersuchungen sozialwissenschaftlicher Informa-
tionsnutzung haben für dieses Politikfeld nachge-
wiesen, daß derartige Informationen nur soweit be-
rücksichtigt werden, als sie sich in das Orientie-
rungsschema der Bürokratie und in die Haushalts-
planung der Regierung einfügen ). Gerade für das
Parlament ist es aber
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bei der Wahrnehmung seiner
Funktionen entscheidend, über eigene Fragestel-
lungen, Perspektiven und Optionen zu verfügen —
oder doch zumindest verfügen zu können. Die vor-
handenen Informations- und Beratungskapazitäten
sind jedenfalls unzureichend.

Die Planungen des Deutschen Bundestages zum
Aufbau eines neuen parlamentarischen Informa-
tions- und Kommunikationssystems (PARLA-
KOM) sehen ein stufenförmiges Konzept vor. bei
dessen Verwirklichung der Bundestag Mitte der
neunziger Jahre mit neuen Informations- und Kom-
munikationstechniken vollständig ausgestattet sein
wird ) . Während in der ersten als Modellversuch
angelegten Phase in zunächst 50 Abgeordnetenbü
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-
ros und in ca. 20 weiteren Büros des organisatori-
schen Umfeldes Systeme für Textverarbeitung und
Textkommunikation für jeweils eigene Informa-
tionssammlungen vorgesehen sind, sollen in der
zweiten Phase die unterschiedlichen Dienstleistun-
gen des Bundestages (wie die Bearbeitung von Sit-
zungsunterlagen. der Aufbau interner Informa-
tionsdienste. die Erweiterung des Wissenschaftli-
chen Dienstes) mit neuen Informationstechniken
durch Ausstattung der Abgeordnetenbüros mit
Endgeräten abgewickelt werden. Schließlich sollen
in der dritten Ausbauphase aufwendige analytische
Anwendungen durch Verbindungen zu anderen,
externen Datenbanken, zum Programm Gesta
(Stand der Gesetzgebung) und zu Informationsbe-
ständen der Exekutive ermöglicht werden.

Ziel des PARLAKOM-Konzeptes ist die Stärkung
der Stellung des einzelnen Abgeordneten sowohl in 
seiner Funktion als Ombudsman von Wählerinter-
essen als auch in seiner Eigenschaft als Gesetzge-
ber. Dies macht es erforderlich, den Informations-
aspekt parlamentarischer Arbeit neben organisato-
rischen Bedingungen als einen Aspekt der konkre-
ten Arbeitsmöglichkeiten der Abgeordneten zu se-
hen. Voraussetzungen effektiverer Arbeit sind so-
wohl informationstechnische Verbesserungen als
auch bessere, unmittelbare Zuarbeit für den einzel-

nen Abgeordneten. Nur mit einer ausreichenden
informationstechnischen Infrastruktur und mehr
qualifizierten Mitarbeitern werden die Abgeordne-
ten auf Dauer ihren jeweiligen Aufgaben und Inter-
essen entsprechende Informationen aus bundes-
tagsinternen und bundestagsextemen Datenbanken
anfordem und aufbereiten können17). Sie würden
dadurch ihre fachlich-politische Kompetenz und
ihre politische Präsenz vor Ort nachhaltig verbes-
sern. Zudem würde ihre informationspolitische
Stellung gegenüber hierarchisch ordnenden Aktivi-
täten der Fraktionsführungen gefestigt.

Die dem PARLAKOM-Konzept zugrundeliegende
Untersuchung der Möglichkeiten zur Unterstüt-
zung der Tätigkeiten der Abgeordneten durch neue
Informations- und Kommunikationstechniken hat
zu Recht die Analyse des Bedarfs an IuK-Technik
in den Büros der Abgeordneten in den Mittelpunkt
gestellt18). Der Modellversuch soll der Einführung
von IuK-Technik vor Ort und der Überprüfung der
Tragfähigkeit des Konzeptes dienen. Folglich um-
fassen die drei Stufen des Modellversuches die Ein-
führung zuverlässiger neuer Bürotechnik im Büro
der Abgeordneten in Bonn und im Wahlkreis, die
Nutzung der Bürotechnik auf der Grundlage einer
vielseitigeren Kommunikationsinfrastruktur für ko-
operative Aufgaben und schließlich die zuneh-
mende Nutzung der technisch-organisatorischen In-
frastruktur für anspruchsvollere Aufgaben wie etwa
analytische Anwendungen. Dadurch sollen auf
Dauer nicht nur die analytischen Kapazitäten der
Büros der einzelnen Abgeordneten, sondern auch
die der Ausschüsse und Arbeitsgruppen verbessert
werden.

Der Modellversuch PARLAKOM macht es den
Abgeordneten des Bundestages seit Oktober 1987
möglich, die Dienste von 6 000 in- und ausländi-
schen Datenbanken für ihre Arbeit zu nutzen19).
Das geschieht durch mehrdimensionale Suchvor-
gänge, bei denen Sachbegriffe, Namen und Daten
miteinander verknüpft werden. Inzwischen sind
85 Abgeordnete an diesem Modellversuch betei-
ligt. der mit Hilfe der Gesellschaft für Mathematik
und Datenverarbeitung und der Firma ADV/
ORGA gestartet worden ist. Die erste Stufe des
Modellversuchs — einfache Büroanwendungen
einschließlich Textproduktion und Ablage. Kom-
munikation mit dem Wahlkreisbüro, Zugang zu
einfachen Informationsdiensten — ist bereits abge-
schlossen. Die zweite und dritte Phase des Modell-
versuchs werden aber dadurch erschwert, daß die
Parteiapparate und teilweise auch die Fraktionen



inzwischen eigene interne Computersysteme unter-
schiedlicher Hersteller aufgebaut haben20). Da-
durch werden direkte Leitungskontakte der Abge-
ordneten mit ihren Parteiorganisationen und mit
den Fraktionsstäben, die für die parlamentarische
Arbeit unverzichtbar sind, erschwert und sind nur
mittels Teletex und Telefax möglich. Auch wenn
inzwischen der gesamte Haushaltsausschuß an
PARLAKOM angeschlossen ist, beschwören diese
Probleme die Gefahr herauf, daß sich die parlamen-
tarischen Kommunikationsstrukturen stärker seg-
mentieren und die parlamentarischen Informa-
tionshierarchien sich weiter verfestigen.
Die Auswirkungen des neuen parlamentarischen
Informations- und Kommunikationssystems auf die
parlamentarische Kommunikationsstruktur sind
nur schwerlich abzuschätzen, da sie von weiterrei-
chenden organisatorischen Grundsatzentscheidun-
gen zur Stellung der einzelnen Abgeordneten, der
Fraktionen und des Parlaments insgesamt abhän-
gen. Eine Ausstattung der Abgeordnetenbüros, die
den besonderen Informationsbedürfnissen und Tä-
tigkeitserfordemissen parlamentarischer Tätigkeit
entspricht, wird nicht nur die Arbeit dieser Büros
erleichtern, sondern den Parlamentariern vor allem
die präzisere Auswahl aus einer stetig anschwellen-
den Informationsflut ermöglichen21). Dabei ist die
Notwendigkeit des jederzeitigen Zugriffs zu exter-
nen wie internen Informationssammelstellen be-
sonders vordringlich.

Ein erster Zwischenbericht der Begleitforschung
zum Modellversuch PARLAKOM stellt einerseits
fest, daß der überwiegende Teil der Mitarbeiter der
Abgeordneten den Computer für die Büroarbeit
nicht mehr missen möchte, konstatiert aber ande-
rerseits auch deutliche Mängel bei der Steuerung
und Kontrolle der Umsetzung des Modellversuchs,
bei der interinstitutionellen Zusammenarbeit zwi-
schen Bundestagsverwaltung, Fraktionen und Exe-
kutive bei der angestrebten Realisierung einer bun-
destagseinheitlichen Kommunikationsinfrastruktur
und schließlich Defizite aufgrund des Auseinander-
fallens von fachlichen Vorgaben und Haushalts-
kompetenz22). Die bisher durchgeführten Schulun-
gen wurden akzeptiert; das inzwischen eingerich-
tete Benutzer-Service-Zentrum hat sich bewährt;
der Computer wird von den meisten Mitarbeitern
täglich genutzt; die Nutzung der Geräte, zur Zeit im

wesentlichen auf Textverarbeitung beschränkt,
steigt an; die Zugangsmöglichkeiten zu Datenban-
ken sollen ausgebaut werden. Es verbleiben aller-
dings noch ungelöste Probleme des Datenschutzes
und der Datensicherheit.

Wie sind die langfristigen Wirkungen von PARLA-
KOM einzuschätzen? Einerseits können die neuen
Informations- und Kommunikationstechniken Ko-
operationsfähigkeit und Responsivität der Abge-
ordneten erhöhen und dadurch der dominierenden
Stellung der Fraktionsführungen entgegenwirken,
so daß sie einen schnelleren Informationszugang
und eine höhere Verarbeitungskapazität för-
dern23). Dezentralisierung, Deregulierung und De-
hierarchisierung würden die Stellung des Parla-
ments durch Verbesserungen bei der Wahrneh-
mung der Kontroll- und Gesetzgebungskompetenz
stärken. Eine primär fraktionsbezogene Anwen-
dung der neuen Techniken würde jedoch die Stel-
lung der Fraktionsspitzen weiter stärken und die
Hierarchien innerhalb des Bundestages vertiefen.
Die Durchsetzung eines Konzepts, das die Anwen-
dung der neuen Informations- und Kommunika-
tionstechniken in ihrer vollen Anwendungsbreite
(wie sie durch die drei Planungsstufen dokumen-
tiert wird) vorrangig im einzelnen Abgeordneten-
büro vorsieht, erscheint auf Dauer wenig wahr-
scheinlich, da es nicht nur einen hohen personellen,
organisatorischen und finanziellen Aufwand erfor-
dern, sondern auch auf Dauer eine Abkehr von den
Grundsätzen der primär fraktionsgesteuerten Par-
lamentsarbeit erzwingen würde24). Es ist zudem
mehr als fraglich, ob die volle Bandbreite der par-
lamentarischen Anwendungsmöglichkeiten der
neuen Techniken — Datenbankabfragen, Compu-
tersimulationen, Dokumentationen etc. — über-
haupt in den einzelnen Abgeordnetenbüros ausge-
nutzt werden kann. Hier zeigt sich, daß die Anwen-
dung der neuen Techniken im Parlament politische
Reformen nahelegt, die die Analysefähigkeit von
einzelnen Abgeordneten und von Arbeitsgruppen
und Fraktionen verbessern. Der Standort des Ab-
geordneten. der Arbeitsgruppen und Fraktionen ist 
neu zu bestimmen. Ohne eine solche Standortbe-
stimmung wird ein neues parlamentarisches Infor-
mations- und Kommunikationssystem nur vorhan-
dene Trends verstärken, die bestehenden Informa-
tionsungleichgewichte aber nicht beseitigen kön-
nen.



VI. Politische Technikbewertung

Die technologiepolitischen Entscheidungen der
letzten Jahre zeichnen sich vor allem durch ihre
Größenordnung (Globalität der Wirkungen), ihren
Zeithorizont (Spätfolgen über Generationen), die
Irreversibilität (Unwiederbringlichkeit, Umkehr-
verspätung) und die Undurchschaubarkeit ihrer Ur-
sachen, Wirkungszusammenhänge und Folgen
(Komplexität) aus25). Die Notwendigkeit politi-
scher Verantwortung für technologiepolitische Ent-
scheidungen weist auf eine neue Anforderung an
das politisch-administrative System hin: die langfri-
stigen Folgen technologiepolitischer Entscheidun-
gen zu antizipieren. Die institutioneile Verantwor-
tung für diese Folgen kann die Politik nur wahrneh-
men, wenn sie die Entwicklungsmöglichkeiten der
Technik ausreichend analysiert, die vielfältigen Fol-
gen der Technik abschätzt und Alternativen be-
denkt, diese Folgen bewertet und Gestaltungschan-
cen aufzeigt.

An Regierung und Parlament stellt der technische
Wandel die Anforderung, die Richtung der techno-
logischen Neuerungen und ihre Wirkungen soweit
erforderlich institutionell zu steuern und politisch
zu kontrollieren. Dabei sind Bewertung und Kon-
trolle der Technologiefolgen keineswegs in das Be-
lieben der Politiker gestellt; denn politische Tech-
nikbewertung ist letztlich „eine Prozedur institutio-
nalisierter Ethik des technischen Handelns“ ) und
damit Grundlage einer prospektiven, politischen
Verantwortung
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des technischen Wandels. Der Kern
dieser Verantwortung besteht darin, daß Folgen
technischer Neuerungen, die eine politische Rege-
lung oder politische Interventionen erforderlich
machen, bewertet werden, bevor sich die hierdurch
ausgelösten Innovationen verbreiten. Dadurch
wird die Technikbewertung zu einer nicht nur indi-
viduellen Aufgabe von Experten, Unternehmern
und Verbrauchern, sondern auch zu einer institutio-
neilen Aufgabe: „Konzertierte Technikbewertung
hat die institutioneile Unterstützung der Individuen
und die individuelle Unterstützung der Institutio-
nen miteinander zu verbinden. Einerseits ist eine
Pluralität von Institutionen zu entwickeln, welche
die individuelle Verantwortungsbereitschaft und
Verantwortungsfähigkeit stärken und absichern;
und andererseits sind Aufklärung und Engagement
der Individuen zu fördern, damit diese sich an ge-
eigneten Institutionen wirksam beteiligen.“27)

Selbst wenn sich Politiker im parlamentarischen
Regierungssystem dieser Aufgabenstellung wider-
setzen, können sie nicht darüber hinwegsehen, daß

die Wahrnehmung technischer Risiken durch die
Öffentlichkeit auch in gesellschaftlichen Bereichen,
die vormals als unpolitisch galten, stark gewachsen
ist und der Handlungsdruck auf die Politik größer
geworden ist. Damit ist erneut die Frage nach dem
Primat der Politik, aufgeworfen. Es ist nur folgerich-
tig, wenn in der wissenschaftlichen und politischen
Diskussion um Großtechnologien normative Maß-
stäbe der Zumutbarkeit entworfen werden, die als
erster Test zur Beurteilung der politischen Verant-
wortbarkeit von Technologien herangezogen wer-
den können. Bei diesen Kriterien handelt es sich
insbesondere um Intensität und Größenordnung
der absehbaren Folgen des Technologieeinsatzes,
um dessen zeitlichen Rahmen, die Irreversibilität
der Folgen sowie um die Abklärung noch unbe-
kannter Nebenfolgen.

Es ist daher eine vorrangige Aufgabe der For-
schungs-, Technologie- und Wirtschaftspolitik, Ri-
siken und Gefährdungen als Folgen technologi-
schen Wandels und gesellschaftlicher Modernisie-
rung möglichst frühzeitig offenzulegen und Alter-
nativen einer sozialverträglichen Technikgestaltung
aufzuzeigen ).28

Die neuen Informations- und Kommunikations-
techniken bieten gewiß neue Gestaltungschancen,
sie sind aber entweder schädlich oder nützlich nach
Maßgabe ihrer gesellschaftlichen Anwendung. Dies
erfordert den Aufbau einer leistungsfähigen Tech-
nologiefolgen-Abschätzung. Besonders in diesem
Politikfeld ist der Deutsche Bundestag auf neue
Beratungsformen angewiesen, da die herkömmli-
chen Beratungsmöglichkeiten zu einer umfassen-
den und zugleich fundierten Technologiefolgen-
Abschätzung nicht ausreichen29). Der Aufbau
heuer Beratungsnetze und neuer Beratungsformen
ist in zweifacher Hinsicht voranzutreiben: Zum ei-
nen ist das vorhandene Netz von Forschungsein-
richtungen zu nutzen, zum anderen müssen für die
spezifischen Beratungsbedürfnisse des Parlaments
eigene Kapazitäten neu aufgebaut werden. Die
bloße Verlagerung von Beratungsaufgaben auf
die vorhandenen (Groß-)Forschungseinrichtungen
reicht hierzu nicht aus. Denn das spezifische tech-
nologiepolitische Beratungsproblem des Parla-
ments wird nicht durch eine Ausweitung der Zahl
der zu erstellenden Gutachten — bei großer Di-



stanz der wissenschaftlichen Gutachter zum politi-
schen Alltagsbetrieb — gelöst, sondern nur durch
neue Formen des interaktiven Dialogs zwischen Poli-
tikern und Experten, die in der politischen Diskus-
sion bisher nicht berücksichtigte Handlungsoptio-
nen zu Tage fördern und zur Disposition stellen. Es
ist gerade die vorrangige technologiepolitische Auf-
gabe des Parlaments, die Rahmenbedingungen des
technisch-sozialen Wandels mit langfristigen Per-
spektiven zu gestalten.

In der Forschungs- und Technologiepolitik ist eine
Intensivierung der parlamentarischen Beratungen
besonders vordringlich. Als neue Form des Dialogs
zwischen Wissenschaft und Politik sollte der Bun-
destag eine leistungsfähige Struktur der Technikfol-
gen-Abschätzung und -Bewertung in seiner Mitte
verankern. Dabei muß es vornehmlich darum ge-
hen, gesellschaftliche Voraussetzungen und Folgen
der Technikanwendung zu ermitteln, das Fachwis-
sen der unterschiedlichen Teildisziplinen interdis-
ziplinär zu bündeln und vor allem Alternativen der
Technikwahl aufzuzeigen. Auf diesem Wege wird
das Parlament seinem Verfassungsauftrag der
- auch technologiepolitischen — Schutzgebung
und Gefahrenabwendung eher gerecht und könnte
zudem einen wirksameren Beitrag zu einer rationa-
leren öffentlichen Diskussion leisten. Von dieser
Debatte könnten zugleich Anstöße für neue Tech-
nikentwicklungen ausgehen. Nicht die Thematisie-
rung, sondern die Verdrängung von Risiken und
Chancen neuer Technologien ist auf Dauer innova-
tionshemmend.

Die Enquete-Kommission „Einschätzung und Be-
wertung von Technikfolgen, Gestaltung von Rah-
menbedingungen der technischen Entwicklung“
des 10. Bundestages hat am 14. Juli 1986 ihren Be-
richt zur Institutionalisierung einer Beratungskapa-
zität für Technikfolgen-Abschätzung und -Bewer-
tung beim Deutschen Bundestag vorgelegt30). In
diesem Bericht spricht sich die Kommission einver-
nehmlich für die Einrichtung einer parlamentari-
schen „Kommission zur Abschätzung und Bewer-
tung von Technikfolgen“ in Verbindung mit einer
ständigen wissenschaftlichen Einheit beim Deut-
schen Bundestag aus. Damit sollte der Bundestag
ein Signal setzen und eine dauerhafte Beratungska-
pazität für seine Aufgaben schaffen, indem die Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages durch
Einfügung eines neuen § 56 ergänzt wird, der die
Einsetzung einer „Kommission zur Abschätzung
und Bewertung von Technikfolgen“ vorsieht, die
ihrerseits mit der Zustimmung der Mehrheit der
Mitglieder des Deutschen Bundestages in dieser
Kommission Empfehlungen an den Bundestag aus-
sprechen kann. Zur Begründung verweist die En-
quete-Kommission auf die Tatsache, daß die politi-
sche Verantwortung für staatliches Handeln im

Umgang mit Technik gestiegen ist31). Die Politik
müsse Chancen und Gefahren von technischen Ent-
wicklungen bewerten und bewältigen. Hierzu soll
der Deutsche Bundestag seinen technischen Infor-
mations- und Wissensstand verbessern, zumal die
dem Parlament gegenwärtig zugeordneten Dienste
nicht dazu ausreichten, den Bundestag zur voraus-
schauenden Analyse und Bewertung wissenschaft-
lich-technischer Entwicklungslinien zu befähigen.
Dies gelte vor allem für die nichtintendierten, indi-
rekten, synergistischen und langfristigen Folgen
technischer Neuerungen32). Angesichts des proble-
matischen Informationsvorsprungs der Exekutive
muß sichergestellt werden, „. . . daß das Parlament
insgesamt und seine Fraktionen kompetente Dia-
logpartner der Regierung bleiben“33). Vorgeschla-
gen wird eine bundestagsinteme Einrichtung für
Technikfolgen-Abschätzung und -Bewertung, de-
ren Aufgabe es ist, die wissenschaftliche Informa-
tionsgewinnung an den parlamentarischen Bera-
tungsbedürfnissen auszurichten. Die parlamentari-
sche Steuerung der neu zu schaffenden wissen-
schaftlichen Einheit soll von einer „Kommission zur
Abschätzung und Bewertung von Technikfolgen“
wahrgenommen werden.

Die Umsetzung dieser Empfehlungen, die von der
Enquete-Kommission „Technikfolgen-Abschät-
zung und -Bewertung“ des 11. Deutschen Bundes-
tages beraten werden, steht einstweilen noch aus.
In der aktuellen Debatte um diesen Lösungsvor-
schlag, der sich seinerseits auf eine wissenschaftli-
che und politische Diskussion stützt, die in der Bun-
desrepublik Deutschland — wenn auch in Wellen-
bewegungen — seit 1973 geführt wird34), werden
erneut Bedenken geäußert, die weder neu noch ori-
ginell, aber politisch offensichtlich wirksam sind:
Gerade wegen starker Ideologisierungstendenzen
von Technikfolgen in Teilen der Bevölkerung bis
hin zu „fundamentalistischen“ Bewertungstenden-
zen benötigt der Deutsche Bundestag um so mehr
eine eigene Analyse- und Be^ertungskapazität. Es
geht nicht um die politische Indienstnahme zweck-
freier Wissenschaft, sondern um den möglichst
frühzeitigen, fundierten Ausweis technologiepoliti-
scher Handlungsalternativen. Es geht nicht um die
pauschale Übernahme des bewährten Modells des
Office of Technology Assessment der Vereinigten
Staaten in den unterschiedlichen politisch-institu-
tionellen Kontext des parlamentarischen Systems
der Bundesrepublik, sondern darum, vor allem
amerikanische sowie außerdem schwedische Erfah-
rungen in der Technologiefolgen-Abschätzung und
-Bewertung für den Deutschen Bundestag über-
haupt nutzbar zu machen. Es geht ferner nicht um
die politische Steuerung des wissenschaftlich-tech-



nischen Fortschritts, sondern vielmehr darum, die
technologiepolitische Richtungsbestimmung durch
den Bundestag überhaupt erst zu ermöglichen und
die politische Technikbewertung nicht vollends zum
Monopol der Forschungsbürokratie — und der je-
weils auf sie einwirkenden Interessen — werden zu
lassen. Gerade wer keine monopolistische, sondern
eine pluralistische Technikbewertung anstrebt, muß
zur Sicherung pluraler Bewertungen und entspre-
chender technologiepolitischer Optionen eine lei-
stungsfähige Beratungskapazität für Technikfol-
gen-Abschätzung und -Bewertung beim Deutschen
Bundestag aufbauen — erst Recht vor dem Hinter-
grund schwerwiegender Funktionsmängel des for-
schungs- und technologiepolitischen Wettbewerbs
in Wirtschaft und Wissenschaft. Wer eine fundierte
Technikbewertung als Instrument des Parlaments
gegenüber der Regierung fordert, kommt nicht um-
hin, einen engen Dialog zwischen Abgeordneten
und Sachverständigen zu institutionalisieren und
die hierfür erforderlichen organisatorischen Vor-
aussetzungen zu schaffen.
Dies leisten die Empfehlungen der Enquete-Kom-
mission des 10. Deutschen Bundestages aus dem
Jahre 1986 in überzeugender Weise: Der Dialog
wird institutionalisiert, die parlamentarische Ver-
antwortung gewahrt, das vorhandene Netz for-
schungs- und technologiepolitischer Einrichtungen
wirksam genutzt und der organisatorische und haus-
haltspolitische Aufwand in überschaubaren Gren-
zen gehalten. Warum ist es so schwer, diese Emp-
fehlungen umzusetzen? Wer die fünf Legislaturpe-
rioden seit Beginn der Diskussion um Technologie-
folgenabschätzung in der Bundesrepublik Deutsch-
land betrachtet, wird entdecken, daß die for-
schungs- und technologiepolitische Informations-
und Beratungslücke des Parlaments immer von der
jeweiligen parlamentarischen Opposition entdeckt
und politisch artikuliert wurde ). Mit dem Regie35 -
rungswechsel aber wandeln sich offensichtlich auch
Perzeption und Bewertung dieser Informations-
und Beratungslücke? So entsteht ein Zyklus von
Problemwahmehmung (aus der Oppositionsrolle)
und Problemverdrängung (aus der Regierungs-
rolle). der dem übergreifenden Informations- und
Beratungsbedarf nicht gerecht ist. Dieser Zyklus
wird so lange fortgesetzt, wie die Abgeordneten der

jeweiligen Koalitionsmehrheit ihren durch die For-
schungsbürokratie und die mit ihr kooperierenden
Allianzen aus Großforschungseinrichtungen, Un-
ternehmen und Verbänden vermittelten technolo-
giepolitischen Wissensstand als ausreichend für die
Wahrnehmung ihrer parlamentarischen Aufgaben
erachten und die Gefahren einseitiger Informa-
tionsauswahl (und entsprechender politischer Be-
einflussung, wenn nicht Lenkung) gering einschät-
zen.

Die Schaffung einer Beratungskapazität für Tech-
nikfolgen-Abschätzung und -Bewertung beim
Deutschen Bundestag erfordert indessen einen
breiten parlamentarischen Konsens. Die Empfeh-
lungen der Enquete-Kommission sind ausgewogen,
realistisch und konsensfähig. Die Umsetzung dieser
Empfehlungen sollte nicht wieder vertagt und nicht
etwa dem 12. Deutschen Bundestag überantwortet,
sondern noch in der gegenwärtigen Legislaturpe-
riode eingeleitet werden. Damit könnte das Parla-
ment einen gewichtigen, dauerhaften Beitrag dazu
leisten, die technologiepolitische Diskussion jen-
seits modischer Strömungen des Technikoptimis-
mus oderTechnikpessimismus zu versachlichen, die
informatorischen Voraussetzungen für die Aus-
übung der parlamentarischen Alternativ-, Kritik-
und Kontrollfunktion zu verbessern und die politi-'
sehe Steuerung und Kontrolle der Technologiepoli-
tik zu stärken. Daß Demokratien des Auslands auf
diesem dornigen Weg weiter vorangeschritten sind,
sollte ermutigen. Mehr als bisher würde der Bun-
destag zu einem Forum vorausdenkender politi-
scher Technikgestaltung.

Bei andauernder, unzureichender technologiepoli-
tischer Information und Beratung des Deutschen
Bundestages besteht jedoch die Gefahr verdeckter
forschungs- und technologiepolitischer Weichen-
stellungen fort, die vom Parlament nicht ausrei-
chend zu überblicken und zu bewerten sind. Ange-
sichts irreversibler Folgen technologiepolitischer
Entscheidungen muß es darum gehen, den Primat
der Politik wiederherzustellen. Weder Detailfor-
schung noch „hohe Politik“ sind die vorrangige
Aufgabe parlamentarischerTechnologiefolgen-Ab-
schätzung. sondern das Aufspüren und die Präsen-
tation von Alternativen, um das Handlungsreper-
toire technologiepolitischer Optionen sichtbar zu
machen und zu erweitern. In der Präsentation und
Diskussion bisher verschütteter Handlungsalterna-
tiven, die im typischen Verlauf der Gesetzespla-
nung schrittweise ausgeblendet worden sind, be-
steht die vorrangige Aufgabe einer neuen Institu-
tion parlamentarischer Technologiefolgen-Ab-
schätzung und -Bewertung. Das Konzept liegt vor.
der Deutsche Bundestag ist gefordert.



Bernd H. Liedtke

Der Computer im Amt

„Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind in ihrem Gebiet die alleinigen Träger der öffentlichen Verwaltung,
soweit die Gesetze nichts anderes vorschreiben.“ (Art. 78 Abs. Verf NW)2

„Die Gemeinden sind die Grundlage des demokratischen Staatsaufbaues.“ (§ Abs. 1 Satz 1 GO NW)1

In einer Feldstudie wurde untersucht, inwieweit
und unter welchen Voraussetzungen der Einsatz
von Informations- und Kommunikationstechniken
in der öffentlichen Verwaltung über Kosteneinspa-
rungen hinaus, die fraglich sind 1), auch dem Bürger
Vorteile verspricht. Zunächst wird ein Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben vorgestellt, das in sei-
ner Art bisher kaum Nachahmer gefunden hat. Es
war ausdrückliches Ziel des Vorhabens, durch den
Einsatz von mehr und besserer Informationstechnik

zu mehr Bürgemähe einer Stadtverwaltung bei
gleichzeitiger Wahrung der berechtigten Interessen
der Beschäftigten in dieser Verwaltung beizutra-
gen. Im Mittelpunkt des Beitrags steht die Frage,
inwieweit der Einsatz von Informationstechnik aus
der Sicht des Bürgers als gelungen eingeschätzt wer-
den kann. Dazu wird zunächst die Ausgangslage
anfangs der achtziger Jahre nachgezeichnet und
dann berichtet, was aus den damals formulierten
Zielvorstellungen geworden ist2).

I. Das Bürgeramt

Zwischen 1980 und 1987 wurde von der Stadt
Unna in Nordrhein-Westfalen gemeinsam mit der
Gesellschaft für Mathematik und Daten-
verarbeitung mbH (GMD) das Vorhaben „Bür-
geramt“ durchgeführt, das in seinen ersten
Phasen auch eine großzügige finanzielle Förderung
vom Bundesminister für Forschung und Technolo-
gie erfuhr.

Die Stadt Unna hatte sich mit dem Vorhaben das
Ziel gesteckt, überkommene Formen arbeitsteiliger
Aufgabenwahmehmung in der Kommunalverwal-
tung zugunsten einer Bündelung publikumsintensi-*

ver Aufgaben an einer Stelle zu überwinden. Es galt
die Parole „nicht die Bürger, sondern die Daten
sollen laufen“. Gleichzeitig sollten das Informa-
tionsangebot, die Auskunftsfähigkeit und die
Beratungsleistungen wie ganz allgemein der Bür-
gerservice (z. B. publikumsfreundliche Öffnungs-
zeiten, Hilfe beim Ausfüllen von Formularen und
bei der Vereinbarung von Terminen) verbessert
werden. Mit diesem Vorhaben sollten — nicht nur



in Unna beklagte — Leistungsdefizite an der Naht-
stelle zwischen Bürger und Verwaltung wenn schon
nicht gänzlich behoben, so doch sicht- und spürbar
abgebaut werden. Die kundenorientierten organi-
satorischen Änderungen bei Banken und Sparkas-
sen wurden von Unnas Stadtdirektor immer wieder
als Vorbild genannt. Er argumentierte, die Kom-
munalverwaltung müsse sich als Dienstleistungsbe-
trieb verstehen, und befürchtete, ein weiteres Aus-
einanderklaffen der Qualität öffentlicher und priva-
ter Dienstleistungen könne zu einem Legitimations-
verlust aller Organe der kommunalen Selbstverwal-
tung führen3).
Die GMD als die öffentliche Großforschungsein-
richtung auf dem Gebiet der Informations- und
Kommunikationstechnik in der Bundesrepublik
wollte mit ihrem Engagement in diesem For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben unter ande-
rem exemplarisch zeigen, daß der Einsatz moderner
Informationstechniken zu Lösungen führen kann,
die sowohl bürger- als auch mitarbeitergerecht sind.
Heute würde man solche Lösungen als sozialver-
träglich bezeichnen4).

Ein filigranes Netz von Mitwirkungsmöglichkeiten
institutionalisierter bzw. organisierter und ad hoc
formierter Interessenvertretungen5) wurde ge-
schaffen, um die durchaus anspruchsvollen Zielvor-
stellungen des Vorhabens inhaltlich zu füllen und
über dessen gesamte Laufzeit im Alltagsgeschäft
einer Systementwicklung nicht verkümmern zu las-
sen. Tatsächlich wurde keine einzige Entscheidung
gegen den protokollierten Widerspruch irgendeiner
der beteiligten Gruppen durchgesetzt6). Umfang-
reiche Dokumentationen über das Vorhaben in sei-
ner Vielschichtigkeit und mit seinen Ergebnissen
sind allgemein zugänglich7).

Das Bürgeramt Unna wurde 1984 in einer ersten
Ausbaustufe eröffnet. Waren es damals im wesent-
lichen die Aufgaben der Melde- und Paßämter, die
im Bürgeramt mit dem Bürgertelefon („Kummer-
strippe“) zusammengefaßt wurden, so ist das heu-
tige Aufgabenspektrum des Bürgeramts um zahlrei-
che weitere Aufgaben aus allen Teilen der Stadtver-
waltung erweitert und um ein breit gefächertes An-
gebot an Informationsmaterial ergänzt.
Neben der funktionalen Aufgabenkonzentration
und der Aufwertung von Auskunft und Beratung zu
einer eigenständigen Verwaltungsaufgabe sind zwei
weitere Organisationsprinzipien für das Bürgeramt
kennzeichnend. Im Bürgeramt gibt es keine an ein-
zelne Mitarbeiter gebundenen Zuständigkeiten: Je-
der Mitarbeiter ist für alles zuständig und alle Mit-
arbeiter können jede Aufgabe gleich qualifiziert
wahrnehmen. Im Projekt sprach man von der Über-
windung spezialisierter Aufgabenwahrnehmung zu-
gunsten einer „Einheitssachbearbeitung“ durch
Allround-Sachbearbeiter. Der Bürger kommt ins
Amt und wendet sich an den nächsten freien Mitar-
beiter.
Das Bürgeramt wurde in der Form einer Zentrale
(im Eingangsbereich des Rathauses) und mehreren
über das Stadtgebiet verteilten Außenstellen reali-
siert. Außenstellen und Zentrale unterscheiden sich
nur in der Zahl der Arbeitsplätze, nicht im Aufga-
benspektrum. Auf örtliche Zuständigkeiten wurde
verzichtet. Damit verkürzen sich nicht nur die
Wege zum Amt insbesondere für die Vorortbewoh-
ner. Das Prinzip der räumlichen Dezentralisation
erlaubt darüber hinaus jedem Bürger, sich mit sei-
nen Angelegenheiten an jede der Außenstellen
oder an die Zentrale zu wenden unabhängig davon,
wo er wohnt, einkauft oder arbeitet: überall werden
alle Aufgaben des Bürgeramts gleich qualifiziert
wahrgenommen.
Die vier Konstruktionsprinzipien des Bürgeramts
sind nicht unabhängig voneinander, sie bedingen
sich gegenseitig. Unter Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten beispielsweise ist die räumliche Dezentra-
lisation von Verwaltungsleistungen nicht denkbar
ohne eine gleichzeitige funktionale Aufgabenkon-
zentration und eine Aufhebung spezialisierter Ar-
beitsteilung. Wie anders können sich Mitarbeiter in
kleinen Verwaltungsstellen gegenseitig vertreten?
Wie anders als mit deren Auslastung lassen sich
Verwaltungsaußenstellen gegenüber dem Bürger
als Steuerzahler rechtfertigen )?8



Die Umsetzung der Konstruktionsprinzipien be-
dingte erhebliche Eingriffe in die gewachsene Orga-
nisation (die gewollt waren — siehe oben) und er-
hebliche Anstrengungen, um das Personal dem An-
spruch des Vorhabens entsprechend fort- und wei-
terzubilden9). Die Realisierung des Bürgeramts
war aber auch nur vorstellbar unter extensiver Nut-
zung der Möglichkeiten, die die Informationstech-
nik heute bietet. Dazu ist insbesondere der gleich-
zeitige Zugriff auf einen konsistenten und aktuellen
Datenbestand von mehreren Arbeitsplätzen aus als

11) Besonders eindrucksvoll waren die Berichte in der Süd-
deutschen Zeitung vom 19. April 1985 („Computer erledigt
den Parteienverkehr. Modell eines .Bürgeramtes' der Stadt
Unna auf der Hannover Messe zu sehen“ — das Bürgeramt
war es wert, gleich nach dem größten Kran der Welt erwähnt
zu werden) und in den VDI-Nachrichten vom 18. 10. 1985
(„Die Stadt Unna probt die Bürgemähe. Die Verwaltung
wird menschlicher durch EDV-Einsatz").
12) Die Fragestellungen des ersten Forschungsvorhabens
zum Thema „Computer und Verwaltung“ wurden 1974 ver-
öffentlicht; vgl. Hans Brinckmann u. a., Verwaltungsauto-
tnation. Thesen über Auswirkungen automatisierter Daten-
verarbeitung auf Binnenstruktur und Außenbeziehungen der
öffentlichen Verwaltung, Darmstadt 1974. Ein zusammen-
fassender Ergebnisbericht erschien 1982: Hans Brinckmann
u. a„ Automatisierte Verwaltung. Eine empirische Untersu-
chung über die Rationalisierung der Steuerverwaltung,
Frankfurt-New York 1981. Den Brückenschlag zur interes-
sierten Öffentlichkeit hat — neben Reese u. a. (Anm. 4) —
Klaus Lenk mit seinen Beiträgen „Implikationen der Verwal-
tungsautomation für das Verhältnis von Verwaltung und
Bürger“ (in: Wolfgang Hoffmann-Riem [Hrsg.]. Bürgemähe
Verwaltung?, Neuwied 1979, S. 140ff.) und „Informations-
technik und Gesellschaft“ (in: Günter Friedrichs/Adam
Schaff [Hrsg.], Auf Gedeih und Verderb. Mikroelektronik

und Gesellschaft. Bericht an den Club of Rome, Wien 1982,
S. 289 ff.) geschlagen.
13) Während die Politiker in aller Regel bei der Bewertung
des Technikeinsatzes die bekannte Sowohl-als-auch-Haltung
einnahmen (vgl. für andere: Rupert Scholz. Technisierung
der Verwaltung — Steuerungs- und Kontrollproblem für den
demokratischen Rechtsstaat, in Gerhart Rudolf Baum u. a..
Technisierte Verwaltung. Entlastung oder Entfremdung des
Menschen? Bad Godesberg 1981, S. 55 ff.) waren andere in 
ihrer Einschätzung eindeutiger (vgl. wiederum für andere:
Gerd E. Hoffmann. Computer. Macht und Menschenwürde,
aktualisierte Ausgabe. Frankfurt 1979).
14) Seit 1983 soll sich der Trend gewendet haben; vgl. o. V..
Keine Angst vor Computern. Die Einstellung der deutschen
Bevölkerung zum Computer wird immer positiver, in: IBM
Nachrichten. 37 (1987) 288. S. 72f. Vgl. neuerdings Hans
Mathias Kcpplinger. Künstliche Horizonte. Die Darstellung
von Technik in der Presse und ihr Einfluß auf die Ansichten
der Bevölkerung 1965—1986, Unveröffentl. Projektbericht
im Auftrag des BMFT. o. O. o. J. (Mainz 1988). Demnach
wäre das GMD-Survey (Anm. 2) zum Zeitpunkt des öffent-
lichen Meinungstiefs durchgeführt worden.
15) Der Computer als Kriegsherr wurde erst später ein
Thema.
16) Erinnert sei an die SPIEGEL-Titel: Die neue Welt von
1984 (3. 1. 1983), Volkszählung. „Laßt 1 000 Fragebogen
glühen“ (28. 3. 1983) und Der neue Personalausweis. „Ein-
trittskarte für den Überwachungsstaat“ (8. 8. 1983).

Vorstufe einer zukünftigen aktenarmen Sachbear-
beitung zu zählen.
Das Bürgeramt hat von Anfang an öffentliches In-
teresse über die Stadtgrenze von Unna hinaus ge-
funden. Die Wissenschaft hat das Vorhaben skep-
tisch bis kritisch begleitet10). Über das Vorhaben
wurde aber nicht nur in der Fachöffentlichkeit dis-
kutiert11). Im Gegensatz zur nahezu einhellig posi-
tiven und manchmal enthusiastischen Reaktion in 
Unna selbst war und ist die Resonanz außerhalb der
Stadt merkwürdig zwiespältig.

II. Ein Blick zurück

Am Anfang des Vorhabens Bürgeramt war es 
durchaus strittig, ob die Vorstellung vom bürgerge-
rechten Einsatz von Informationstechnik in der öf-
fentlichen Verwaltung nicht in sich selbst wider-
sprüchlich wäre.

In den siebziger Jahren erfuhr das Thema „Compu-
ter und Staat“ bzw. „Computer in der Verwaltung“
jenseits der juristisch und politikwissenschaftlich
geführten Datenschutz-Diskussion zunehmendes
Interesse in Akademia ). Was dort noch vermu12 -
tungshalber diskutiert wurde, sickerte als Erwar-

tung. wenn nicht Gewißheit ins öffentliche Bewußt-
sein ).13

Meinungsumfragen belegten, daß seit der Mitte der
siebziger Jahre die öffentliche Diskussion um das
Für und Wider der Entwicklung und des Einsatzes
von Informatiqnstechnik der Tendenz nach skepti-
scher und kritischer geworden war14). Für den
Trend der allgemeinen Meinungsverschlechterung
maßgeblich waren die damaligen Diskussionen um
insbesondere drei Themen15):
— der Computer als großer Bruder,
— die Seelenlosigkeit des Computers,
— der Computer als Job-Killer.

Unter dem Schlagwort vom Computer als großem
Bruder und dessen Pendant, dem gläsernen Bürger,
wurden Probleme des Datenschutzes und des Um-
gangs mit personenbezogenen Daten in allen ihren
Ausprägungen diskutiert. Die Diskussionen gipfel-
ten im Zusammentreffen mit dem Zeithorizont von
Orwells „1984“ ) und dem Urteil des Bundesver-16
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menschliche Entwicklung auch Platz greifen, dann
kann ich nur sagen, Erbarmung! Ob es innerbe-
trieblich ein Vorteil ist. kann ich nicht wis-
sen.“24)
Dieses Zitat und die darin geäußerte Befürchtung
scheinen im Widerspruch zu der Beobachtung zu
stehen, daß sich Menschenschlangen vor den Geld-
automaten der Banken auch während der allgemei-
nen Geschäftszeiten bilden. In dem Zitat verbirgt
sich aber noch eine weitere Befürchtung neben je-
ner des Verlustes zwischenmenschlicher Kommuni-
kation. Die zweite Befürchtung richtet sich auf das
sehr viel hautnahere Problem, die Technik könne in
einem entscheidenden Augenblick versagen oder
man könnte mit ihr nicht zurechtkommen. Schon
das Personal am Fahrkartenschalter, das — so geht
die Überlegung manches Kunden — im Umgang
mit der Technik geschult worden ist. hat allem An-
schein nach Schwierigkeiten im Umgang mit dieser
Technik. Wie anders sollte man sich sonst als Au-
ßenstehender die Tatsache erklären, daß der Er-
werb einer Fahrkarte heute trotz Einsatz einer
Technik, deren herausragendes Merkmal die
Schnelligkeit ist, länger dauert als früher? Wehe,
wenn man nun selbst im Kampf mit dieser Technik
allein gelassen wird, niemand in der Nähe ist, der
einem hilft. Das steht beim Geldautomaten nicht zu
befürchten, es sei denn, man hat die Geheimzahl
vergessen — doch da kann einem nicht einmal der
persönliche Kundenberater helfen.

Das dritte Thema, das damals und heute viele Dis-
kussionen um den sozialverträglichen Einsatz von

Informationstechnik bestimmt, sind die Befürch-
tungen, daß es so etwas wie ein ökonomisches Ge-
setz „mehr Computer = mehr Arbeitslose“
gebe25). Vorbehalte gegenüber einem vermutet
übermäßigen Einsatz von Informationstechnik zum
Zweck rein personalkostenreduzierender Rationa-
lisierung sind überall dort stark ausgeprägt, wo we-
gen der regionalen oder sektoralen wirtschaftlichen
Entwicklung der Arbeitsmarkt stark belastet ist.
Für nur wenige bundesdeutsche Wirtschaftsregio-
nen galt das in ähnlicher Weise wie für das krisen-
geschüttelte Ruhrgebiet. Im öffentlichen Bewußt-
sein bestand dort die Wirtschaftsentwicklung aus
einer Folge von Zechenstillegungen, Massenentlas-
sungen in der Stahlindustrie und Diskussionen um
Werksschließungen auch in Branchen, die einmal
als zukunftssicher galten.
Unna hat eine eigene Vergangenheit als Zechen-
stadt. Unna ist keine Zechenstadt mehr; die Stadt
zeigt sich vielfältig und sicherlich auch erfolgreich
bemüht, neue Handels- und Produktionsbetriebe
anzusiedeln. Dennoch pendeln weiterhin täglich
viele ihrer Einwohner zur Arbeit nach Dortmund.
Auch gibt es ausgeprägte verwandtschaftliche und
freundschaftliche Kontakte zu den Nachbargemein-
den. Trotz seiner Randlage ist Unna vom Gesche-
hen im Revier nicht abgenabelt. Deswegen kann es
nicht überraschen, daß in Unna zu Beginn des Vor-
habens Bürgeramt wie an dessen Ende am häufig-
sten mit dem Arbeitsplatzargument eher pessimisti-
sche Einschätzungen der Computer-Zukunft be-
gründet und eher optimistische Einschätzungen die-
ser Zukunft relativiert worden sind26).

III. Drei Forderungen

Wie begründet oder unbegründet die verschiede-
nen Befürchtungen der Bevölkerung auch (gewe-
sen) sein mögen, sie sind Realität in dem Sinn, daß
sie das Denken desjenigen prägen, der solche Be-
fürchtungen hat, und seine Entscheidungen und
sein Handeln mitbestimmen. Das gilt auch für seine
Erwartungen und vielleicht auch seine Vorbehalte,
mit denen er in ein Amt oder eine Behörde kommt,
um dort etwas geregelt zu bekommen. Die Umfra-
geergebnisse am Anfang des Vorhabens schlossen
die Wirksamkeit solcher Befürchtungen auch inner-
halb der Bürgerschaft und damit des Verwaltungs-
publikums in Unna nicht aus27). Vorbehalte und
Befürchtungen waren aber nicht so ausgeprägt, daß
man damit die politische Forderung hätte begrün-
den können, im geplanten Bürgeramt auf den sicht-
baren Einsatz von Informationstechnik von vorn-
herein zu verzichten.

Die Stadt Unna wollte mit dem Bürgeramt Zu-
gangsbarrieren zur Verwaltung abbauen. Es galt



demnach, durch den Technikeinsatz im Bürgeramt
keine neuen und keine neuartigen Barrieren entste-
hen zu lassen. Darum wurde die Diskussion in die
Bürgerschaft von Unna getragen. Schließlich wur-
den drei Forderungen „aus Bürgersicht“ als Maß-
stab für den Erfolg des Technikeinsatzes im Bürger-
amt aufgestellt28):

— „Reparatur“ bisher stark mängelbehafteter
EDV-Verfahren;
— sichtbar „dienender“ nicht „steuernder“ Einsatz
von Informationstechnik im Bürgeramt;

— Transparenz im Umgang mit personenbezoge-
nen Daten.

IV. Reparatur mängelbehafteter Datenverarbeitungsverfahren

Die Forderung, zunächst fehlerbehaftete Datenver-
arbeitungsverfahren zu verbessern, ehe weitere
Verwaltungsaufgaben automatisiert würden, rich-
tete sich in Unna auf das dort eingesetzte Verfahren
zur Veranlagung von Grundstückseigentümern zu
den Grundbesitzabgaben (darunter besonders zu
den Müllabfuhrgebühren). Die Fehlerhaftigkeit
dieser Bescheide war notorisch und wurde aus der
Bürgerschaft heraus deutlich und heftig kritisiert.
Einige Ursachen für die Fehleranfälligkeit entfielen
später mit der Implementierung eines neuen Daten-
verarbeitungsverfahrens auf der stadteigenen
EDV-Anlage. Aber auch heute noch ist die Wahr-

scheinlichkeit für einen fehlerhaften Bescheid hoch
und die Berichtigung eines solchen Bescheids für
den Bürger aufwendig. Diese Fehler liegen nun
nicht mehr an Eigenheiten des Datenverarbeitungs-
verfahrens und können somit nicht mit EDV-Mit-
teln behoben werden. Sie haben ihre Ursachen im
Veranlagungsverfahren selbst. Nur durch einen
entsprechenden politischen Veränderungswillen
könnte ein weniger fehleranfälliges Verfahren ein-
geführt werden ). Hier zeigte sic29 h eine Grenze der
kommunalpolitischen Ausstrahlung des Vorhabens
Bürgeramt. Was die zweite Forderung betrifft, war
das Vorhaben erfolgreicher.

V. Der sichtbare Einsatz von Informationstechnik

Bis zur Eröffnung des Bürgeramtes hatte es der
Bürger in Unna bei der Regelung seiner Angele-
genheiten mit der Stadtverwaltung allenfalls mit
mehr oder minder lesbaren und verständlichen
Computerausdrucken zu tun. wie den bereits er-
wähnten Grundbesitzabgaben- und Müllgebühren-
bescheiden oder Wohngeldbescheiden oder Be-
scheiden über die Gewährung von Sozialleistungen.
Diese Bescheide wurden — namens der Stadt —
von der Gemeinsamen Kommunalen Datenverar-
beitungszentrale (des Kreises Unna) oder vom Re-
gionalen Landesrechenzentrum in Oberhausen er-
stellt. Die technische Ausstattung, mit deren Hilfe
die Bescheide berechnet und gedruckt wurden, war
dem Bürger entrückt, für ihn unsichtbar. Diese Si-
tuation hat sich mit der Eröffnung des Bürgeramtes
radikal geändert. Datensichtgeräte stehen auf allen
Arbeitsplätzen und einige recht klobig wirkende
Arbeitsplatzdrucker sind nicht zu übersehen. Wie
beeindruckt zeigt sich davon der Bürger )?30

Wie es der Zufall wollte, stellte der Implementa-
tionsprozeß in Unna gerade bezüglich dieser Frage-
stellung ein Experiment dar. Das Bürgeramt wurde
mit der Zentrale und den beiden ehemaligen Ver-
waltungsnebenstellen als Bürgeramtsaußenstellen
eröffnet. Von da ab wurden die meisten Aufgaben
des ehemaligen Einwohnermeldeamtes mit Online-
Dialogverfahren unterstützt: Im Beisein des Besu-
chers wurden Meldeangelegenheiten am Bild-
schirm bearbeitet und Anträge auf einen Paß oder
einen Personalausweis nicht mehr vom Antragstel-
ler ausgefüllt, sondern am Arbeitsplatz unter-
schriftsfertig ausgedruckt.
Anläßlich der Eröffnung wurden die Räumlichkei-
ten des ehemaligen Einwohnermeldeamtes als Bür-
geramtszentrale aufwendig umgestaltet und ausge-
stattet. In den Bürgeramtsaußenstellen wurde vor-
erst nichts verändert. Die größere der beiden Au-
ßenstellen wurde einige Monate vor der Bürgerum-
frage 1986 umgestaltet. Die kleinere Außenstelle
wurde erst nach Abschluß der Erhebungen reno-
viert und neu ausgestattet. Datensichtgeräte und
Drucker (und Mitarbeiter, die daran hantierten)
gab es in der Zentrale und in den Außenstellen seit
Beginn des Experimentes.
In der Bürgerumfrage wurden diejenigen, die be-
reits persönlich im Bürgeramt gewesen waren und
die die ehemaligen Räumlichkeiten kannten, ge-
fragt, ob sie gegenüber früher auffällige Verände-
rungen festgestellt hätten. Dem Schaubild 1 zufolge
haben deutlich mehr Besucher der Bürgeramtszen-
trale (A) als Besucher der einen Bürgeramtsaußen-



stelle (B), und dort wiederum deutlich mehr Besu-
cher als Besucher der anderen Bürgeramtsaußen-
stelle (C) gegenüber früher solche Auffälligkeiten
festgestellt.

Schaubild 1 scheint die unterschiedlichen Zeit-
punkte widerzuspiegeln, zu denen die Räumlichkei-
ten der Zentrale und der Außenstellen umgestaltet
worden sind. Diese Abbildung kann nur so verstan-
den werden, daß es nicht (allein) und nicht vorran-
gig die Datensichtgeräte und der Umgang mit die-
sen durch die Mitarbeiter sind, was die Besucher als
Veränderung beeindruckt hat. Diese Einschätzung
verstärkt sich noch, wenn man die Antworten ge-
nauer betrachtet.

Fast alle Befragten, denen gegenüber früher Verän-
derungen aufgefallen waren, haben auch in Stich-
worten notiert, was sie besonders beeindruckt hat.
Hier einige Beispiele für die Art der Antwor-
ten31):
- Räumlichkeiten: Anordnung der Schalter — mo-
derner Umbau — alles ist freundlicher gestaltet und
übersichtlicher — die Bittsteller dürfen sich setzen
- neue Einrichtung;

- Atmosphäre: persönlicher, freundlicher — es ist
persönlicher geworden — freundliche Atmo-
sphäre;

- Informationstechnik: Einsatz von Computern —
der Bildschirm — technische Ausstattung — die
Bearbeitung wird hier mit Computer und Sichtgerä-
ten durchgeführt;

— Personal: gute Sachkenntnis des Personals — die
äußerst nette Beratung — vielleicht ist man höfli-
cher — daß die Damen bei Auskünften unter-
schiedlicher Ansicht sind;

— Sachbearbeitung: es geht schneller — Rückfra-
gen werden direkt und schneller erledigt — schnelle
Bedienung;

— Übriges: man braucht nicht so viel zu suchen —
ein Sachbearbeiter für verschiedene Vorgänge.

Schaubild 2 zeigt die Auswertung über alle Be-
fragte. Die Prozentanteile addieren sich zu mehr als
100 Prozent, weil die Antworten einer ganzen
Reihe von Befragten mehr als einer Kategorie zuge-
ordnet wurden (z. B. „freundliche Leute und neue
Möbel“). Glaubt man den Zahlen, dann fühlen sich 
die Besucher des Bürgeramts vor allem anderen
durch die renovierten und umgestalteten Räumlich-
keiten beeindruckt32).

Die überwiegende Mehrheit der Befragten der Bür-
gerumfrage und der Publikumsbefragung war auch
nicht irritiert und verunsichert, wenn ein Mitarbei-
ter oder eine Mitarbeiterin in ihrer Gegenwart das
Datensichtgerät bediente. In Tabelle 2 sind die
Antworten auf eine entsprechende Frage der Bür-
gerumfrage 1986 nach dem Umfang an Verwal-
tungserfahrung der Befragten und danach aufge-
schlüsselt. ob das Bürgeramt zum Zeitpunkt der
Befragung bereits persönlich bekannt war. Natür-



lieh gab es stark unterschiedliche Ausprägungen des
Anteils der „weiß nicht“-Antworten in den einzel-
nen Befragtengruppen33). Wenn man davon ab-
sieht. dann zeigen sich erstaunlich konstante Pro-
portionen über alle Befragtengruppen. Wollte man
die kaum sichtbaren Unterschiede interpretieren,
dann ist es nicht der sichtbare Einsatz von Informa-
tionstechnik an sich, der stört. Der Einsatz von
Informationstechnik kann und wird nur denjenigen
irritieren, der aufgrund seiner Erfahrungen mit
Ämtern und Behörden bereits in irgendeiner Form
kritisch sensibilisiert worden ist.
Auch bei dieser Frage haben die meisten derjeni-
gen, die sich durch Datensichtgeräte gestört fühl-
ten, ihre Antwort erläutert. Wie wegen der Frage-
formulierung nicht anders zu erwarten war, bezog
sich die Mehrzahl dieser Erläuterungen auf die ver-
schiedensten Facetten der Rolle der Informations-
technik im Gespräch von Mensch zu Mensch. Es
ergab sich jedoch ein auffälliger Unterschied im
Gehalt dieser Erläuterungen von Befragten, die das
Bürgeramt bereits persönlich kannten, und Befrag-
ten, die noch nicht im Bürgeramt gewesen waren.
Während letztere die Gesprächssituation ganz all-
gemein als unpersönlich charakterisierten, bemerk-
ten Besucher des Bürgeramts dagegen sehr konkret
(dem Sinn nach):
„Der Mitarbeiter schenkt dem Gerät mehr Auf-
merksamkeit als meinem Anliegen.“
Nahezu die Hälfte aller Erläuterungen von Befrag-
ten, die das Bürgeramt bereits kannten (. . . und

vom Technikeinsatz irritiert waren), hatten diese
Qualität.
Sollte auch nur ein Körnchen Wahrheit in den
Kommentaren der Befragten stecken (und wer
sollte daran zweifeln), dann bieten sich verschie-
dene Erklärungen an:
Die Mitarbeiter benutzen das Sichtgerät, um sich
— bildlich gesprochen — vor dem Kunden zu ver-
stecken, so wie sie sich früher hinter Aktenstößen
versteckt haben mögen.
Die Mitarbeiter beherrschen nicht die Kunst der
Gesprächsführung, so daß ihre Besucher die Benut-
zung des Sichtgeräts nicht als förderlich für die ra-
sche und kompetente Erledigung ihrer Anliegen
empfinden können.
Die Mitarbeiter kommen nur schlecht mit der Tech-
nik und den Programmen zurecht und können sich
deshalb nicht dem Besucher oder der Besucherin
voll zuwenden.
Allen diesen Fällen kann mit Maßnahmen abgehol-
fen werden, die die Qualifikation des Personals er-
höhen. sei es fachlich, in der Gesprächsführung, im
Umgang mit den Arbeitsmitteln oder in der Bewäl-
tigung von Streßsituationen — wo auch immer die
Probleme liegen sollten. Vielleicht muß das Perso-
nal auch durch entsprechende Anreize zusätzlich
motiviert werden. Diese Maßnahmen sind natürlich
dann vergebens, wenn die Programme so untaug-
lich oder die Maschinen so anfällig oder überlastet
sein sollten, daß sich die Mitarbeiter der Technik
nicht bedienen können, sondern gegen sie ankämp-
fen müssen. Aber diese Situation gab es nach Aus-
kunft der Sachbearbeiter und der Amtsleitung des
Bürgeramtes in Unna nicht.

Einen zweiten Schwerpunkt der Erläuterungen zur
Frage nach möglichen Irritationen durch Daten-
sichtgeräte bildete die Tatsache, daß die Besucher
des Bürgeramts nicht auf den Bildschirm sehen
konnten, wenn und während die Sachbearbeiter das
Datensichtgerät bedienten. Im Verlauf des Projekts
war irgendwann einmal die Möglichkeit diskutiert
und dann als wenig praktikabel verworfen worden,
mittels eines „Doppelbildschirms“ den Besucher
oder die Besucherin an der Tätigkeit der Sachbear-
beiterin teilhaben zu lassen. Es gibt Beispiele in der
Praxis, wo durch den Standort des Bildschirms rela-
tiv zum Standort bzw. Sitzplatz des Besuchers des-
sen Neugier befriedigt wird34). Auch hier ist es
nicht die Informationstechnik an sich, die den Besu-
cher irritiert, sondern eine konkrete technisch-or-
ganisatorische Lösung.



VI. Transparenz im Umgang mit personenbezogenen Daten

Hier gerät nun die Forderung nach Transparenz im
Umgang mit personenbezogenen Daten ins Blick-
feld. die ursprünglich ebenfalls „aus Bürgersicht“
an das Vorhaben Bürgeramt gerichtet worden war.
Abgeleitet aus der übergeordneten Zielvorstellung
erhöhter Bürgernähe der Kommunalverwaltung,
sollte mit dieser Forderung der Gedanke einer akti-
ven im Gegensatz zu einer bloß reaktiven Da-
tenschutzpolitik im Vorhaben Bürgeramt ver-
ankert werden. Damit war gemeint, die (informa-
tions)technischen und organisatorischen Vorausset-
zungen zu schaffen, um dem Wunsch des Bürgers
auf einfache und bequeme Weise entsprechen zu
können, zu erfahren, wo in der Kommunalverwal-
tung was mit den Angaben zu seiner Person ge-
macht wird. Wären diese Voraussetzungen einmal
geschaffen — so die Überlegung — sollte der Ge-
danke. sich als Bürger über seine Daten informie-
ren zu lassen, in die Bürgerschaft hineingetragen
werden. Das verstärkte Wissen um Kontrollmög-
lichkeiten könnte das Vertrauen des Bürgers in den
person- und sachgerechten Umgang mit seinen Da-
ten durch die Stadtverwaltung fördern und so letzt-
lich die Kommune in ihrer Funktion als Grundlage
des demokratischen Staatsaufbaus stärken.

Rückblickend ist festzustellen, daß die Forderung
einer aktiven Datenschutzpolitik nicht eingelöst
worden ist. Dafür gibt es mehrere Gründe. Der
wichtigste Grund ist in der Tatsache zu sehen, daß
die wahre Bedeutung dieser Forderung im Verlauf
des Vorhabens nicht erkannt worden ist. Sie war im
- wohlverstandenen — Bürgerinteresse, jedoch
nicht vom Bürger selbst erhoben worden: Obwohl
ausgeprägte Bedenken in der Bürgerschaft bestan-
den (und wohl auch heute noch bestehen), weil in
der Stadtverwaltung Unna viele persönliche Daten
gespeichert sind, wußte doch die überwiegende
Mehrheit der Befragten nicht, daß die Stadt jedem
Bürger Auskunft über die bei ihr gespeicherten
Daten geben muß35). Die Möglichkeiten einer ex-
tensiven Auslegung und Ausschöpfung der Daten-
schutzgesetze im Interesse des Bürgers hatten in 

den Diskussionen der Projektgruppen nachgeord-
neten Rang. Die Forderung war in der Konkurrenz
um die Zuteilung von Zeit. Geld und Personal zu
ihrer Verwirklichung gegenüber anderen Zielvor-
stellungen, die aus der Sicht der Systementwickler
ähnlich berechtigt erschienen, tendenziell unterle-
gen. Tatsächlich hatte diese Vorstellung nie den
Rang eines ausdrücklichen Projektziels und wurde
in den projektleitenden Gremien nie als solches dis-
kutiert36).

Mehr noch, da der Landesdatenschutzbeauftragte
das Konzept und die Realisierung des Bürgeramts
kritisch beobachtete und prüfte, konnte mit dem
Verweis auf dessen Einverständnis gesagt werden,
allen Datenschutzbelangen sei hinreichend Rech-
nung getragen worden37).

Wenn die Bedeutung (auch über Unna hinaus) der
Forderung richtig gesehen worden wäre, wäre si-
cherlich noch keine perfekte Lösung in dem Sinne
gefunden worden, daß in der täglichen Auseinan-
dersetzung mit ihr nicht der Wunsch nach Verbes-
serungen entstanden wäre. Aber es hätte — zu-
nächst unter Umständen beschränkt auf die Verfah-
ren, die im Bürgeramt technikunterstützt wahrge-
nommen werden — gezeigt werden können, wo die
Schwierigkeiten und die Lösungsmöglichkeiten ei-
ner aktiven Datenschutzpolitik tatsächlich liegen
und wie man sich beispielsweise einen persönlichen
Datenkontenauszug vorzustellen hätte38).



VII. Zusammenfassung: Haupt- und Nebenkriegsschauplätze

Die Untersuchungen in Unna haben gezeigt, daß
der Einsatz von Informationstechnik im Bürgeramt
unter dem Gesichtspunkt der Mitarbeiter-Publi-
kumsbeziehungen — entgegen den ursprünglichen
Erwartungen — absolut unproblematisch ist. Die
Ergebnisse passen auch ins Bild der allgemeinen
Entwicklung: Es läßt sich nicht leugnen, daß man-
che Bescheide (z. B. die der Finanzverwaltung) in
den letzten Jahren leserlicher geworden sind und
daß beispielsweise die An- und Ummeldung von
Kraftfahrzeugen vielerorts in einer angenehmeren
Atmosphäre bei deutlich kürzeren Wartezeiten als
früher vonstatten gehen.
Man kann noch weitergehen und behaupten, daß
derjenige, der das Argument. Informationstechnik
entmenschliche die Beziehungen zwischen Personal
und Publikum, gegen den Einsatz von Informa-
tionstechnik in der öffentlichen Verwaltung ins Feld
führt, bewußt oder unbewußt ein Scheingefecht
führt und damit von der eigentlichen Problematik
des Technikeinsatzes in der öffentlichen Verwal-
tung ablenkt ). Die zentrale39 Problematik liegt wei-
terhin in der Frage, welche Aufgaben und Tätigkei-
ten mit welchem Ziel durch den Einsatz von Infor-
mationstechnik unterstützt werden (sollen) und ob
und wie der Aufgabenvollzug auch vom Bürger
nachvollzogen und kontrolliert werden kann40).
Diese Frage transzendiert den bloßen Technikein-
satz bei weitem. Bedingt durch die Entwicklungsdy-
namik von Technik und Gesellschaft ist sie stets
aufs neue zu stellen und zu beantworten. Sie rührt
an die Fundamente der staatlichen Verfaßtheit.
Mit dem Vorhaben Bürgeramt ist der Nachweis
geführt worden, daß der Bürger den Einsatz von

Informationstechnik sehr wohl als einen Weg zur
Leistungssteigerung der öffentlichen Verwaltung
akzeptiert. Allerdings, so scheint es, ist die Akzep-
tanz des Bürgers von einer Reihe von Vorausset-
zungen und Nebenbedingungen abhängig, die in
Unna vorlagen, die aber nicht zwangsläufig ande-
renorts in gleicher Weise gegeben sein, sondern
vielleicht erst hergestellt werden müssen: Die Ver-
waltung muß zur Erneuerung im Bürgerinteresse
bereit sein, sie muß dem Bürger diese Bereitschaft
glaubwürdig vermitteln können, und der Bürger
muß der Verwaltung grundsätzlich vertrauen, kurz,
das Verhältnis zwischen Bürger und Verwaltung
muß alles in allem ungestört sein. Diese Vorausset-
zungen sind auf der kommunalen Ebene eher gege-
ben (aber keineswegs selbstverständlich) und leich-
ter herzustellen als auf der überörtlichen Ebene.

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß der Technik-
einsatz das Verhältnis zwischen Bürger und Staat/
Verwaltung überall dort beeinträchtigen kann, wo
staatliche Institutionen zentralistisch organisiert
sind (z. B. die Finanzverwaltung) oder die Kommu-
nen Bundes- und Landesrecht im Auftrag ausüben
und ihnen die Freiheit zur Verfahrensgestaltung
genommen ist (heute z. B. im Paß- und Ausweiswe-
sen). Dort ist es den dem Bürger nächsten Verwal-
tungsstellen nicht oder erst nach geraumer Zeit
möglich. Form und Inhalt der Aufgabenerfüllung
an den tatsächlichen (und von jedem noch so
schlecht ausgebildeten Behördenbediensteten
wahrzunehmenden) Bürgerbedürfnissen auszurich-
ten.

Besonders stark wird das Verhältnis zwischen Bür-
ger und Staat durch den Einsatz von Informations-
technik dort beeinträchtigt, wo die staatlichen Insti-
tutionen von jeher bürgerfremd, weil dem Bürger
fremd, ihm entrückt sind: Geheimdienste, Verfas-
sungsschutzorgane, Bundeskriminalamt usw. Je
verdeckter eine staatliche Institution operiert,
desto undurchschaubarer und befremdlicher wird
der Technikeinsatz, desto mißtrauischer wird der
Bürger gegenüber der die Technik einsetzenden
Institution. Das sind die Felder, die aufmerksam
beobachtet werden müssen, um Fehlentwicklungen
im Ansatz zu erkennen und auf ihre Korrektur zu
drängen.



Dieter Fröhlich/Dieter Fuchs/Hubert Krieger

Technischer Wandel und Arbeitnehmerbeteiligung
in Europa

I. Partizipation in Europa: Erste Ergebnisse des „sozialen Dialogs“

Internationale Wettbewerbsfähigkeit auf den Welt-
märkten verlangt heute und in absehbarer Zukunft
die Entwicklung und den Einsatz neuer Informa-
tionstechnologien in der Produktion und im Dienst-
leistungsbereich. Diese Technologien haben Rück-
wirkungen auf die Länder, die sie einsetzen: Sie
verändern die Lebens- und Arbeitsbedingungen der
Bevölkerung. Art und Reichweite dieser Verände-
rungen sind heute noch nicht genau abzuschätzen,
und diese Situation der Unsicherheit über die Kon-
sequenzen der neuen Informationstechnologien
läßt Raum zu großen Hoffnungen, aber auch zu
Befürchtungen.

Die strategische Bedeutung der technologischen
Innovation und ihre unbestimmten sozialen Fol-
gen haben bei den politischen Akteuren und
bei den Sozialpartnern auf europäischer Ebene
verstärkte Initiativen ausgelöst. Die Europäische
Kommission implementiert weitreichende Pro-
gramme der Technikentwicklung und -anwendung
und fördert einen innereuropäischen Technologie-
Transfer1). UNICE, der Zusammenschluß der
europäischen Arbeitgeberverbände, betont die
Notwendigkeit einer zügigen und flexiblen Anwen-
dung der neuen Technologien. Dagegen verweist
der europäische Gewerkschaftsbund (EGB) auf so-
ziale Risiken und die Notwendigkeit der Arbeitneh-
merbeteiligung bei der Einführung neuer Tech-
nologien. um denkbare negative Entwicklungen der
Arbeits- und Lebensbedingungen einzuschränken.

Alle drei Beteiligten — EG-Institutionen. Arbeit-
geberverbände und Gewerkschaften — stimmen
darin überein, daß eine effiziente Anwendung der
neuen Informationstechnologien dann am erfolg-
reichsten ist, wenn sie in einen breiten sozialen
Konsens eingebettet ist. Sozialer Konsens ist aber
nur erreichbar, wenn beide Tarifparteien von den
mittel- und langfristig positiven Auswirkungen der
technologischen Innovationen auf ihre Klientel
überzeugt sind.

Dieses Problembewußtsein hat in der Europäischen
Gemeinschaft einen politischen Ausdruck gefun-
den: Das Thema „Arbeitnehmerbeteiligung bei der
Einführung neuer Technologien“ wurde, neben

dem Thema der Flexibilisierung der Arbeitszeit und
der Produktionsstrukturen, ein zentraler Gegen-
stand im sozialen Dialog, den Jaques Delors, der
Präsident der EG-Kommission, initiierte und der
im November 1985 in Val Duchesse erstmals statt-
fand. Grundgedanke des sozialen Dialogs ist, die
europäische Entwicklung in schwierigen Bereichen
der Wirtschafts- und Sozialpolitik durch eine aktive
Beteiligung der Tarifparteien voranzutreiben. Die
EG-Kommission wirkt hierbei eher vermittelnd
und überläßt die Erstinitiative den Gewerkschaften
und den Arbeitgebern.

Als Ergebnis dieses Dialogs wurde im März 1987
eine gemeinsame Erklärung der Sozialpartner in
Val Duchesse verabschiedet. In diesem Dokument
erkennen die Sozialpartner
„the need to make use of the economic and social
potential offered by technological innovation in Or-
der to enhance the competitiveness of European
firms and to strengthen economic growth thus cre-
ating one of the necessary conditions for better
employment and, taking particular account of
progress in the field of ergonomics, for improved
working conditions . . .").2

Beide Seiten stimmen darin überein, daß bei tech-
nologischen Veränderungen in den Unternehmen
und Betrieben mit weitreichenden Auswirkungen
auf die Beschäftigten die Arbeitnehmer und/oder
ihre Vertreter informiert und konsultiert werden
sollen, und zwar in Übereinstimmung mit den Ge-
setzen. Vereinbarungen und Verfahrensweisen, die
in den jeweiligen Ländern der Europäischen Ge-
meinschaft gelten. Diese Information und Konsul-
tation
„must facilitate and should not impede the intro-
duction of new technology, the final decision being
exclusively the responsibility of the employer or of
the decision-making bodies of the firm. It is under-
stood that this prerogative does not exclude the pos-
sibility of negotiation where the parties take a deci-
sion to that effect . . .“.*



Diese politische Entwicklung bildet den Hinter-
grund der im folgenden dargestellten Forschungser-
gebnisse der Europäischen Stiftung zur Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in Dub-
lin3). Zentrales Thema der Studie sind der gegen-
wärtige Umfang, die Effekte und die künftig ge-
wünschte Intensität von Arbeitnehmerbeteiligung
bei der Einführung neuer Technologien in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft. Dabei wird überprüft,
inwieweit die Vorstellungen der EG-Kommission

sowie der europäischen Verbände von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern den Motiven, dem Han-
deln und den Erfahrungen der Akteure in den Un-
ternehmen entspricht. Geplant ist eine Umfrage in
allen zwölf Mitgliedsländern der EG. In fünf Mit-
gliedsländern — Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Italien, Großbritannien und Dänemark
— ist die Umfrage (mit knapp 000 Interviews) be5 -
reits erfolgt. Gegenstand unserer Analyse sind die
Befragungsergebnisse aus diesen fünf Ländern.

II. Neue Informationstechnologien:
Potentiale für erweiterte Arbeitnehmerbeteiligung

Die politische Diskussion über die Erweiterung der
Arbeitnehmerbeteiligung in Europa wurde durch
eine veränderte Sicht von Technologieentwicklung
und -einsatz beeinflußt: Lange Zeit herrschte in der
Theorie ein deterministisches Denken vor. wonach
Technikanwendung in den Unternehmen einer ei-
genen, unveränderlichen Logik folgt, nur eine ein-
zige optimale technische Lösung erlaube und dem-
entsprechend auch absehbare Wirkungen für das
Unternehmen und die Beschäftigten habe. Diese
traditionelle Sicht der Technik wurde anfangs um-
standslos auf die neuen Informationstechnologien
übertragen. Auf der Grundlage dieses Determinis-
mus formierten sich dann zwei Ansichten, die die
Konsequenzen der neuen Technologie optimistisch
oder pessimistisch beurteilten.

Zahlreiche Gewerkschaften und viele Arbeitneh-
mer teilten die pessimistische Sichtweise und stan-
den den neuen Technologien ablehnend gegenüber.
Angesichts ihrer großen Effizienz befürchtete man
vor allem Arbeitsplatzverluste, Lohneinbußen, De-
qualifizierung und verschärfte Kontrolle der Ar-
beit. Die Gewerkschaften und die betrieblichen In-
teressenvertreter sahen ihre Aufgabe vor allem in 
der Eingrenzung und Abwehr dieser befürchteten
Negativwirkungen. Dieser reaktive Politikansatz
ließ den Gewerkschaften und Arbeitnehmervertre-
tem naturgemäß wenig Handlungsspielraum.

Seit einigen Jahren setzt sich nun eine neue Bewer-
tung von Technik und Technikeinsatz durch: For-
schungsergebnisse und praktische Erfahrungen ha-
ben verdeutlicht, daß der Einsatz von Technik nie
so deterministisch verlief und so eindeutige Auswir-
kungen hatte, wie gemeinhin angenommen4). Viel-
mehr konnte nachgewiesen werden, daß dieselbe
Technik oft sehr unterschiedlich eingesetzt wurde.

was dann auch zu unterschiedlichen Wirkungen für
die Beschäftigten führte. Galt dies bereits für die
älteren Technologien, so trifft dies insbesondere auf
die neuen Informationstechnologien zu. Sie enthal-
ten ein großes Potential verschiedenartiger Anwen-
dungsmöglichkeiten mit unterschiedlichen Formen
der Arbeitsorganisation und der Qualifikationsent-
wicklung und -anwendung5). Die neue Technik er-
öffnet größere Gestaltungsspielräume für alle Be-
teiligten, wobei die Gestaltungsspielräume mit zu-
nehmender Komplexität der verwendeten Informa-
tionstechnologie tendenziell wachsen6).
Für das Management, für die Gewerkschaften und
für die betrieblichen Arbeitnehmervertreter bedeu-
tete diese Erkenntnis eine Erweiterung ihrer Hand-
lungsmöglichkeiten: Die Planung, die Auswahl und
die Einführung neuen Technologien kann zum Ge-
genstand eigener betrieblicher Politik werden. Aus
der Sicht der Beschäftigten eröffnet sich die Mög-
lichkeit der Einbeziehung einzelner Arbeitnehmer
und ihrer kollektiven Interessenvertretung in Pro-
zesse der Gestaltung der Technikanwendung, die zu
wünschenswerten und konsensfähigen Arbeitsbe-
dingungen führen.
Auch innerhalb der Arbeitgeberverbände und des
Managements setzte eine Debatte über Arbeitneh-
merbeteiligung bei der Einführung neuerTechnolo-
gien ein: Der Einsatz komplexer und teurer Infor-
mationstechnologie ist in der Regel mit großen Un-
sicherheiten über ihr Funktionieren und ihre öko-
nomischen und arbeitsorganisatorischen Auswir-
kungen behaftet. So zeigen die Forschungsergeb-
nisse und praktischen Erfahrungen:
— Der Planungsprozeß ist normalerweise langwie-
riger als erwartet.
— Die Einführung der neuen Technologien ist in
der Regel mit großen technischen und organisatori-



sehen Problemen verbunden, die meist nicht vorab
gelöst werden können.
Diese Schwierigkeiten haben in zahlreichen euro-
päischen Unternehmen dazu geführt, technologi-
sche Innovation faktisch als einen Lernprozeß zu
behandeln, dessen erster Schritt darin besteht, die
Problemstellung aus der Sicht der Betroffenen zu
definieren. Betroffen sind dabei die unterschied-
lichsten Hierarchieebenen und Abteilungen eines
Unternehmens, Managementpositionen und nor-
male Arbeitnehmer. Der Ansatz, technische Inno-
vation als Lernprozeß aller Beteiligten zu behan-
deln, verweist auf die Bedeutung frühzeitiger und
intensiver Einbeziehung von Beschäftigten für eine
erfolgreiche Technikeinführung. Das Wissen, die
Erfahrung und die Intelligenz der Arbeitnehmer
gehen somit als Produktivfaktor in den Planungs-,
Gestaltungs und Implementierungsprozeß der
Technik ein.

Aus Sicht des Managements sprechen weitere
Gründe für die verstärkte Mitsprache von Arbeit-
nehmern und ihrer Interessenvertretungen im Pro-
zeß der gegenwärtigen technologischen Innovatio-
nen: Zentrale Unternehmensziele bei der Einfüh-
rung neuer Informationstechnologien sind die Ver-
besserung der Produktqualität und der Flexibilität
der Produktion. Diese Ziele werden durch qualifi-
zierte und motivierte Mitarbeiter, die sich mit der
Technologie und mit wichtigen Unternehmenszie-
len identifizieren, am besten erreicht7). Koopera-
tive industrielle Beziehungen und ein gutes Be-
triebsklima erhalten somit den Charakter eines zu-
sätzlichen Produktionsfaktors. Die Einbeziehung
von Arbeitnehmern und der betrieblichen Interes-
senvertretung in strategisch wichtige Entschei-
dungsprozesse bei technischen Innovationen
könnte diese kooperativen industriellen Beziehun-
gen fördern.

III. Untersuchungsmethode

In der ersten Untersuchungsphase, über die hier
berichtet wird, wurde die Beteiligung von Arbeit-
nehmern bei der Einführung moderner Informa-
tionstechnologien durch eine mündliche Befragung
von Managern und Arbeitnehmervertretern in den
vier großen Mitgliedsländern der Europäischen Ge-
meinschaft (Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Italien) und in Dänemark
erhoben. Insgesamt wurden 4 654 Interviews
durchgeführt. Damit ist diese Befragung die bei
weitem größte Untersuchung, die zum Thema Ar-
beitnehmerbeteiligung in Europa jemals durchge-
führt wurde. Die Interviews verteilen sich je zur
Hälfte auf Manager und auf Arbeitnehmervertre-
ter8) in 1 768 Firmen. Im Durchschnitt wurden pro
Firma zwei Manager, überwiegend aus dem Mittel-
Management, befragt. Die Zahl der Arbeitnehmer-
vertreter pro Firma entspricht spiegelbildlich der
Zahl der befragten Manager. Durch die national
unterschiedlichen Regelungen von Arbeitnehmer-
vertretung in Europa ist die Gruppe der befragten
Arbeitnehmervertreter relativ heterogen. In der
Bundesrepublik handelt es sich ausschließlich um
Betriebsräte.

Die Studie konzentriert sich auf fünf Wirtschafts-
branchen: Im Produktionsbereich wurden der Ma-
schinenbau und die Elektroindustrie, im Dienstlei-

stungsbereich Banken, Versicherungen und der
Einzelhandel untersucht. Dabei erfolgte die Aus-
wahl der Betriebe nach dem Zufallsprinzip, wobei
drei wichtige Einschränkungen galten: Es wurden
nur Betriebe erfaßt, die neue Informationstechno-
logien anwenden, die eine bestimmte Beschäftig-
tenzahl aufwiesen (im Einzelhandel beispielsweise
mehr als 50 Beschäftigte) und die eine institutiona-
lisierte Interessenvertretung hatten. So sind in der
deutschen Auswahl Firmen ohne Betriebsrat nicht
enthalten.

Der Zugang zu den Firmen erfolgte über den Per-
sonalchef. Inwieweit hierdurch eine Selbstauswahl
von Betrieben mit positiven Erfahrungen hinsicht-
lich der neuen Technologien und der Arbeitneh-
merbeteiligung stattfand, ist mit den eigenen Daten
nicht zu entscheiden. Ein Abgleich unserer Daten
mit einer Untersuchung des Arbeitsministeriums in 
Großbritannien, die diese mögliche Verzerrung mit
Sicherheit nicht hat, zeigt eine auffallende Paralle-
lität beider Untersuchungsergebnisse9). Dies ist ein
deutlicher Hinweis auf eine unverzerrte Auswahl
der Fünf-Länder-Studie. Die Untersuchung wurde
durch Harris (London) und GfK (Nürnberg) koor-
diniert und zwischen Februar und Mai 1987 durch-
geführt.



IV. Intensität der Partizipation in Europa

Ein zentrales Ziel dieser Untersuchung ist die Be-
standsaufnahme, die Beschreibung des Umfangs
bisheriger Arbeitnehmerbeteiligung bei der Ein-
führung von Informationstechnologien in Europa.
Ein methodisches und inhaltliches Problem besteht
hier in der Vielfalt unterschiedlicher nationaler Be-
teiligungsmodelle und historisch gewachsener Re-
gelungen in den Beziehungen zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern. Einige wichtige Tren-
nungslinien in den Modellen und den Inhalten von
Arbeitnehmerbeteiligung sollen vorweg erwähnt
werden:

— Es gibt institutionalisierte Formen der Arbeit-
nehmervertretung, durch die Partizipation entwe-
der gesetzlich oder tarifvertraglich geregelt sind.
Ihnen stehen andere Beteiligungsformen gegen-
über, beispielsweise ad-hoc Maßnahmen, kurzfri-
stige oder auf einzelne Aufgaben bezogene Partizi-
pationsregelungen in Form von task-forces. Pro-
jektgruppen, Qualitätszirkeln oder Arbeitsgrup-
pen.

— Länder unterscheiden sich nach eher tarifver-
traglichen (Dänemark, Italien, Großbritannien)
oder nach eher gesetzlichen Regelungen (Nieder-
lande. Bundesrepublik). Bei tarifvertraglichen Re-
gelungen können stark zentralisierte Abkommen
vorherrschen (Dänemark, Italien), während wir in 
Großbritannien und Irland eher Betriebsvereinba-
rungen vorfinden.

— Auch die Inhalte der verschiedenen Regelungs-
formen variieren beträchtlich. Hier lassen sich eher
prozedurale und eher substantielle Inhalte unter-
scheiden. Prozedurale Vereinbarungen regeln
Form und Ablauf der Arbeitnehmerbeteiligung,
während sich substantielle Vereinbarungen auf Pro-
bleme der Arbeitsorganisation, Arbeitssicherheit,
Arbeitsbedingungen, Qualifikation. Lohnniveau
etc. beziehen.

Wenn im folgenden Überblick über einige Aspekte
der Arbeitnehmerbeteiligung in fünf EG-Staaten
referiert wird, müssen wir uns dieser Vielfalt von
Partizipationsregelungen und der manchmal unter-
schiedlichen Bedeutungsinhalte bewußt bleiben.
Der Versuch einer ersten europäischen Situations-
analyse hat mit diesem Normalproblem des inter-
kulturellen Vergleichs zu leben. Dies gilt gleicher-
maßen für den Versuch, für die Intensität von Ar-
beitnehmerbeteiligung ein einheitliches Maß zu fin-
den, das die Vielfalt innerhalb Europas analytisch
erfaßt. Gewisse Schwierigkeiten einer präzisen ar-
beits- und tarifvertraglichen Zuordnung sowie der
genauen Interpretation der einzelnen Beteiligungs-
formen lassen sich in dieser komparativen Perspek-
tive natürlich nicht vermeiden.

Im Rahmen dieser Untersuchung wurden fünf Ni-
veaus der Beteiligung von Arbeitnehmervertretern
unterschieden:

— keine Arbeitnehmerbeteiligung: Das Manage-
ment plant und implementiert die neuen Technolo-
gien ohne jedwede Arbeitnehmerbeteiligung.

— Information: Das Management informiert die
Arbeitnehmervertreter schriftlich oder in gemein-
samen Treffen.
— Konsultation: Es werden gemeinsame Komittees
eingerichtet, in denen die Arbeitnehmervertreter
nicht nur durch das Management informiert wer-
den, sondern auch selber Stellung nehmen und bei
unterschiedlicher Auffassung vom Management
eine Begründung erwarten können.

— Verhandlungen: In gemeinsamen Verhandlungs-
kommissionen auf betrieblicher oder überbetriebli-
cher Ebene werden vertraglich bindende Resultate
erarbeitet.

— Volle Mitbestimmung: Die Arbeitnehmervertre-
ter haben ein Vetorecht. Entscheidungen bedürfen
der Zustimmung beider Parteien.

Befragt man nun Manager und Arbeitnehmerver-
treter in fünf EG-Staaten nach der Intensität der
Arbeitnehmerbeteiligung im Sinne der hier vorge-
stellten Definition, so ergeben sich zwei zentrale
Ergebnisse (vgl. Schaubild 1):

— Das Ausmaß faktischer Beteiligung bei der Ein-
führung neuer Technologien ist gering.

— Beide Befragtengruppen nehmen diese Situation
fast identisch wahr.

Nach Angabe von 14 Prozent der Manager fehlt in
den Firmen jedwede Arbeitnehmerbeteiligung. Die
Hälfte der Manager (51 Prozent) informiert die Ar-
beitnehmervertreter über die technische Innova-
tion. 16 Prozent der Manager berichten von Kon-
sultationen, sechs Prozent von Verhandlungen, und
in 13 Prozent der Fälle wird volle Mitbestimmung
praktiziert. Mit anderen Worten: Formen der Ar-
beitnehmerbeteiligung mit größeren Konsequenzen
sind verhältnismäßig selten. Die zumeist prakti-
zierte Beteiligung hat ihren Schwerpunkt lediglich
in der Form der alleinigen Informierung der Arbeit-
nehmervertreter über technische Veränderungen
durch das Management.
Der Antwortvergleich von Managern und Arbeit-
nehmervertretern in Schaubild 1 zeigt nur minimale
Unterschiede. Die Antworten sind so gut wie dek-
kungsgleich. Aus methodischer Sicht ist dies ein
deutlicher Hinweis auf die Qualität der erhobenen
Daten. Die Ergebnisse können deshalb als eine
gute Annäherung an die faktischen Verhältnisse in
den untersuchten Firmen akzeptiert werden.



Technologische Innovationen haben Prozeßcharak-
ter. Die Einführung neuer Technologien durchläuft
einen längeren Zeitraum und mehrere Phasen. Für
die empirische Analyse eines solchen Innovations-
prozesses unterscheiden wir die folgenden vier Pha-
sen:

- Planungsphase: Hier fällt die grundsätzliche Ent-
scheidung über die technische Innovation. In diese
Entscheidung fließen Überlegungen über die durch
die neue Technikeinführung anzustrebenden Un-
ternehmensziele ein.

- Phase der Technikauswahl: Auf der Grundlage
der in der Planungsphase getroffenen Entscheidun-
gen wird die zur Zielerreichung geeignete Technik
ausgewählt.

— Ifnplementationsphase: Die ausgewählte Technik
wird im Betrieb installiert. Diese Phase ist insofern
problematisch, da die neue Technik in die beste-
hende Betriebsorganisation eingebunden oder
eventuell eine neue Organisationsform entwickelt
werden muß. Durch die Neuartigkeit gerade der
Informationstechnologie, auf die sich bewährte Or-
ganisationsschemata meist nicht ohne weiteres
übertragen lassen, ist diese Phase im allgemeinen
gekennzeichnet als ein Experimentierstadium mit
Lösungsversuchen. Dabei müssen die Produktion
und der Geschäftsbetrieb solange mit konventionel-
len Mitteln weitergeführt werden, bis die neue
Technik den Beteiligten beherrschbar erscheint.

— Phase der Nachbewertung: Hier ist die neue
Technologie installiert, und es werden Optimierun-
gen im Betriebsablauf vorgenommen und kurzfri-
stig auftretende Störungen behoben. Auch erfolgt
hier die Beurteilung der neuen Situation im Lichte
der ursprünglichen Investitionsüberlegungen.

Betrachten wir die vier Phasen im Überblick, so
erweisen sich die ersten beiden Zeitabschnitte der
Investitionsplanung und der Technikauswahl als die
strategischen, die Implementations- und die Nach-
bewertungs-Phase als die operationalen Phasen der
Innovation. In den strategischen Phasen fallen die
Grundsatzentscheidungen, die den Rahmen für
spätere arbeitsorganisatorische Lösungen schon
weitgehend vorgeben. Von den beiden operationa-
len Phasen ist im betrieblichen Alltag vor allem das
Implementationsstadium von Bedeutung. Hier be-
wegen sich Entscheidungen in einem zwar wichti-
gen, durch die Festlegungen in den vorangegange-
nen Phasen jedoch bereits stark eingeengten Rah-
men von Detaillösungen.

In jeder dieser vier Phasen ist Arbeitnehmerbeteili-
gung möglich. Die empirische Analyse zeigt ein
typisches Muster der Intensität von Arbeitnehmer-
beteiligung in den vier Innovationsphasen (vgl.
Schaubilder 2 und 3): Intensivere Beteiligungsfor-
men finden wir am ehesten in den beiden operatio-
nalen Phasen. Sie sind vergleichsweise selten in den
Phasen der Technikplanung und -auswahl.





Nach den Auskünften beider Befragtengruppen las-
sen sich die beiden strategischen Phasen durch eine
Kombination von fehlender Beteiligung und alleini-
ger Informierung charakterisieren: Für die Pla-
nungsphase geben 35 Prozent der Manager keine
Arbeitnehmerbeteiligung an; 44 Prozent informie-
ren ihre Belegschaften und Arbeitnehmervertreter.
Somit umfassen Konsultationen, Verhandlungen
und Mitbestimmungsprozeduren nur 21 Prozent al-
ler Beteiligungsformen in der Planungsphase. Die
befragten Arbeitnehmervertreter zeichnen ein fast
identisches Bild über die Planungsphase. An die-
sem Punkte zeigt sich, daß strategische Entschei-
dungen über technische Innovationen in den fünf
EG-Ländern weiterhin ein Vorrecht des Manage-
ments sind.
Noch geringer ist die Beteiligung von Arbeitneh-
mervertretern in der Phase der Technikauswahl.
Zwar entfallen auch hier 19 Prozent der Beteili-
gungsformen auf Konsultationen, Verhandlungen
und Mitbestimmung. Jedoch ist — nach Manager-
Auskunft — der Anteil von Nicht-Beteiligung mit
48 Prozent besonders hoch und geht zu Lasten der
Informierung der Beschäftigten. Die befragten Ar-
beitnehmervertreter geben sehr ähnliche Informa-
tionen. nur sind diese noch etwas negativer: Allein
57 Prozent geben an, in dieser Phase nicht in Ent-
scheidungen einbezogen zu werden, und nur
16 Prozent verweisen auf Formen der Konsulta-
tion, Verhandlung und Mitbestimmung.
Dieses Analyseergebnis verdeutlicht zwei Sachver-
halte: Die Auswahl der für den Betriebszweck ge-
eigneter Technologien verlangt technische Exper-
tise und ist die Stunde der Ingenieure und anderer
Experten. Andererseits verfügen die Arbeitneh-

mervertreter in der Regel nicht über das notwen-
dige, hochspezialisierte Technikwissen. Insofern
ergänzen sich beide Sachverhalte und erklären so
die Tatsache geringer Arbeitnehmerbeteiligung in
der Phase der Technikauswahl.

In den beiden operationalen Phasen verändert sich
das Bild beträchtlich. Die Nicht-Beteiligung von
Arbeitnehmervertretern geht deutlich zurück und
macht Platz für die intensiveren Beteiligungsfor-
men. Zwar bleibt auch hier das bloße Informieren
nach Aussage beider Befragtengruppen die häufig-
ste Beteiligungsform. Aber der Anteil von Konsul-
tationen wächst kontinuierlich und erreicht in der
Nachbewertungsphase einen Wert von 28 Prozent
(Arbeitnehmervertreter: 23 Prozent). Gleiches gilt
für Verhandlungen und volle Mitbestimmung:
Nach Angaben sowohl der Manager als auch der
Arbeitnehmervertreter liegen die Anteile in der
Nachbewertungsphase bei identischen neun und
zehn Prozent. Intensivere Arbeitnehmerbeteili-
gung konzentriert sich demnach am ehesten auf die
beiden operationalen Phasen der Technikimple-
mentation und -nachbewertung.

Betrachten wir die Antworten beider Gruppen im
Zusammenhang, so zeigt sich eine frappierende
Ähnlichkeit in den Informationen: Obwohl vor al-
lem in den beiden strategischen Phasen die Infor-
mationen der Manager und der Arbeitnehmerver-
treterim Detail differieren, sind die Antwortmuster
für die einzelnen Innovationsphasen doch weitge-
hend identisch. Die geringen Differenzen lassen
sich auf den Nenner bringen: Manager tendieren
dazu, die faktische Beteiligung der Arbeitnehmer-
vertreter stärker zu betonen als diese selbst.

V. Die Erfolge der Partizipation

Partizipation hat nur dann eine Chance, als betrieb-
liches Politikinstrument akzeptiert zu werden,
wenn den Beteiligten aus ihrem partizipativen Ver-
halten zumindest keine Nachteile erwachsen. Sie
kann als Handlungsmuster eigentlich nur dann ge-
sucht und ausgebaut werden, wenn allen Beteiligten
hieraus Vorteile erwachsen. Die Frage nach den
Wirkungen oder Erfolgen der Arbeitnehmerbeteili-
gung bei der Einführung neuer Technologien gibt
dementsprechend auch erste Hinweise über die Zu-
kunft der Idee der Arbeitnehmerbeteiligung in Eu-
ropa.

Ein wichtiger Einwand gegen Arbeitnehmerbeteili-
gung im Prozeß technischer Neuerungen ist — aus
Management-Sicht — die Befürchtung, notwen-
dige Entscheidungen könnten verzögert und da-
durch die Effektivität der Unternehmung beein-
trächtigt werden. Die Befragungsdaten aus den fünf
europäischen Staaten bestätigen diese Befürchtung

nicht; das Gegenteil trifft sogar zu, wie die Schau-
bilder 4 und 5 belegen.

Der Vergleich der Einschätzungen von Managern
und Arbeitnehmervertretem zu den Auswirkungen
von Partizipation auf Qualität und Dauer von Ent-
scheidungen sowie auf die Dauer von Technikim-
plementation sind in ihren Prozentanteilen so weit-
gehend identisch, daß die geringen Abweichungen
fast in den Meßfehlerbereich der Datenerhebung
fallen. Aus diesem Grunde können wir uns allein
auf die Aussagen der Manager konzentrieren. Hier
zeigt sich als erstes wichtiges Ergebnis, daß Arbeit-
nehmerbeteiligung die erwähnten drei Entschei-
dungsfelder in der Sicht von rund zwei Dritteln der
befragten Manager weder negativ noch positiv be-
einflussen. Wo Effekte genannt werden, liegen die
positiven Wirkungen immer und zum Teil beträcht-
lich über den negativen Folgen.





Ganz besonders gilt dies für die Qualität der Ent-
scheidungsfindung: Kein Manager — der eine Pro-
zentpunkt fällt in den Meßfehlerbereich — sieht
hier Verschlechterungen aufgrund von Arbeitneh-
mer-Partizipation; jedoch fast ein Drittel (32 Pro-
zent) gibt qualitativ verbesserte Entscheidungen zu
Protokoll. Die Dauer der Technikimplentation
wird nach Angaben eines Teils der Manager
(10 Prozent) verlängert; ein Viertel der Befragten
verweist jedoch auf eine Verkürzung des Technik-
Einführungsprozesses. Gemessen an diesen Ergeb-
nissen wird die Entscheidungsdauer unter dem Ein-
fluß von Arbeitnehmerbeteiligung noch am nega-
tivsten beeinflußt. Den 11 Prozent Negativbewer-
tungen stehen jedoch die Aussagen von 21 Prozent
der Manager gegenüber, die auch hier positive
Effekte im Sinne einer Verkürzung von Entschei-
dungsprozessen sieht. In diesen drei Problemfel-
dem überwiegen die Erfolge von Beteiligung ganz
deutlich die negativen Folgen.

Die erhöhte Qualität der Entscheidungen korre-
spondiert mit dem außerordentlich positiven Urteil,
das beide Parteien über die Nutzung des vorhande-
nen Qualifikationspotentials der Belegschaft im
Zuge der Arbeitnehmerbeteiligung abgeben.
53 Prozent der Manager und 58 Prozent der Arbeit-
nehmervertreter weisen darauf hin, daß die techni-
schen Innovationen auch durch die verstärkte Be-
rücksichtigung und Einbeziehung des innerbetrieb-
lichen Qualifikationspotentials gefördert wurden.
Dieses Ergebnis ist in zweifacher Hinsicht bedeut-
sam: 1. Mitarbeiterqualifikationen beinhalten Mo-
dernisierungsreserven. die durch Beteiligungsver-
fahren aktiviert werden und die dem Unternehmen
und seiner Wettbewerbsfähigkeit zugute kommen.
Genutzte und aktivierte Qualifikationen erhöhen
die Flexibilität, die Motivation und die Selbständig-
keit der Beschäftigten, Eigenschaften, die für das
optimale Funktionieren der neuen Informations-
technologien in den Betrieben häufig vorausgesetzt
werden. Sie entlasten das Management bei der
Technikeinführung und -anwendung. 2. Für die be-
teiligten Arbeitnehmer eröffnen sich bessere beruf-
liche Chancen. Sie entwickeln ihre Fähigkeiten und
Fertigkeiten weiter, sie festigen ihr Arbeitsverhält-
nis, direkt durch die Entwicklung von Expertentum
oder indirekt, indem ihre qualifizierte Arbeitslei-
stung zur Effektivität und zur Wettbewerbsfähig-
keit ihres Unternehmens beiträgt.

Neben diesen wichtigen Problemen der Entschei-
dungsfähigkeit des Managements und der Nutzung
von Mitarbeiterqualifikationen gibt es eher indi-
rekte Aspekte innerbetrieblicher Politik, die für
eine erfolgreiche Technikeinführung und für eine
effiziente Anwendung der Technik in der Zukunft
fast ebenso bedeutungsvoll sind. Angestoßen durch
den Wirtschaftserfolg Japans und anderer asiati-
scher Länder gibt es seit einem Jahrzehnt in den
Industrienationen des Westens eine lebhafte Dis-

kussion über die Merkmale und die Voraussetzun-
gen erfolgreicher Wirtschaftsorganisationen. Unter
dem Begriff der Untemehmenskultur oder Organi-
sationskultur werden weltweit verschiedene Mana-
gementkonzepte zur Steigerung der Effizienz von
Organisationen diskutiert10). Mitarbeiterorientie-
rung ist die zentrale Idee dieser Konzepte. Zu ihnen
zählt Corporate Identity, das unverwechselbare
Image eines Unternehmens nach außen und die
Identifikation der Beschäftigten mit dem Unterneh-
men, aber auch die ältere Idee des Betriebsklimas
aus der Human Relations Schule erfährt neues In-
teresse. Die emotionale Bindung von Mitarbeitern
an ihr Unternehmen, mit dem sie sich identifizieren
und das positive Engagement der Beschäftigten an
ihren Arbeitsaufgaben werden als wichtige Voraus-
setzungen für den Organisationserfolg gefördert.

Arbeitnehmerbeteiligung bei der Einführung neuer
Technologien trägt offensichtlich dazu bei, diese
Managementziele zu erreichen, wie die Schaubil-
der 6 und 7 zeigen.

Aus der Sicht des Managements hat die bisherige
Arbeitnehmerbeteiligung das gegenseitige Ver-
ständnis im Unternehmen beträchtlich verstärkt.
Rund die Hälfte der Manager sieht eine größere
Aufgeschlossenheit der Belegschaft gegenüber den
eigenen Problemen. In gleichem Umfang ist ihre
Sensibilität gegenüber den Mitarbeiterproblemen
gewachsen. Ein gutes Viertel (28 Prozent) der Ma-
nager berichtet von einer Verbesserung des Be-
triebsklimas aufgrund von Arbeitnehmerbeteili-
gung im technischen Innovationsprozeß.

Die Akzeptanz der neuen Technik durch die Be-
schäftigten ist eine kritische Variable für erfolgrei-
che Innovationen. Widerstände der Arbeitnehmer
verlangsamen den Einführungsprozeß und führen
zu Reibungsverlusten und zu Ineffizienz in der
Technikanwendung. Für dieses Problemfeld hat
nach Aussagen der Manager die Arbeitnehmerbe-
teiligung einen außerordentlich positiven Effekt.
Fast zwei Drittel der Manager (64 Prozent) verwei-
sen auf eine erhöhte Technikakzeptanz bei den Be-
schäftigten als Folge von Arbeitnehmer-Partizipa-
tion. Ein weiterer Aktivposten ist, daß ein gutes
Drittel der Manager (34 Prozent) eine verstärkte
Identifikation der Arbeitnehmer mit ihrem Unter-
nehmen sieht.

Arbeitnehmervertreter bewerten die Erfolge der
Partizipation sehr ähnlich. Das gegenseitige Ver-
ständnis im Unternehmen hat sich erhöht; das Be-
triebsklima hat sich häufig verbessert; viele Beleg-
schaften identifizieren sich stärker mit dem Unter-
nehmen, und die Technikakzeptanz ist außeror-
dentlich gewachsen. Dabei gibt es zwischen beiden





Gruppierungen nur geringe Unterschiede in der
Bewertung. Arbeitnehmervertreter sehen die Er-
folge der Partizipation nicht ganz so positiv wie das
Management, und sie sehen zu etwas höheren An-
teilen (im Durchschnitt fünf Prozent) auch Ver-
schlechterungen, die vom Management kaum wahr-
genommen wurden (durchschnittlich zwei Pro-
zent).

Diese Einschränkungen trüben jedoch keineswegs
das positive Gesamtbild. In den analysierten Wir-
kungsfeldem hat Arbeitnehmerbeteiligung bei der
Einführung neuer Technologien in Europa aus
der Sicht beider Gruppierungen kaum negative
Effekte. Wo Partizipation Veränderungen bewirkt
hat, überwiegen eindeutig die positiven Bewertun-
gen.

VI. Die Zukunft von Arbeitnehmerbeteiligung

Es ist ein Allgemeinplatz psychologischer Erkennt-
nis. daß erfolgreiches Verhalten bestärkt und wie-
derholt wird. Wenden wir dieses Prinzip auf das
Problem der Arbeitnehmerbeteiligung bei techno-
logischen Innovationen an, so ist zu erwarten: Par-
tizipation, die in der Vergangenheit positive Wir-
kungen für alle Beteiligten hatte, hat eine erhöhte
Chance, in Zukunft intensiviert und ausgebaut zu
werden. Wie bereits dargelegt, berichteten sowohl
Manager als auch Arbeitnehmervertreter über zum
Teil sehr positive Erfahrungen mit den praktizier-
ten Beteiligungsprozeduren. Welche Konsequen-
zen hat dies für die Entwicklung des Partizipations-
konzepts in der Zukunft?

Schaubilder 8 und 9 fassen die Vorstellungen zu-
sammen, die beide Gruppierungen über die Inten-
sität der Beteiligung in den vier Phasen technischer
Innovationsprozesse für die Zukunft haben. Als
erstes Ergebnis ist hervorzuheben, daß sowohl Ma-
nager als auch Arbeitnehmervertreter in ihren Er-
wartungen an die Zukunft deutlich über die bisher
praktizierten Beteiligungsformen hinausgehen (vgl.
hierzu Schaubilder 2 und 3). Generell verschieben
sich die Wünsche in beiden Gruppen zu den höhe-
ren Beteiligungsformen. Allerdings wird in diesem
Punkte erstmals ein bedeutender Dissens zwischen
beiden sichtbar, denn die Wünsche der Arbeitneh-
mervertreter sind viel weitreichender als die der
Manager.
Unter den Managern haben sich die Anteile derer,
die für die Zukunft keine Arbeitnehmerbeteiligung
anstreben, gegenüber der Praxis in der Vergangen-
heit mehr als halbiert, und dies in fast allen Phasen
der Technikeinführung. In den beiden operationa-
len Phasen lehnt nur jeder zehnte Manager jedwede
Arbeitnehmerbeteiligung in der Zukunft ab. Bei
der Planung und Auswahl neuer Technologie leh-
nen zwar 15 bzw. 25 Prozent der Manager eine
künftige Arbeitnehmerbeteiligung ab, jedoch lie-
gen diese Anteile gegenüber der Praxis in der Ver-
gangenheit deutlich niedriger. Die größere Offen-
heit für Beteiligung macht sich vor allem im Wunsch
nach verstärkten Konsultationen bemerkbar. In
den beiden strategischen Phasen präferiert jeder
vierte und in den operationalen Phasen ca. jeder

dritte Manager in Europa konsultative Beteili-
gungsverfahren.

Wenig Veränderungen hingegen zeigen sich bei den
substantielleren Beteiligungsformen wie Verhand-
lungen und volle Mitbestimmung. Nur jeder zehnte
Manager befürwortet eine volle Mitbestimmung in 
der Planungsphase. Bei der Technikimplementie-
rung erhöht sich dieser Anteil auf 18 Prozent. Die
Zahlen zeigen, daß aus Sicht des Managements die
wichtigen Entscheidungen über den Gesamtprozeß
technischer Innovationen auch in Zukunft bei der
Unternehmensleitung verbleiben sollen. Abwei-
chende Positionen werden nur von einer kleinen
Minderheit der Manager, vor allem in Dänemark,
vertreten.

Die Vorstellungen der Arbeitnehmervertreter über
künftige Arbeitnehmerpartizipation gehen mehr-
heitlich jedoch weit über die Intentionen des Mana-
gements hinaus. In allen Phasen wünscht zumindest
ein Viertel der Arbeitnehmervertreter jeweils Kon-
sultationen und volle Mitbestimmung, und durch-
schnittlich 17 Prozent setzen auf Verhandlungsstra-
tegien. Der Wunsch nach intensiven Beteiligungs-
formen ist für die beiden operationalen Phasen der
Technikeinführung, der Implementation und der
Nachbewertung, am ausgeprägtesten. Gleicherma-
ßen deutlich richtet er sich auch auf die strategi-
schen Phasen, wobei sich die Phase der Technikse-
lektion (wie bereits in der Vergangenheit) als kri-
tisch erweist, auch für die Manager: Obwohl auf
wesentlich niedrigerem Niveau, wünschen hier
beide Gruppen in der Zukunft wenig Arbeitneh-
merbeteiligung, was sich in vergleichsweise hohen
Prozentsätzen „keine Beteiligung“ sowie „nur In-
formation“ ausdrückt. Somit erweist sich die kon-
krete Auswahl neuer Technologie als das für die
Partizipationsidee sperrigste Handlungsfeld, und
beide Gruppierungen bewerten die Situation ähn-
lich.

Schaubild 9 enthält ein weiteres interessantes und
etwas verwirrendes Detail: In die Planungs- und der
Selektionsphase wünscht rund ein Drittel der Ar-
beitnehmervertreter überhaupt nicht einbezogen
oder nur informiert zu werden. In den beiden ope-





rationalen Phasen beträgt dieser Anteil immerhin
noch rund 20 Prozent. Aus welchen Gründen könn-
ten Arbeitnehmervertreter auf Einflußmöglichkei-
ten auf das Management verzichten wollen? Hier ist
daran zu erinnern, daß die Idee einer Beteiligung
von Arbeitnehmervertretern an der Unterneh-
mens- und Betriebspolitik in den europäischen Ge-
werkschaften nicht unumstritten ist. Oft zögern Ge-
werkschafter und ihre Organisationen, für Fragen
der Beschäftigungssicherheit, der Arbeitsorganisa-
tion. der Qualifikationsentwicklung der Mitarbeiter
und für andere Problembereiche Verpflichtungen
zu übernehmen, durch die sie sich binden und die
ihren Handlungsspielraum einengen könnten.
Auch eine Beteiligung an der strategischen Tech-
nikplanung kann handlungslimitierende Verpflich-
tungen gegenüber dem Unternehmen und gegen-
über den betrieblichen Folgen dieser Mitbestim-
mung bedeuten.

Hier werden Fragen des gewerkschaftlichen Selbst-
verständnisses angesprochen, die generelle Bewer-
tung des Wirtschaftssystems, des Umgangs mit der
anderen Seite — den Unternehmern und Mana-
gern — .die Grundsatzfrage, wie konfliktreich oder
kooperativ die Beziehungen zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern sein sollten. In der Bun-
desrepublik praktizieren beide Tarifparteien einen
kooperativen Politikstil, und auch die Mitüber-
nähme von Verantwortung für Unternehmen und
Betriebe durch die Gewerkschaften und ihre Ver-
treter hat Tradition. Wir dürfen in diesem Zusam-
menhang jedoch nicht vergessen, daß wir hier euro-
päische Daten zur Beteiligungsfrage diskutieren
und daß die kooperativen Arbeitgeber-Arbeitneh-
mer-Beziehungen der Bundesrepublik keine euro-
päische Norm darstellen und auch unter den EG-
Staaten, die in unserer Auswahl erfaßt sind, eher in
der Minderheit sind.

VII. Zusammenfassung und Ausblick

Trotz dieser Einschränkungen bleibt festzuhalten,
daß im Durchschnitt der fünf analysierten Staaten
der Europäischen Gemeinschaft sowohl das Mana-
gement als auch die Arbeitnehmerseite künftig
mehr Partizipation praktizieren möchten. Daß da-
bei die Arbeitnehmerseite in ihren Erwartungen
hinsichtlich Intensität und Zeitpunkt der Beteili-
gung viel weiterreichende Vorstellungen hat als die
Gegenseite, überrascht nicht. Erstaunlich ist eher,
daß auch große Teile der Manager der Partizipa-
tionsidee für die Zukunft ein größeres Gewicht ein-
räumen. Die positiven Erfahrungen der Arbeitneh-
merbeteiligung haben hier ihre Spuren hinterlas-
sen. Dabei verlieren die Manager ihre Vorrechte
nicht aus dem Blick: Die Planung technologischer
Innovationen fällt in ihren Verantwortungsbereich,
und hier sind sie nur sehr begrenzt konzessionsbe-
reit. Für die operationalen Phasen der technischen
Innovation scheinen die Beteiligungsverfahren je-
doch ihren Wert für das Management bewiesen zu
haben. Die deutlich verstärkte Bereitschaft des Ma-
nagements zu intensivierter Partizipation ist Aus-
druck dieser Erfahrung.
Gleiches gilt für die europäischen Arbeitnehmer-
vertretungen. Sie sehen in den neuen Informations-

technologien häufig Gefahren für ihre Mitglieder
und ihre Organisation, wobei diese Gefahren oft
nicht exakt benannt und eingeschätzt werden kön-
nen. Diese Unsicherheit in der Situationseinschät-
zung ist auch eine Folge der noch unbekannten
Funktionsweisen und Konsequenzen der neuen
Technologien selbst. Durch ihr aktives Engagement
im Sinne versuchter Technikgestaltung können die
Arbeitnehmervertretungen dazu beitragen, Unsi-
cherheitszonen einzugrenzen und den gegenwärti-
gen wirtschaftlichen Strukturwandel in ihrem Sinne
zu beeinflussen. Wie die Analysedaten zeigen, tref-
fen sie dabei auf ein weitgehend aufgeschlossenes
Management.
In dem Maße, in dem beide Seiten positive Effekte
der Partizipation wahmehmen, wächst ihre Bereit-
schaft zu kooperativem Verhalten im Prozeß der
technologischen Modernisierung. Die bisherigen
Daten belegen die überwiegend positiven Erfah-
rungen beider Seiten mit den praktizierten Beteili-
gungsverfahren. Dies eröffnet verstärkte Chancen
eines kooperativen Politikstils zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern bei der zur Zeit stattfin-
denden umfassenden technologischen Modernisie-
rung in Europa.



Heinz Grohmann: Wozu brauchen Staat und Öffentlichkeit Daten?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/89, S. 3—14

Zwei Formen des öffentlichen Datenbedarfs werden im vorliegenden Beitrag unterschieden: Daten für den
individuellen Verwaltungsvollzug und solche zur Beschreibung, Erklärung, Planung und Gestaltung der
gesellschaftlichen Wirklichkeit (statistische Daten). Im wesentlichen erfolgt dabei eine Beschränkung auf
personen- bzw. bevölkerungsbezogene Daten. Grundsätzlich ist eine enge Zweckbindung Voraussetzung
für die Zulässigkeit der Erhebung. Beispiele sind die Datenerhebung im Mcldewesen, für die Sozialhilfe,
die Rentenversicherung, die Arbeitsvermittlung und die Besteuerung. Der Datenbedarf ist um so größer
und differenzierter, je mehr der Staat bei seinen Maßnahmen bemüht ist, die Verwirklichung sozialer
Prinzipien, Einzelfallgerechtigkeit, aber auch Schutz vor ungerechtfertigter Inanspruchnahme von Leistun-
gen miteinander zu verbinden.
An Beispielen aus den Bereichen Bevölkerungs- und Arbeitsmarktentwicklung, Alterssicherung, Gesund-
heitswesen, Einkommens- und Vermögensverteilung und Wohnungswesen wird veranschaulicht, welche
Arten von Daten gebraucht und welche Einsichten mit ihnen gewonnen werden. Auch hier wird deutlich,
daß der Datenbedarf tendenziell um so größer und differenzierter ist. je mehr er dazu geeignet sein soll. den
Anforderungen an den modernen Rechts- und Sozialstaat Rechnung zu tragen.

Paul Kevenhörster: Der Einsatz von Computern in der Demokratie. Informations-
probleme von Parlament und Regierung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/89, S. 15—24

Die politischen Institutionen sind auf leistungsfähige Systeme der Informationsverarbeitung und Politik-
beratung angewiesen. Die Dynamik der Wissensausweitung und die Leistungsexplosion der neuen Kom-
munikationstechniken stellen an Politik und Verwaltung höhere Anforderungen bei der Festlegung des
eigenen Informationsbedarfs und der Informationsverarbeitung. Offenheit, Dezentralisierung und Plura-
lität der Kommunikationsnetze sind erforderlich, um der Gefahr der Datenherrschaft vorzubeugen.

Die Automation des Verwaltungshandelns und die Leistungsausweitung des modernen Wohlfahrtsstaates
vergrößern den Informationsvorsprung der Regierung gegenüber dem Parlament. Zu Nervensträngen des
elektronischen Zeitalters sind computergestützte Informationsnetze geworden, die in der Regel der Ver-
waltung zugeordnet sind. Vordringlich ist daher eine bessere Informationsausstattung und Beratung des
Deutschen Bundestages. Dabei geht es zum einen um den Aufbau eines neuen parlamentarischen Infor-
mations- und Kommunikationssystems, um den Bundestag mit neuen Informations- und Kommunikations-
techniken auszustatten. Es geht ferner um die Einrichtung einer leistungsfähigen Institution der Techno-
logiefolgen-Abschätzung und -Bewertung, um den Primat der Politik in der Forschungs- und Technolo-
giepolitik zu sichern und Chancen und Risiken des technologischen Wandels frühzeitig offenzulegen.

Bernd H. Liedtke: Der Computer im Amt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/89, S. 25—34

Gegen den Einsatz von Informationstechnik in der öffentlichen Verwaltung wurde und wird auch das
Argument vorgebracht, dies würde den Bürger im Umgang mit der Verwaltung abschrecken. Träfe dies zu,
dann stünde das im Widerspruch zur Vorstellung, Qualitätsverbesserungen von Verwaltungsleistungen
durch Technikeinsatz erreichen zu können. Es wird an einem Beispiel gezeigt, daß dies keineswegs so sein
muß. Dazu werden die Ausgangslage, die Hoffnungen und die Befürchtungen zu Beginn der achtziger
Jahre nachgezeichnet, die an ein Forschungs- und Entwicklungsvorhaben geknüpft waren, dessen aus-
drückliches Ziel es war, durch den Einsatz von mehr und besserer Informationstechnik zu mehr Bürgernähe
einer Kommunalverwaltung zu gelangen. Es wird berichtet, was aus der Sicht des Bürgers aus den
ursprünglichen Zielvorstellungen geworden ist. Kurzgefaßtes Fazit: So wie sich die Stadtverwaltung heute
präsentiert, ist der Einsatz von Informationstechnik durchaus gelungen.

Dieter Fröhlich/Dieter Fuchs/Hubert Krieger: Technischer Wandel und Arbeitnehmer-
beteiligung in Europa
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/89, S. 35—47

Im Sinne des von der Europäischen Kommission eingeleiteten sozialen Dialogs sollen durch Arbeitneh-
merbeteiligung die technische Modernisierung der Betriebe gefördert und ihre innerbetrieblichen Wirkun-
gen gesteuert werden. Zu diesem Thema plant die Europäische Gemeinschaft eine Befragung in allen
EG-Mitgliedsstaaten. Für die Bundesrepublik, Großbritannien, Frankreich, Italien und Dänemark liegen
erste Befragungsergebnisse von jeweils 2 326 Managern und Arbeitnehmervertretern vor.

Die Daten zeigen, daß das bisherige Ausmaß der Beteiligung von Arbeitnehmervertretern bei der Tech-
nikeinführung gering ist. Die Arbeitnehmerbeteiligung konzentriert sich vor allem auf die operativen
Phasen der Technikeinführung. Sie ist besonders gering in den Phasen der Technikplanung und -auswahl.
Im Urteil sowohl der befragten Manager wie der Arbeitnehmervertreter hat die praktizierte Beteiligung
vielfach positive Effekte auf betriebliche Entscheidungsprozesse, auf die Nutzung von Mitarbeiterqualifi-
kationen. auf das gegenseitige Verständnis der betrieblichen Akteure, auf die Technikakzeptanz und
andere Bereiche. Für die Zukunft wünschen sowohl große Teile der Manager als auch der Arbeitnehmer
den Ausbau von Beteiligungsprozeduren.
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